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Streit um Kohle 

In der Lausitz wird über 
die Erweiterung beste¬ 
henden Braunkohletage¬ 
baus gestritten. 
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„Nicht ohne Utopie“ 

Ein Buch für politisch 
Neugierige und Aktive: 
Die Hermann-Kant-Bio- 
graphie von Linde Salber. 
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Überlauf-Effekt 

Migration in Afrika hat 
viele Ursachen. Die 
wichtigste: Ressourcen¬ 
raub 
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Merkel, die Dritte 

Krise bleibt. Fortschrittliche Perspektive erkämpfen! 


„Der Bundeskanzler bestimmt die 
Richtlinien der Politik und trägt da¬ 
für die Verantwortung.“ So steht es im 
Grundgesetz, Art. 65. Niemand hat 
bisher bezweifelt, dass diese Richtli¬ 
nienkompetenz auch einer Bundes¬ 
kanzlerin zusteht. Am wenigsten Frau 
Merkel selbst. Hinter fraulichem Auf¬ 
treten versteht sie es, eiserne Zähne 
zu verbergen. So hat sie zwei Kanzler¬ 
schaften unbeschädigter überstanden 
als jeder Amtsinhaber vor ihr. Nie¬ 
mand hat politische Weggefährten, 
Gegner, Freunde und Parteifreunde so 
geräuschlos erhöht und erniedrigt wie 
die Dame aus der Uckermark. Sigmar 
Gabriel wäre schlecht beraten, wenn 
er das auch nur einen Augenblick ver¬ 
gäße. 

Die Große Koalition ist vor allem eins: 
Die dritte Kanzlerschaft der Angela 
Merkel. Mit uneitlem Realismus folgt 
sie den Vorgaben und Ratschlägen der 
Unternehmerverbände. Gleichzeitig 
verliert sie selten aus dem Auge, dass 
es ihre Aufgabe ist, diese unpopuläre 
Politik geschickt zu verkaufen. Wäre 
es einem Helmut Kohl gelungen, die 
„linke“ Mehrheit jenseits der Uni¬ 
on zu brechen? Wohl kaum. Wer ihr 
aus dem rechts-konservativen Lager 
Sozialdemokratisierung der Union 
vorwirft, mag Recht haben. Irgend¬ 
ein Ziel konservativer und neolibera¬ 
ler Politik ist trotzdem nicht verfehlt 
worden. 

Unter Merkel sind die Folgen der 
Krise erfolgreich auf die arbeitenden 
Menschen in Deutschland und Euro¬ 
pa abgewälzt worden, das deutsche 
Kapital wurde gestärkt. Der Einfluss 
„der“ Deutschen auf die EU war nie 
größer. Es gibt kaum ein Politikfeld, 
auf dem der Neoliberalismus unter 
Merkel nicht vorangekommen wäre. 
Die beste Voraussage für die Große 
Koalition ist deswegen, dass sich die 
Politik der letzten beiden Regierun¬ 
gen 1:1 fortsetzen wird. 

So sieht das anscheinend auch Ul¬ 
rich Grillo, Präsident des Bundes¬ 
verbands der Deutschen Industrie 
(BDI), der anlässlich der Unterzeich¬ 
nung des Koalitionsvertrags mittei- 
len ließ: „Der Zuschnitt des Kabi¬ 


netts mit der Mischung aus erfahre¬ 
nen und frischen Kräften sowie die 
Zuständigkeitsbereiche zeigen: Die 
Regierung ist gewillt, Unschärfen im 


Koalitionsvertrag durch zielgerichte¬ 
te Politik auszufüllen.“ Nix Demokra¬ 
tie, nix Mitgliederentscheid der SPD 
und sonstiger Firlefanz. Zielgerichte¬ 
te Politik fürs Kapital und: was geht 
uns der Koalitionsvertrag an? Konse¬ 
quent mahnt Grillo eine Energiewen¬ 
de im Unternehmerinteresse an. Wie 
bei Merkel üblich werden wir scheib¬ 
chenweise erfahren, was das bedeutet. 
Etwas Gutes jedenfalls nicht. 

Das allein schon deswegen, weil die 
systemische Krise bleibt und alle Sta¬ 
bilisierungsversuche der Neoliberalen 
nicht wirklich fruchten. Die Spaltung 
der Gesellschaft schreitet weiter vor¬ 
an. Immer weniger Menschen identifi¬ 
zieren sich mit dieser Republik. Auch 
eine so überwältigende Bundestags¬ 
mehrheit wie die von Union/SPD re¬ 


präsentiert nicht die ganze Gesell¬ 
schaft. Wahlenthaltung und Fünf-Pro- 
zent-Hürde sind da nur Phänomene. 
Diese Gesellschaftsform verliert an 


Zustimmung, weil sie kaum noch ist, 
was sie vorgibt zu sein. 

Die Bundesrepublik ist weder sozial 
noch friedlich, Solidarität verschwin¬ 
det, nackter Eigennutz dominiert das 
gesellschaftliche Leben. Im Mitglie¬ 
derentscheid der SPD wird wie im 
Brennglas deutlich, wie Politik um 
Zustimmung bei Teilen buhlt, um alle 
zu beherrschen. Am Schluss sind alle 
betrogen. Die SPD-Mitglieder und 
-Wähler um einen Politikwechsel, 
die SPD-Führung um die Dominanz 
in der Koalition, die Gesellschaft um 
eine echte Demokratie. 

In dieser Gesellschaft gewinnen reak¬ 
tionäre und reaktionärste Politikkon¬ 
zepte an Boden, weil viele Menschen 
nicht sehen, wie Errungenschaften 
wirksam verteidigt und eine progres¬ 


sive Perspektive entfaltet werden 
kann. Vor der parlamentarischen und 
außerparlamentarischen Opposition 
steht (nicht nur) in den nächsten vier 


Jahren die Aufgabe, den Blick genau 
dafür zu öffnen. So schlecht stehen die 
Chancen nicht. Hier, in Europa und in 
der ganzen Welt sind die Kräfte des 
sozialen Fortschritts und des Friedens 
in der überwältigenden Mehrheit. 
Der Riss durch die Gesellschaft geht 
auch quer durch die herrschenden 
Parteien. So grandios wie man es uns 
vorgaukelt, haben die SPD-Mitglieder 
dem Koalitionsvertrag keineswegs zu¬ 
gestimmt. Viele haben nur keine fort¬ 
schrittliche Alternative gesehen. 
Diese kann nur in den Kämpfen für 
mehr Demokratie, für Frieden, gegen 
Faschismus, für soziale Gerechtigkeit 
und eine lebenswerte Umwelt geöff¬ 
net werden. Auf geht’s. GroKo, wir 
kommen. 

Adi Reiher 



Frank-Walter Steinmeier beim „Herz der Wirtschaft“. Ob Merkel, Gabriel oder Steinmeier: Die Interessen des Kapitals 
sind gesichert... 


Die Jugend der Welt traf sich in Quito 

18. Weltfestspiele der Jugend und Studenten in Ecuador beendet 


Am vergangenen Freitag endeten 
die 18. Weltfestspiele der Jugend und 
Studenten in Ecuador. Eine Woche 
lang hatten sich rund 10 000 Jugend¬ 
liche aus mehr als 85 Ländern in der 
Hauptstadt Quito getroffen, disku¬ 
tiert und gefeiert. Eröffnet wurde das 
Festival von Rafael Correa, dem Prä¬ 
sidenten Ecuadors: „Wir müssen uns 
die Welt so machen, wie wir sie wol¬ 
len, und nicht so, wie das Kapital sie 
haben will“, gab er die Richtung an. 
Im Mittelpunkt des Festivals stand 
traditionell das antiimperialistische 
Tribunal unter dem Vorsitz des be¬ 
kannten argentinischen Rechtsan¬ 
walts Beinsz Szmukler. „Das Ziel die¬ 
ses Tribunals ist es, die vom Imperi¬ 
um gegen die Bürger dieses Planeten 


begangenen Verbrechen symbolisch 
und ethisch zu bestrafen“, erklärte er 
zum Auftakt der Verhandlungen. Es 
war der deutschen Delegation Vorbe¬ 
halten, die Anklage zu eröffnen. Sie 
klagte die Bundesregierung u.a. für 
die Beteiligung am Angriffskrieg ge¬ 
gen Jugoslawien Ende der 90er und 
die darauf folgende Kriegspolitik an. 
Angeprangert wurde auch die bruta¬ 
le Destabilisierung der Wirtschaft der 
europäischen Länder auf Kosten der 
Bürgerinnen und Bürger. 

Wichtiger Bestandteil des Tribunals 
war die Entschädigungsklage von Be¬ 
wohnern des Amazonas-Quellgebiets 
gegen den US-Konzern Chevron, 
der dort massive Umweltzerstörun¬ 
gen durch Erdöl verursacht hat. Die 


meisten Verschmutzungen „hätten 
vermieden werden können“, wenn der 
Konzern die nötigen Schutzmaßnah¬ 
men getroffen hätte, erläuterte Ecu¬ 
adors Außenminister Ricardo Patino 
in seiner Klagerede. 

Emotionaler Höhepunkt war der 
Auftritt von Eliän Gonzalez. Der 
heute 20-Jährige war 1999 gegen den 
Willen seines in Kuba lebenden Va¬ 
ters über ein halbes Jahr lang in Mia¬ 
mi festgehalten worden. Der damals 
Sechsjährige war von seiner Mutter 
mit auf die illegale Überfahrt von 
Kuba in die USA genommen wor¬ 
den. Das Boot kenterte, nur Eliän 
überlebte. Detailliert zählte Gonzales 
die Verbrechen der USA gegen seine 
Heimat auf und schloss seine Rede 


sichtbar bewegt mit den Worten: „Ich 
fordere euch auf, gegen den Imperia¬ 
lismus aufzustehen.“ 

In einer Abschlusserklärung verur¬ 
teilen die Teilnehmer der 18. Welt¬ 
festspiele die US-Blockade gegen 
Kuba und solidarisieren sich mit den 
Kämpfen der Völker Palästinas, der 
Westsahara und Zyperns um Selbst¬ 
bestimmung. Unterstützt wird der 
Friedensprozess in Kolumbien, wäh¬ 
rend die Kriege des Imperialismus 
gegen Syrien, Afghanistan, Libyen, 
Eritrea, Mali und den Irak verurteilt 
werden. 

W.R. 


(Fotos siehe Seite 8) 


Thema der Woche 


Vom Umgang mit neo¬ 
faschistischer Gewalt 

Nachdem vor zwei Jahren - für die 
Ermittlungsbehörden „völlig über¬ 
raschend“ - die Mordserie des „Na¬ 
tionalsozialistischen Untergrunds“ 
(NSU) aufgedeckt wurde und Unter¬ 
suchungsausschüsse auf Bundes- und 
Länderebene verheerende Details 
über die Rolle der Sicherheitsbehör¬ 
den ans Tageslicht gebracht hatten, be¬ 
gann im Mai 2013 vor dem 6. Strafsenat 
des Oberlandesgerichts München end¬ 
lich der Prozess gegen Beate Zschä- 
pe sowie vier der Unterstützer wegen 
terroristischer Gewalttaten. 

Seite 9 



UZ-Pressefest 2014 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 j Dortmund 



DKP-Werbematerialien (auch zum 
Pressefest): Seite 15 


Luxemburg-Liebknecht- 
Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 

Berlin, Samstag, 11. Januar 2014 

An der Urania 17, Ul Wittenberg¬ 
platz, 19.00 Uhr bis 20.00 Uhr (zwi¬ 
schen Podiumsdiskussion und Anti¬ 
kriegskonzert der Luxemburg-Kon¬ 
ferenz) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der 
SDAJ 

Gyula Thürmer, Vorsitzender der 
Ungarischen Arbeiterpartei 
Vertreterin der kommunistischen 
Jugend Griechenlands (KNE) 
Arbeiterlieder mit Achim Bigus und 
Nils & Katha 

Eintritt frei - 
Gäste sind willkommen! 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Sag mir, wo sind sie geblieben 


Es ist noch nicht lange her, da stell¬ 
te SPD-Kanzlerkandidat Peer Stein¬ 
brück mit großem Medien-Tamtam 
seine von ihm großspurig „Kompe¬ 
tenzteam“ genannte Wahlhelfertrup¬ 
pe dem gemeinen Wähler vor. Als 
mögliche künftige Minister wurden 
sie dem Wahlvolk vorgestellt, mit Lob 
überhäuft und den jeweiligen Ziel¬ 
gruppen als schmackhafter Wahl-Kö¬ 
der vorgeworfen. Inzwischen ist die 
Wahlschlacht längst geschlagen und 
die SPD-Spitze mit wehenden Fah¬ 
nen zum Gegner übergelaufen. Heu¬ 
te (15. 12. 2013) unterzeichnet SPD- 
Boss Sigmar Gabriel den Koalitions¬ 
vertrag, sprich Unterwerfungs vertrag. 
Im Gegenzug gibt es Ministerpos¬ 
ten für nicht wenige, doch keinen 
für die Damen und Herren Mitglie¬ 
der im ehemaligen SPD-Kompe- 
tenzteam. Nicht nur Klaus Wiesehü¬ 
gel, auch Cornelia Füllkrug-Weitzel, 
Gesche Joost oder Oliver Scheytt 
verschwanden schon kurz nach ihrer 
Ernennung im Wahlschatten und ge¬ 
hen jetzt sang- und klanglos leer aus. 
Sie spielten spätestens ab den Koaliti¬ 
onsverhandlungen keine Rolle mehr, 
sie waren nur Teil der Inszenierung 
für das SPD-Wahltheater. Doch sie 
genossen ihre Rolle. Der gewichtige 
Vorsitzende der Gewerkschaft Bau¬ 
en, Agrar, Umwelt, Klaus Wiesehü¬ 
gel, erklärter Gegner der Agenda 
2010 und auch der Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit, knüpfte seine Zu¬ 
kunft bedingungslos an die SPD und 
legte dafür seinen Posten als Gewerk¬ 
schaftsvorsitzender nieder und gab 
diesen dann sogar ganz auf, nur um 
für die SPD als designierter Arbeits¬ 
und Sozialminister in die Schlacht zu 
ziehen. Kanzlerkandidat Peer Stein¬ 
brück hatte ihn doch so nett darum 
gebeten. Wiesehügel vertraute auf 
des Genossen Wort, dass wenn er 
wolle, er bei einem Wahlsieg Arbeits¬ 
minister werde. Das Kompetenzteam 
werde ja nicht einfach nur zum Spaß 
berufen. Die Stuttgarter Zeitung aber 
ahnte gleich: „Es ist ein Himmel¬ 
fahrtskommando, auf das sich Klaus 
Wiesehügel da einlässt.“ Klaus Wie¬ 
sehügel brauchte länger, aber Ende 
September 2013 sah er sich bemüßigt 
via „Bild“-Zeitung“ seine Parteifüh¬ 



rung an ihn zu erinnern. Er habe seit 
seiner Nominierung ins Kompetenz¬ 
team die „die Zusage, dass ich Ar¬ 
beitsminister werden soll“ und er¬ 
innert: „Dies galt auch für den Fall 
einer großen Koalition.“ Er habe, so 
Wiesehügel, bislang „keine Meldung 
bekommen“, dass sich an der ihm 
gegebenen Zusage etwas geändert 
habe. Doch das Dementi kam jetzt 
und heißt Andrea Nahles. Dumm ge¬ 
laufen, aber wie konnte Wiesehügel 
als erfahrener Gewerkschafter auch 
vergessen, dass man bürgerlichen Po¬ 
litikern und Kapitalisten nicht weiter 
trauen kann als man sich selbst zu¬ 
traut einen Elefanten zu werfen. 

Das Arbeitsministerium besetzt nun 
Andrea Nahles, bis gerade noch SPD- 
Generalsekretärin. Andrea Nahles ist 
bekennende Katholikin und leiden¬ 
schaftliche Autofahrerin und war so¬ 
gar mal kurzzeitlich bei den Gewerk¬ 
schaften beschäftigt. All dies erklärt 
sich aus ihrer Biographie. Ihr früherer 
langjähriger Lebensgefährte Horst 
Neumann war von 1997 bis 2007 der 
VW-Arbeitsdirektor und ehemaliges 
Mitglied im Audi-Vorstand. Als Nah¬ 
les wegen des schlechten SPD-Wahl- 
ergebnisses der rheinland-pfälzischen 
SPD den Wiedereinzug in den Bun¬ 
destag verpatzt hatte, überwinterte 
sie von 2002 bis 2005 im Hauptstadt¬ 
büro der IG Metall. Die Arbeitswelt 
in den Fabriken, an den Kassen bei 
ALDI oder Lidl oder z.B. die Arbeit 
in den Krankenhäusern und Pflege¬ 
heimen kennt sie nur aus der Litera¬ 
tur und von Betriebsbesichtigungen, 
Tafelläden vielleicht von Presseter¬ 
minen. 


Wenn die Stunde 90 Minuten hat 

Praktiken des Kapitals zur Unterlaufung 
des Mindestlohnes 


Nach der Einigung in den Koalitions¬ 
verhandlungen zum Thema, Einfüh¬ 
rung eines gesetzlichen Mindestloh¬ 
nes laufen die Vorbereitungen im La¬ 
ger der Arbeitgeber zur Unterlaufung 
des Mindestlohnes auf Hochtouren. 
Viele Praktiken des Kapitals zur Un¬ 
terlaufung des Mindestlohnes werden 
bereits seit Jahren praktiziert. Als Pa¬ 
radebeispiele dienen die Gebäuderei¬ 
nigung und das Bauhauptgewerbe. In 
beiden Branchen gibt es seit Jahren 
Mindestlöhne. In beiden Branchen 
werden die Mindestlöhne von den Ar¬ 
beitgebern ausgehebelt und missach¬ 
tet. In der Firma des Vizepräsidenten 
des Verbandes baugewerblicher Un¬ 
ternehmer in Hessen, haben die Ar¬ 
beitnehmer täglich bis zu 60 Minuten 
Mehrarbeit geleistet. Im Klartext: Der 
Mindestlohn wurde durch unbezahlte 
Arbeitszeit untergraben. In Bauunter¬ 
nehmen mit Werkvertragsarbeitneh¬ 
mern sehen die Praktiken noch anders 
aus. Arbeitnehmer bekommen auf dem 
Papier den ihn zustehenden Mindest¬ 
lohn, die Arbeitszeit beträgt aber täg¬ 
lich 10 bis 12 Stunden, von denen nur 
8 bezahlt werden. 

Die Ausbeutung geht weiter. Es wird 
den Arbeitnehmern täglich eine Sum¬ 
me von 30 Euro für die Übernachtung 
in Containern oder Massenunterkünf¬ 
ten abgezogen. Für die Pausenzeiten 
im „Bauwagen“ wird ein „Sitzgeld“ 
in Abzug gebracht. Am Ende ist der 
Arbeitnehmer verpflichtet (so einzel¬ 
vertragliche Regelungen) eine tägliche 


Vermittlungsprovision an ein dubioses 
Anwerberunternehmen zu zahlen. In 
vielen Fällen arbeiten Arbeitnehmer 
für 4 bis 6 Euro brutto die Stunde. In 
der Gebäudereinigung sieht es etwas 
anders aus. Die Innenreiniger und In- 
nenreinigerinnen erhalten den Min¬ 
destlohn, doch statt ein Stockwerk 
z.B. in einer Schule wie früher in drei 
Stunden zu reinigen, bekommen sie 
als Zeitvorgabe nur noch zwei Stun¬ 
den. Sollte die Arbeit nicht in der Zeit¬ 
vorgabe erledigt werden, reinigen die 
Frauen und Männer den Rest „ehren¬ 
amtlich“. Dieses trifft immer häufiger 
zu, da die Reinigung nicht mehr in der 
vorgegebenen Zeit zu leisten ist. Ab 
dem 1. Januar stehen für die Innenrei- 
nigerinnen neue Zeiten an, der Min¬ 
destlohn im Gebäudereinigerhand¬ 
werk erhöht sich von 9 Euro auf 9,31 
Euro. Dies bedeutet, dass sich die Zeit 
wieder verändern wird, so wird ab dem 

1. 1. 2014 die Stunde im Gebäuderei¬ 
nigerhandwerk 90 statt 60 Minuten 
haben. 

Vereinzelt wehren sich die Beschäf¬ 
tigten gegen die Ausbeutung, doch in 
vielen Fällen steht die Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes im Vor¬ 
dergrund. Viele Beschäftigte, die zum 
Mindestlohn beschäftigt werden, sind 
auf einen „Zweitjob“ angewiesen, um 
im täglichen Überlebenskampf zu 
überleben. Ein Mindestlohn von 8,50 
Euro fördert Ausbeutung und Armut 
sowie die Unterwanderung von Tarif¬ 
verträgen. Andreas Goerke 


Streik und Aussperrung 
bei der PIN Mail AG 

Seit 14 Jahren keine Lohnerhöhung - ver.di will über einen 
Mantel- und Entgelttarifvertrag verhandeln 


M ehrere hundert Beschäftigte 
der PIN AG haben am Diens¬ 
tagmorgen in Berlin einen 
unbefristeten Streik begonnen. Damit 
würden sie auf die am Montag verhäng¬ 
te Aussperrung reagieren, sagte ver.di- 
Sprecher Roland Tremper. Zuletzt hat¬ 
ten die PIN-Beschäftigten am 6. und 
7. Dezember gestreikt. Nach Angaben 
der Gewerkschaft ver.di hat der Arbeit¬ 
geber nun die 200 Zusteller ausgesperrt, 
die sich an dem Ausstand beteiligt hat¬ 
ten. Sie dürfen nicht arbeiten und be¬ 
kommen auch kein Geld. Seit gut 20 
Jahren hat kein deutsches Unternehmen 
mehr zu einem so entwürdigenden Mit¬ 
tel gegriffen. Seit Monaten fordern die 
Beschäftigten ihren Arbeitgeber auf in 
Verhandlungen mit ver.di zu treten, um 
einen Tarifvertrag und existenzsichern¬ 


de Löhne zu bekommen. Doch die PIN 
AG weigert sich beharrlich. Stattdessen 
will sie jetzt den Streik mit Streikbre¬ 
cherprämien brechen, 
ver.di fordert einen Mantel- und Ent¬ 
gelttarifvertrag, der ein Plus von 11,5 
% mehr Lohn für die Zusteller bringen 
soll. Auf den ersten Blick klingt die ver. 
di-Forderung nach 11,5 % mehr Gehalt 
viel. Doch die PIN-Beschäftigten ver¬ 
dienen bei einer 40-Stunden-Arbeitswo¬ 
che lediglich zwischen 1 380 und 1 490 
Euro brutto monatlich. Seit 14 Jahren 
haben sie keine Gehaltserhöhung er¬ 
halten, gleichzeitig stiegen die Lebens¬ 
haltungskosten in Berlin in diesem Zeit¬ 
raum um mehr als 20 Prozent. „Das, was 
wir fordern, stellt nicht mal das Lohn¬ 
niveau wieder her, das die Kolleginnen 
und Kollegen vor 14 Jahren hatten“, be¬ 


tont ver. di-Verhandlungsführer Roland 
Tremper. 

Die PIN MAILAG stellt unter anderem 
für das Land Berlin die komplette Be¬ 
hördenpost zu. Gleichzeitig müssen et¬ 
liche PIN-Beschäftigte noch ergänzende 
Sozialleistungen beziehen, um über die 
Runden zu kommen oder Nebenjobs 
ausüben. Damit kommt der zu niedri¬ 
ge Lohn nicht nur die betroffenen Be¬ 
schäftigten, sondern auch die gesamte 
Gesellschaft teuer zu stehen. Hier findet 
eine klare Subventionierung von Brief¬ 
dienstleistungen durch die Steuerzahler 
statt. Für die PIN MAIL AG ist das ein 
lohnendes Geschäft, das Unternehmen 
erzielt satte Gewinne. Eigentümer sind 
die Verlagsgruppe Georg von Holtz- 
brinck und die TNT Post Deutschland. 

W.T./verdi.de 


Sozialverbände schlagen Alarm 

Hunderttausend Menschen in Deutschland haben keinen Krankenversicherungsschutz 


Noch über 100 000 Menschen in 
Deutschland haben keinen Kranken¬ 
versicherungsschutz und sind dennoch 
von erheblichen Beitragsschulden be¬ 
troffen, befürchten die großen Sozial- 
und Wohlfahrtsverbände. Gemeinsam 
appellieren Der Paritätische Gesamt¬ 
verband, der Sozialverband VdK und 
der Volkssolidarität Bundesverband an 
alle Menschen, die sich bislang nicht 
krankenversichert haben, dies unbe¬ 
dingt bis zum 31. Dezember 2013 nach¬ 
zuholen, um noch von der bestehenden 
Regelung zum Beitragsschuldenerlass 
profitieren zu können. 

„Alle Bürgerinnen und Bürger haben 
das Recht auf eine bezahlbare Kran¬ 
kenversicherung. Noch bis zum 31.12. 
können bisher Nichtversicherte vom 
befristeten Schulderlass profitieren. 
Wir raten den Betroffenen dringend: 
Melden sie sich bei ihrer letzten Kran¬ 


kenversicherung“, so Ulrike Mäscher, 
Präsidentin des Sozialverbandes VdK. 
„Das Beitragsschuldengesetz bietet 
die Möglichkeit, in die Krankenver¬ 
sicherung einzutreten, ohne sich neu 
zu verschulden“, so Dr. Frank-Micha¬ 
el Pietsch, amtierender Präsident des 
Volkssolidarität Bundesverbandes. 
Gleichzeitig wird dazu aufgerufen, 
die Regelung für den Beitragsschul¬ 
denerlass zu entfristen. „Die geringe 
Beteiligung hat gezeigt, dass die Be¬ 
fristung keine Anreizwirkung hat. Wir 
brauchen deshalb eine Entfristung der 
Regelung, um das absurde Anhäufen 
von Beitragsschulden durch Nichtver- 
sicherte ein für allemal zu beenden“, 
so Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsit¬ 
zender des Paritätischen Gesamtver¬ 
bandes. 

Hintergrund des gemeinsamen Ap¬ 
pells ist die zum 31. Dezember 2013 


auslaufende Regelung zum Beitrags¬ 
schuldenerlass für Nichtversicherte. 
Seit 2007 besteht eine Versicherungs¬ 
pflicht in Deutschland. Menschen, die 
bisher ohne Krankenversicherung 
waren, müssen in der Regel alle seit 
Einführung der Versicherungspflicht 
aufgelaufenen Beiträge nachbezah¬ 
len, selbst wenn sie bis heute keine 
Leistungen in Anspruch genommen 
haben. 

Mit dem so genannten Beitragsschul¬ 
dengesetz, das zum 1. August 2013 
in Kraft getreten ist, wurde eine be¬ 
fristete Regelung zum Erlass dieser 
Schulden getroffen. Diese können 
Betroffene jedoch nur noch bis zum 
31. Dezember 2013 in Anspruch neh¬ 
men. Nach Schätzungen der Verbände 
haben nur wenige tausend Menschen 
die Regelung bisher in Anspruch ge¬ 
nommen. 


Auf die eigene Kraft vertrauen 

Stellungnahme des ver.di-Bezirks Stuttgart zum Koalitionsvertrag 


Eine beachtenswerte Stellungnahme 
des ver.di-Bezirks Stuttgart zum Koa¬ 
litionsvertrag von CDU/CSU und SPD 
geben wir an dieser Stelle im Wortlaut 
wieder. 

ver.di Stuttgart hat sich vor der Wahl 
für folgende Ziele eingesetzt: 

1. Höhere Steuern für die Superreichen 
und großen Unternehmen, damit der 
Staat seinen Aufgaben bei der Daseins¬ 
vorsorge nachkommen kann und die 
Bundesländer und Kommunen nicht 
immer mehr verarmen. 

2. Sofortiger Mindestlohn von 8,50 
Euro für alle Bereiche, rasch anstei¬ 
gend auf 10 Euro, damit der Verar¬ 
mung trotz Arbeit ein schnelles Ende 
bereitet wird. 

3. Solidarische Bürgerversicherung 
und Pflegevollversicherung mit paritä¬ 
tischer Finanzierung, damit die 2-Klas- 
sen-Medizin aufhört, die Reichen ihren 
Beitrag an den Solidarleistungen zah¬ 
len und die finanziellen Belastungen 
(insbesondere bei Pflegefällen) redu¬ 
ziert werden. 

4. Abschaffung der Rente mit 67 und 
Rücknahme der Rentenkürzungen, da¬ 
mit Altersarmut nicht noch mehr zum 
Massenproblem wird. 

5. Zurückdrängen von Markt und 
Wettbewerb im Gesundheitswesen 
und Verbesserung der Arbeits- und 
Behandlungsbedingungen in den 
Krankenhäusern und in der Pflege. 
Nach Vorliegen des Koalitionsvertra- 
ges müssen wir feststellen: 

1. Es gibt keine Steuererhöhungen für 
die Reichen. Die Verarmung der öf¬ 
fentlichen Hand wird spätestens beim 
nächsten Konjunkturabschwung und 
beim vollständigen Greifen der Schul¬ 
denbremse wieder massiv zunehmen. 
Dann droht erneuter Sozialabbau, Ver¬ 


schlechterung öffentlicher Daseins¬ 
vorsorge und Privatisierung. Derzeit 
hohe Steuereinnahmen rechtfertigen 
es nicht, die strukturelle Verwerfung 
im Steuerrecht bestehen zu lassen. Die 
Mehreinnahmen könnten auch dazu 
genutzt werden, die Masse der Be¬ 
schäftigten von Steuern zu entlasten. 

2. Der Mindestlohn kommt, aber voll¬ 
ständig erst 2017. Diverse Minijobs sind 
gänzlich davon ausgenommen. Eine 
Erhöhung ist erst ab 2018 möglich. 8.50 
Euro sind jetzt schon wenig. 2018 sind 
sie bereits wieder ein Hungerlohn. 

3. Es wird keine Bürgerversicherung 
geben und auch keine Pflegevollver¬ 
sicherung. Die Reichen werden auch 
weiterhin nicht in die Solidarkassen 
einzahlen, sondern sich eine Luxusbe¬ 
handlung leisten. Familien die pflege¬ 
bedürftige Angehörige haben werden 
weiter finanziell stark belastet. Beson¬ 
ders zu kritisieren ist, dass der Arbeit¬ 
geberbeitrag zur Krankenversicherung 
bei 7,3 % eingefroren bleibt. Damit 
müssen alle zukünftigen Beitragsstei¬ 
gerungen durch die Versicherten auf¬ 
gebracht werden. 

4. Die Rente mit 67 bleibt und auch 
alle anderen Verschlechterungen bei 
der Rentenhöhe. Die Verbesserungen 
für Rentner mit über 45 Jahren Er¬ 
werbstätigkeit und bei der Mütterren¬ 
te sind in sich inkonsequent: Mit An¬ 
steigen der Regelaltersgrenze auf 67 
steigt auch hier wieder das Eintritts¬ 
alter von 63 auf 65 Jahre an und die 
Mütter mit Kindern vor 1992 werden 
schlechter behandelt als die anderen 
Mütter. Weil keine zusätzlichen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, bedeu¬ 
ten sie aber für alle anderen Rentner 
Kürzungen. Insgesamt ist das Renten¬ 
niveau durch Riester- und Nachhal¬ 


tigkeitsfaktor so stark gesunken, dass 
für die meisten Renten Altersarmut 
droht. Hieran will die Koalition nichts 
ändern. 

5. Im Gesundheitswesen wird kein mü¬ 
der Euro mehr ausgegeben, obwohl 
ein Investitionsstau von über 6 Mrd. 
Euro in den Krankenhäusern besteht 
und obwohl die Beschäftigten dort auf 
dem Zahnfleisch gehen, gibt es keine 
gesetzlich vorgeschriebenen Personal¬ 
mindestzahlen und den Kassen wird 
die Möglichkeit eingeräumt über Zu- 
und Abschläge und selektive Verträge 
mit einzelnen Krankenhäusern diese 
in einen noch stärkeren Dumpingwett¬ 
bewerb zu treiben. Noch mehr Markt 
und Wettbewerb in diesem Bereich 
heißt aber noch mehr Personalabbau, 
noch schlechtere Versorgung, noch 
mehr unnötige Behandlungen (wenn 
sie sich lohnen), noch mehr Selekti¬ 
on von Patienten die sich lohnen bzw. 
nicht lohnen. 

ver.di Stuttgart ist deshalb der Mei¬ 
nung, dass dieser Koalitionsvertrag - 
trotz einzelner Verbesserungen im 
Detail - weder einen Politikwechsel 
noch die Grundlage für eine nachhal¬ 
tige Verbesserung der Lage der großen 
Masse der Bürgerinnen und Beschäf¬ 
tigten darstellt. 

ver.di Stuttgart begreift es als ihre Auf¬ 
gabe - unabhängig von der Zusam¬ 
mensetzung der Regierung - an ihren 
Zielen festzuhalten und die politische 
Auseinandersetzung darum zu führen. 
Dazu werden wir unsere Mitglieder 
und die Beschäftigten auch weiter¬ 
hin mobilisieren und sie auffordern, 
auf ihre eigene Kraft zu vertrauen und 
gemeinsam - mit oder gegen die re¬ 
gierenden Parteien - ihre Interessen 
durchzusetzen. 
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Nobel, 

Es hat offensichtlich seinen Grund, 
warum der Wirtschaftsnobelpreis, kor¬ 
rekt der „ in Erinnerung an Alfred No¬ 
bel gestiftete Preis für Wirtschaftswis¬ 
senschaften“, eine Art Tarnunterneh¬ 
men der schwedischen Reichsbank ist. 
Zu Popularisierung einer spezifischen 
Richtung der US-Ökonomie, könnte 
man sagen. Von 74 Preisen gingen 53 
an US-Amerikaner. Ausnahmen bestä¬ 
tigen die Regel. Mit Eeonid Kantoro- 
witsch ging der Preis einmal sogar in 
die UdSSR. 1975. Etwas Begleitmu¬ 
sik zur „Entspannungspolitik“ Einer 
der aktuell Ausgezeichneten ist der 
Eugene Fama. Und das ist in etwa so, 
als hätte man den Inquisitor Serristori, 
Galileos Gegner, für den Nobelpreis 
für Physik auserkoren. 

„Ja. Der Markt ist rational“, bekannte 
Mr. Fama vor einigen Tagen im FAZ- 
Interview, „ die Preise an Finanzmärk¬ 
ten spiegeln stets die verfügbaren 
Informationen wieder.“ Ach, und nach 
denen war dann ein Haus in USA, 
England, Irland, Spanien irgendwann 
doppelt so viel wert, wie noch einige 
Jahre zuvor, um kurz danach, wieder 
ganz rational, auf den halben Preis 
einzudampfen. Er glaube nicht an 
Blasen. „Blasen beinhalten, dass die 
Preise hochgehen.“ Da niemand pro¬ 
gnostizieren könne, wann die Preise 
wieder herunter gehen, gebe es „ keinen 
Beweis, dass sie existierten “ meinte der 
Nobelpreisträger. Deshalb möge er 
das Wort Blase nicht. Na, wenn man es 
nicht mag. 

Die Finanzkrise ist nach Mr. Fama 
logischerweise auch nicht durch die 
geplatzte Spekulation, sondern „ durch 
eine riesige Rezession“ausgelöst 
worden. Die kam zwar zeitlich da¬ 
nach, aber was solVs. „Keiner (genau¬ 
er meint Mr. Fama hier wohl: Keiner 
in der Universität Chicago, KW) hat 
diese Rezession kommen sehen.“ Wie 
auch, wo es so etwas doch eigentlich 
gar nicht gibt. 

Alles eine Frage von „Angebot und 
Nachfrage. Sie bestimmen, wo die 
Preise sich hinbewegen.“ Das gilt auch 
für das Geld. „Nein, die Zentralban¬ 
ken sind nicht so mächtig, wie die 
meisten Menschen denken. (...) Sie 
liefern gute Geschichten für die Medi¬ 
en.“ Selbst bei den Zinsen reagierte sie 
nur auf den Markt. „Die Zentralban¬ 
ken können nicht verhindern, dass die 
Zinsen derzeit extrem niedrig sind.“ 


Es ist geschafft. In einer konzertier¬ 
ten Aktion aus Unternehmerverbän¬ 
den Gewerkschaften und neoliberaler 
Kampfpresse ist die große Koalition in¬ 
stalliert worden. Was mit der Wulf-De¬ 
montage begann, hat in der Mitglieder¬ 
befragung der SPD ihren Abschluss ge¬ 
funden. Der Rest ist Formsache. 

Als Belohnung dürfen sich nun, nach¬ 
dem das Parteivolk erfolgreich auf Li¬ 
nie getrimmt ist, auch die Gabriels ganz 
offiziell über ihre Plätze an den Fetttrö¬ 
gen freuen. „Opposition ist Mist.“ Die 
ersehnte „GroKo“ war aber nicht wirk¬ 
lich in Gefahr. Wer die Schröder/Ries¬ 
ter-Enteignungen in der Partei über¬ 
dauert hat, den wird auch ein dräuender 
Vizekanzler Gabriel nicht mehr aus sei¬ 
nem sozialdemokratischen Winterschlaf 
aufwecken können. 

Stellt sich die Frage: Wozu das Gan¬ 
ze? Eines scheint sicher, entgegen dem 
taktisch motivierten Gestöhn aus den 
Unternehmerzentralen und dem selbst¬ 
vergessenen Kopfnicken aus den Ge¬ 
werkschaftsbüros dürfte es sich hier - 
nicht - um eine sozialdemokratische 
Wellnesskur handeln. „Deutschland 
geht es gut.“ Die Wirtschaft brummt. 
Vollbeschäftigung, Fachkräftemangel. 
Sogar die Kinder lernen wieder. Man 
kennt das. Bald dürfte der medial ver¬ 
stärkte, rhetorische Realitätsersatz 
auch vom neuen „Superminister“ zu 
vernehmen sein. Eigentlich hat er bei 
Frau Merkels vollmundigen Herzensbe¬ 
kenntnissen wohl schon immer halblaut 
mitgemurmelt. 


Nobel 


„Das Gesundheitswesen 
ist lebensgefährlich“ 

Bundesweiter Flashmob gegen Pflegenotstand 


Wer hätte das gedacht? Herr Bernan¬ 
ke und Herr Draghi haben den Zins 
auf nahe Null gesenkt - und wollten 
das eigentlich gar nicht. Der Markt 
war‘s. Toll! Weshalb man auch nichts 
machen könne, um die nächste Krise 
vorherzusagen oder gar zu verhin¬ 
dern. „Natürlich, es gibt Menschen, die 
über Jahre hinweg gute Vorhersagen 
treffen. Aber wenn man sieht, wie we¬ 
nige das sind, sollte man skeptisch sein 
und sich fragen, ob die nicht einfach 
Glück gehabt haben. Tja, so sieht es 
aus. Man kann es nicht ändern.“ 
Spätestens hier stellt sich die Frage, 
was mit den grundstürzenden Theori¬ 
en des Mr. Fama wohl anzufangen ist. 
Wenn nichts vorhersagbar und alles 
eine Frage von Angebot und Nach¬ 
frage, kurz des Marktes ist. Wozu 
dann die University of Chicago Booth 
School of Business? Wozu dann Mr. 
Fama ‘s Distinguished Service Profes¬ 
sor of Finance? In Zeiten „knapper 
Kassen“? Doch halt. Etwas Preiswür¬ 
diges gibt es dennoch. Das Fama- 
French-Dreifaktorenmodell. Man 
muss es nicht kennen. Es soll Aktien¬ 
renditen erklären. Nicht ganz unser 
Problem. 

Die reale Welt des „Boom and Bust“ 
als unerklärlich abstempeln, die fiktive 
Welt des Aktienschwindels als rati¬ 
onal begreifen zu wollen und dafür 
einen „Nobelpreis“ kassieren. Das ist 
immerhin eine Feistung in Realitäts¬ 
verlust, die der des Signore Serristori 
doch recht nahe kommt. Napoleon 
sagte bekanntlich von den alten Bour¬ 
bonen: „ Sie haben nichts gelernt und 
nichts vergessen.“ Bei den marktradi¬ 
kalen „ Top-Ökonomen“ so etwas wie 
die Hl. Inquisition des neoliberalen 
Turbokapitalismus, sieht es offenbar 
nicht sehr viel anders aus. 

Klaus Wagener 


Arbeitnehmerrechte gefährdet 

Zum Beginn der dritten Verhandlungs¬ 
runde für ein EU-Handelsabkommen 
mit den USA sagte Claus Matecki, 
DGB-Vorstandsmitglied: „Die Ver¬ 
handlungsführer von EU und USA 
müssen die Interessen der Bevölke¬ 
rung endlich stärker in den Blick neh¬ 
men. Die geplante transatlantische 
Handelsliberalisierung darf nicht zu 
Lasten der Beschäftigten oder der Um¬ 
welt gehen.“ 


U ngläubige Blicke bei Passanten 
und Zuschauern auf dem Bad 
Kreuznacher Kornmarkt: Punkt 
16 Uhr legten sich rund 70 Frauen und 
Männer aller Altersgruppen auf das 
nicht gerade warme Pflaster. Es war 
nicht eine krankheitsbedingte Schwä¬ 
che, die sie zu Boden zwang, sondern 
der Ausdruck ihres Protests gegen ein 
krankes System. Die „Pflege am Bo¬ 
den“ diese Botschaft von Beschäftig¬ 
ten aus Pflegeberufen prangte in roter 
Schrift auf einem Transparent. Zeit¬ 
gleich fanden am 14. Dezember auch 
Flashmobs in 70 weiteren deutschen 
Städten statt, so auch in Berlin, Ham¬ 
burg, Dortmund und München. Bereits 
am 16. November waren es 3 000 Betei¬ 
ligte in 60 Städten. In Bad Kreuznach 
nahmen auch Menschen, die nicht in 
der Pflege arbeiten, aus Solidarität teil, 
darunter Gewerkschafter, Sozialdemo¬ 
kraten, die Ratsfraktion der Linkspar¬ 
tei und Mitglieder der DKP. 

Es war dies der dritte bundesweite 
Flashmob einer laut Presseberichten 
von Osnabrück ausgehenden Bewe¬ 
gung, die nach Aussage der Veran¬ 
stalter Wert auf ihre Unabhängigkeit 
von Parteien und Gewerkschaften 
legt. Was Betroffene den Pressever¬ 
tretern in Bad Kreuznach berichte¬ 
ten, ist bezeichnend für die Situation 
in der Pflege bundesweit. Es fehlen 
mindestens 30 000 Fachkräfte. Über¬ 
belastung bei durchweg schlechter 
Bezahlung macht die Pflegeberu¬ 
fe für junge Menschen immer unat¬ 
traktiver. Ständiger Zeitdruck, wenn 
man z.B. in der mobilen Pflege beim 
Wechsel des Einsatzorts auf verstopf¬ 
ten Straßen steht, aber auch immer 
mehr Aufwand für Dokumentation 
des Geleisteten statt Zeit für Zuwen¬ 
dung zu den Patienten. Zudem ver¬ 
missen Pflegekräfte eine angemesse¬ 
ne gesellschaftliche Wertschätzung ih¬ 
rer oft nicht nur körperlich schweren 
Arbeit. „Wir wollen, dass sie wieder 
menschenwürdig und zugewandt ge¬ 
staltet werden kann. Darum legen wir 
uns auf den Boden - um andere dazu 
zu bewegen, aufzustehen und mit uns 
für unsere Ziele einzustehen“, hieß es 
im Aufruf zum Flashmob. 


Der DGB-Kreisvorstand Bad Kreuz¬ 
nach erklärte sich mit den Pflegekräften 
solidarisch. In einer auf dem Kornmarkt 
übergebenen Erklärung hieß es u.a.: „In 
der Pflege zeigt sich neben der Bildung, 
dass in einem der reichsten Länder der 
Welt zu wenig Mittel für elementare 
Bedürfnisse der Mehrzahl der Bewoh¬ 
nerinnen und Bewohner auf ge wendet 
werden“, und weiter „Nach Jahrzehn¬ 
ten einer Politik der Steuergeschenke 
an Großverdiener, Millionäre und Mil¬ 
liardäre lassen wir den Vorwand, es sei 
kein Geld da, nicht gelten. Auch hier 
treten wir für ein UmFAIRteilen ein.“ 
Die Gewerkschafter wollen vor Ort das 
Gespräch mit der Initiative „Pflege am 
Boden“ suchen, ihre organisatorische 
Unabhängigkeit im politischen Kampf 
um Veränderungen dabei achten. „Wir 
können mit ihnen (den Pflegekräften) 
kämpfen, aber nicht stellvertretend. 
Wären mehr als 8 Prozent der Beschäf¬ 
tigten organisiert, könnte mehr bewegt 
werden“, vor allem in den Krankenhäu¬ 
sern, Pflegeheimen etc. 

Es gab in den letzten Jahrzehnten 
immer wieder Bewegung wegen des 
Pflegenotstands. Erkämpfte Verbes¬ 
serungen änderten aber nichts am 
Grundübel, der Unterfinanzierung des 
Gesundheitswesens, aber auch der Pro¬ 
fitmacherei der Pharmakonzerne und 
der Hersteller medizinisch-technischer 
Geräte. So sammelte ver.di 2008 ge¬ 


meinsam mit dem Deutschen Berufs¬ 
verband für Pflegeberufe 185 000 Un¬ 
terschriften für einen Stopp des Perso¬ 
nalabbaus in der Pflege. „Wer Kranke 
und Pflegebedürftige versorgt, darf 
nicht selbst krank werden durch uner¬ 
trägliche Belastungen bei der pflege¬ 
rischen Arbeit“, hieß es in dem Aufruf 
dazu. Aktuell fordert ver.di eine gesetz¬ 
liche Personalbemessung und verbes¬ 
serte Krankenhausfinanzierung, damit 
die sinkende Versorgungsqualität und 
die unerträgliche Arbeitsbelastung in 
den Einrichtungen gestoppt werden. 
Die Kranken- und Pflegeversicherung 
solle für die Zukunft wieder solidarisch 
und paritätisch fnanziert werden. Und 
ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 
soll eine würdevolle Pflege im Alter 
garantieren. 

„Das Gesundheitswesen ist lebensge¬ 
fährlich. Altenpflegerinnen arbeiten 
bis zum Umfallen und können die al¬ 
ten Menschen trotzdem nicht ausrei¬ 
chend betreuen. Kein Geld, heißt es 
aus Berlin. Aber für Rüstung ist das 
Geld immer vorhanden.“ So stand es 
in einem Maiaufruf der DKP, der nicht 
an Aktualität verloren hat, ebenso wie 
die Notwendigkeit, breite Allianzen 
für eine menschenwürdige statt profit¬ 
orientierte Versorgung bei Krankheit 
und im Alter zu schaffen. Der nächs¬ 
te Flashmob findet am 11. Januar 2014 
statt. Volker Metzroth 



In 70 Städten fanden zeitgleich am 14. Dezember Proteste gegen ein „krankes“ 
Pflegesystem statt. 


Jubel und Hosianna allerorten! 

Die „GroKo“ ist durch. Pech gehabt, Europa! 


Klar, da gibt es die Aufreger „Mindest¬ 
lohn“, die „Mütterrente“, die „Rente mit 
63“ und ähnlichen faulen Zauber. Hier 
lassen sich noch Myriaden Talkshow- 
Sendestunden füllen. Dafür braucht 
man allerdings keinen Superminister 
Gabriel. Ein kurzer Blick nach Europa. 
Da hat man merkwürdig lange nichts 
gehört. Außer, dass wahlweise Grie¬ 
chenland, Italien, Spanien, Portugal 
oder Irland auf dem bekannten, „guten 
Wege“ ist, auf dem man sich besser nicht 
aufhält. Da haben Schwarz und Gelb 
ihre Europa-Erfolge geradezu scham¬ 
haft versteckt. Und das, wo sie gerade 
auch die Menschen in der Ukraine da¬ 
mit beglücken wollte. Sie wolle „einen 
leistungsstarken Kontinent, der seinen 
Bürgern auch in Zukunft Wohlstand 
bieten kann“, hatte die Kanzlerin der 
Bild-Zeitung verraten. Wie die Europäi¬ 
sche Statistikbehörde Eurostat ermittelt 
hat, sind wir da auf dem besten Wege. 
Von 505,7 Mio. Einwohner der EU-28 
sind 124,5 Mio. von Armut und sozialer 
Ausgrenzung bedroht. Jeder Vierte. In 
Griechenland nun jeder Dritte (35 %), 
beim „baltischen Musterschüler“ Lett¬ 
land 37 %, Rumänien 42 %, Bulgarien 
49 % und nicht wenige Menschen auf 
dem Majdan mühen sich gerade nach 
Kräften, in dieser Statistik auch einen 
der vorderen Plätze einnehmen zu dür¬ 
fen. 

Im Oktober dieses Jahres waren in der 
EU-28 „leistungsstarke“ 26,6 Millio¬ 
nen Menschen als arbeitslos gemeldet. 
10,9 %. In der Eurozone 12,1 %. Spani¬ 


en liegt nun bei 26,7 %, Griechenland 
bei 27,3 % und auch Italien stabilisiert 
sich bei 12,5 %. Jeder vierte Jugendliche 
in der EU ist arbeitslos (EU-28:23,7 %; 
EU-17:24,4 %) Hier dürften die Spitzen¬ 
reiter Griechenland und Spanien bald 
die 60 % erreichen. 

Nun herrscht bei Schwarz-Rosa bekannt¬ 
lich die Meinung vor: Nicht unser Pro¬ 
blem. Soll sich doch dieser Club Med mal 
aus seiner Hängematte herauswälzen und 
es statt mit Schuldenmachen mit ehrlicher 
Arbeit versuchen. Werdet doch auch Ex¬ 
portweltmeister! Also Schuldenbremse, 
Rentenklau, Entlassungen, Schließungen, 
Privatisierungen. Das ganze Programm. 
Der Erfolg: Die griechische Industrie¬ 
produktion brach mit der Krise um satte 
33 % ein. Die Ausrüstungsinvestitionen 
um 55 %. Die reale Lohnsumme liegt sat¬ 
te 39,9 % unter Vorkrisenniveau. Dafür 
sind die Schulden trotz Schuldenschnitts 
auf 177 %/BIP gestiegen. Hier liegt be¬ 
kanntlich die Blaupause für den Rest der 
Euro-Krisenländer. 

Und davon gibt es zügig mehr. Nun hat 
es auch die Niederländer erwischt. Stan¬ 
dard & Poor‘s hat die Bonität des Lan¬ 
des von „AAA auf „AA+“ herab gestuft. 
Die dritte Rezessionsphase in dieser Kri¬ 
se hat den ehemaligen Vorzeigestaat fest 
im Griff. (Wieder einen der vielen doch 
so tollen Musterschüler.) Seit 2008 sind 
die Hauspreise um 30 % gefallen. Kre¬ 
dite platzen, Banken wackeln, die Kauf¬ 
kraft sinkt, die Arbeitslosigkeit steigt. 
Immer die gleiche Trostlosigkeit. Damit 
verfügt die EU über gerade noch fünf 


Staaten, Dänemark, Finnland, Luxem¬ 
burg, Schweden und Deutschland, mit 
Spitzenrating. 

Klar dürfte sein, dass mit Schwarz-Rosa 
keine Änderung der deutschen Europa- 
Politik zu erwarten ist. Und hier dürf¬ 
te auch der wesentliche Grund für ihre 
Existenz liegen. Die Einschläge kom¬ 
men näher. Ab einem gewissen Niveau 
werden Schulden zunehmend zu einem 
Problem der Gläubiger. Insbesondere 
dann, wenn Gläubiger und Schuldner in 
einer Währungsunion aneinandergeket¬ 
tet sind. Zwar hat die EZB mit ihrem 
„Whatever it takes“ (Was auch immer 
es kostet) erst einmal für Ruhe an der 
Spekulationsfront gesorgt, aber das soll¬ 
te nicht davon ablenken, dass die real¬ 
wirtschaftlichen und die daraus entste¬ 
henden finanzwirtschaftlichen Ungleich¬ 
gewichte keineswegs dadurch beseitigt 
sind, dass man der darauf aufsetzenden 
Spekulation den Hebel aus der Hand 
schlägt. 

Da die deutschen Prämissen für die Eu¬ 
ropapolitik nach wie vor lauten: Erhalt 
des deutschen Handelsbilanzüberschus¬ 
ses, Erhalt der Eurozone und Ausschluss 
eines irgendwie gearteten finanziellen 
Ausgleichsmechanismus, müssen sich die 
auflaufenden Bilanzdefizite bzw. -Über¬ 
schüsse zwangsweise aufaddieren. Zwar 
haben einige Euro-Länder ihre Handels¬ 
bilanzdefizite reduzieren können, aber 
nur durch die, dem Wirtschaftseinbruch 
folgenden Importreduktionen. Und da 
die deutsche Exportfähigkeit zu einem 
erheblichen Teil an die Importfähig¬ 


keit der europäischen „Partner“ gekop¬ 
pelt ist, ist ein europäischer Mechanis¬ 
mus nach unten installiert. Solche Din¬ 
ge brauchen ihre Zeit, wie man an der 
Euro-Krise sehen kann, aber dafür gibt 
es umso weniger Chancen ihnen zu ent¬ 
kommen. 

Schon die bislang aufgelaufenen Risiken 
sind beachtlich. Finanzminister Schäuble 
hat sie kürzlich mit 310 Mrd. Euro, also 
etwa der Höhe des Bundeshaushaltes 
beziffert. Das ifo-Institut hat sie für den 
Fall des Euro-Zusammenbruchs inklusi¬ 
ve der Insolvenz von Italien und Spani¬ 
en mit 637 Mrd. Euro beziffert. Zu bei¬ 
den Zahlen und den damit verbundenen 
Annahmen wäre einiges zu sagen, klar 
aber dürfte sein, dass es im Zweifel nicht 
reichen wird, sich wie seinerzeit vor die 
Kamera zu stellen und mit treuherzigem 
Augenaufschlag zu verkünden: „Die 
Spareinlagen sind sicher!“ Das glaubt 
nach dem Zypern-Desaster ohnehin nie¬ 
mand mehr, der noch seine fünf Sinne 
zusammen hat. 

Es ist eine alte Tradition. Immer, wenn 
die Sozialdemokratie ins Regierungs- 
Boot geholt wird, ist irgendetwas im 
Busch. Dann geht es vor allem um die 
Rückendeckung an der Heimat- und 
Arbeitsfront. Dafür durfte nun selbst 
die FDP über die Klinge springen. Es 
scheint also wichtig zu sein. Und wichtig, 
dass ist die Europa-Strategie dem deut¬ 
schen Imperialismus allemal. Schließlich 
haben dafür schon Millionen ins Gras 
beißen müssen. Auch Sozialdemokraten. 

Klaus Wagener 
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Streit um Kohle 


Anhörung zum Tagebau in der Lausitz 



Proteste bei der Anhörung zur geplanten Erweiterung des bestehenden 
Braunkohletagebaus. 


Naturschutzgeschichte 
Ostdeutschlands im Internet 

Seit kurzem ist eine spezielle Internet¬ 
seite zur Naturschutzgeschichte in Ost¬ 
deutschland zwischen 1945 und 1990 - 
also eine Geschichte des Naturschutzes 
in der Sowjetischen Besatzungszone und 
in der DDR - freigeschaltet. Die Inter¬ 
netseite, die unter der Adresse www. 
naturschutzgeschichte-ost.de aufrufbar 
ist, enthält nicht nur Ausschnitte aus den 
Zeitzeugenberichten, sondern stellt die 
Naturschutzgeschichte in Ostdeutsch¬ 
land zwischen 1945 und 1990 insgesamt 
in vier Phasen dar, die anhand der ent¬ 
wicklungsbestimmenden Rechtsgrund¬ 
lagen und anhand wesentlicher Ereignis¬ 
se gegliedert wurden: 

In der Phase 1945 bis 1954 galt das 
Reichsnaturschutzgesetz von 1935 wei¬ 
ter. In dieser Phase gab es innovative 
Ansätze der Landschaftsanalyse und - 
gestaltung wie die „Landschaftsdiagno¬ 
se der DDR“ (1950/52), die die weltweit 
wohl erste landesweite Bestandsaufnah¬ 
me von wichtigen Umweltproblemen 
wie Erosion, Luftverunreinigungen, Ge¬ 
wässerverschmutzung und Problemen 
der Rekultivierung von Braunkohleta¬ 
gebauen. 

In der Phase 1954 bis 1970 galt ein neu¬ 
es Naturschutzgesetz, das „Gesetz zum 
Schutz und zur Pflege der heimatlichen 
Natur“ von 1954. Auf seiner Grundlage 
erfolgten eine Neuorganisation der Na¬ 
turschutzarbeit und die Gründung des 
ersten zentralen Naturschutzforschungs¬ 
instituts in Deutschland. Zu den Erfol¬ 
gen gehört, dass ein wissenschaftlich be¬ 
gründetes System der Natur- und Land¬ 
schaftsschutzgebiete entstand. 

In der Phase 1970 bis 1982 bot das 1970 
verabschiedete „Gesetz über die sozi¬ 
alistische Landeskultur“ von 1970 zu¬ 
nächst Anlass für Hoffnungen auf mehr 
und besseren Natur- und Umweltschutz. 
Es führte zur Einrichtung des Ministeri¬ 
ums für Umweltschutz und Wasserwirt¬ 
schaft. Die „sozialistische Intensivie¬ 
rung“ mit Merkmalen wie den „Kom¬ 
plexmeliorationen“, „industriemäßiger“ 
Agrarproduktion mit Trennung von 
Tierhaltung und Pflanzenbau und indus¬ 
trieller Eortwirtschaft, der „Ölschock“ 
und die darauf folgende Renaissance 
der Braunkohle ließen alle Hoffnungen 
bald sterben. 

Die Phase 1982 bis 1990 begann mit 
der Umweltdaten-Geheimhaltungsver- 
ordnung des Ministerrates der DDR. 
Umweltprobleme wurden zu Merkma¬ 
len des Niedergangs der DDR-Gesell- 
schaft und ließen eine oppositionelle 
Umweltbewegung entstehen und er¬ 
starken. Anspruch und Wirklichkeit 
klafften im staatlichen Natur- und Um¬ 
weltschutz zunehmend auseinander, An¬ 
passungsstrategien kamen 1989 zu spät. 

Hermann Behrens 

Residenzpflicht kriminalisiert 
weiter 

„Die Residenzpflicht kriminalisiert Asyl¬ 
suchende und Geduldete - daran haben 
die bisherigen Lockerungen nichts geän¬ 
dert, und daran wird sich auch nach den 
von der künftigen Koalition geplanten 
minimalen Korrekturen nichts ändern“, 
kommentiert Ulla Jelpke, innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Traktion „Die Lin¬ 
ke“, die Antwort der Bundesregierung 
(BT-Drucksache 17/137) auf eine Klei¬ 
ne Anfrage der Linksfraktion. Jelpke 
weiter: 

„Nach den nun vorliegenden Zahlen 
erhielten in den Jahren 2009 bis 2012 
jährlich zwischen 2000 und 2600 Asyl¬ 
bewerberinnen und -bewerber eine 
Strafanzeige nach Paragraf 85 Asylver¬ 
fahrensgesetz - mehrheitlich sind dies 
Verstöße gegen die Residenzpflicht be¬ 
ziehungsweise gegen behördliche Aufla¬ 
gen zum Wohnsitz. In 14 der 16 Bundes¬ 
länder dürfen Asylsuchende mittlerweile 
den Bezirk der zuständigen Ausländer¬ 
behörde erlaubnisfrei verlassen, aller¬ 
dings nicht das jeweilige Land. Diese 
gelockerte Praxis hat offenkundig nicht 
dazu geführt, die Zahl der Strafanzei¬ 
gen wegen Residenzpflichtverletzungen 
deutlich zu reduzieren. Die im Koaliti¬ 
onsvertrag vereinbarte Änderung, wo¬ 
nach die Residenzpflicht künftig generell 
auf das Bundesland beschränkt bleiben 
soll, ist reine Kosmetik. Sie vollzieht auf 
gesetzgeberischer Ebene nur nach, was 
ohnehin bereits gängige Praxis in allen 
Ländern außer Bayern und Sachsen ist.“ 


D ie Lausitz streitet über ihre 
Zukunft. Vor einer Woche hat 
in Cottbus eine zweite Anhö¬ 
rung stattgefunden, auf der die Ein¬ 
wände gegen die Erweiterung eines 
bestehenden Braunkohletagebaus 
nahe der südbrandenburgischen Stadt 
Cottbus diskutiert werden sollte. Be¬ 
gleitet war die Anhörung von Protes¬ 
ten: Einerseits haben Vattenfall und 
die Bergbaugewerkschaft IGBCE 
ihre Arbeiter und Mitglieder mobili¬ 
siert, für die Erweiterung zu demons¬ 
trieren; andererseits hatten Umwelt¬ 
organisationen zu Protesten gegen 
selbige aufgerufen. 

Die Pläne für den Tagebau Welzow- 
Süd II sind umstritten. Auch innerhalb 
der rot-roten Landesregierung gibt es 
Unstimmigkeiten über die langfristige 
Ausrichtung der Energie- und Klima¬ 
schutzpolitik. Umweltministerin Anita 
Tack (Die Linke) musste eine kritische 
Stellungnahme zu den Tagebauplänen 
auf Druck des Infrastrukturministe¬ 
riums (SPD-geführt) und des Wirt¬ 
schaftsministers Ralf Christoffers (Die 
Linke) zurückziehen und durch eine 
entschärfte Version ersetzen. 

In der Stellungnahme hatte das Um¬ 
weltministerium die Tagebaupläne 

Briefkasten von 
Umweltaktivisten zum 
dritten Mal gesprengt 

grundsätzlich infrage gestellt, weil es 
keine energiepolitische Notwendigkeit 
für den Tagebau gebe und die Klima¬ 
schutzziele des Landes gefährdet wür¬ 
den. Zudem hatte das Umweltministe¬ 
rium die Strategische Umweltprüfung 
durch die Raumordnungsbehörde, die 
dem Infrastrukturministerium unter¬ 
steht, gerügt. Es seien keine Alternati¬ 
ven zur Verstromung der Braunkohle 


Mit Matthäus Weiß, Vorsitzender des 
Landesverbandes Schleswig-Holstein 
vom Verband Deutscher Sinti und 
Roma e.V., sowie dem stellvertreten¬ 
den Vorsitzenden Hauke Bruhns führ¬ 
te der ,Runde Tisch gegen Rassismus 
und Laschismus - Kiel 4 eine Diskussi¬ 
onsveranstaltung „Sinti und Roma in 
Deutschland“ durch. 

Zunächst stellte Matthäus Weiß fest, 
dass viele Menschen es anscheinend 
immer noch als Belastung empfinden, 
mit der Geschichte der Verfolgung von 
Sinti und Roma konfrontiert zu wer¬ 
den. Dieses wird durch Reaktionen 
wie „es muss auch einmal gut sein, mit 
dieser Trage“ zum Ausdruck gebracht. 
Weiß legt demgegenüber dar, dass es 
nicht nur die Geschichte der Verfolgten 
ist - ob nun Sinti, Roma, Juden oder 
anderer -, sondern unsere gemeinsame 
Geschichte ist. 

Von Politikern verschiedener Partei¬ 
en wird oft über die Verfolgung und 
Verbrechen an den Sinti und Roma 
geredet, doch durch andere Aussagen 
und Taten gleich wieder in Trage ge¬ 
stellt. Als Beispiel nannten Matthä¬ 
us Weiß und Hauke Bruhns die Rede 
von Kanzlerin Merkel, bei der Einwei¬ 
hung des Mahnmals für die ermorde¬ 
ten Sinti und Roma am 24. Oktober 
2012 in Berlin. Es sei eine wirklich 
schöne Rede mit vielen warmen Wor¬ 
ten gewesen, der Widerspruch lag da¬ 
rin, dass parallel Abschiebungen von 
Llüchtlingen - auch Sinti und Roma - 
durchgeführt wurden. „Welche Lehren 
wurden gezogen aus der Geschichte, 
wenn Menschen abgeschoben wer¬ 
den, die ihre Lamilien in den KZ der 
Laschisten verloren haben?“ fragte 
Weiß. Eine daraufhin erfolgte Anfra¬ 
ge an die Kanzlerin wurde bis heute 
nicht beantwortet. 

Im November 2013 war Matthäus 
Weiß mit einer Delegation des In¬ 
nenministers aus Schleswig-Holstein, 
Andreas Breitner, in Rumänien und 
Mazedonien. Die Lebenssituation der 


in der neuen Grube untersucht wor¬ 
den. 

Das Infrastrukturministerium hat¬ 
te sich bei seinem Veto auf eine vom 
Wirtschaftsressort in Auftrag gegebe¬ 
ne Studie berufen, welche die ener¬ 
giepolitische Notwendigkeit belegen 
sollte. An dieser Trage war bereits die 
erste Passung des Braunkohleplans 
gescheitert. Sie ist entscheidend da¬ 
für, ob ein Grundrechtseingriff wie 
die notwendige Umsiedlung von 825 
Menschen zulässig ist. Dem Gutach¬ 
ten des Wirtschaftsministeriums steht 
ein Gutachten des Umweltministeri¬ 
ums entgegen, dass von Christian von 
Hirschhausen vom Deutschen Insti¬ 
tut für Wirtschaftsforschung (DIW 
Berlin) erarbeitet wurde. Es weist da¬ 
rauf hin, dass die bestehenden Tage¬ 
baue ausreichen, um die vorhandenen 
Kraftwerke bis nach 2040 zu versorgen 
und dass die Klimaziele der Bundesre¬ 
publik und des Landes Brandenburg 


nicht eingehalten werden können, 
wenn ein neuer Tagebau aufgeschlos¬ 
sen wird. 

Die Anhörung selbst verstärkte den 
Eindruck der Anwesenden noch mehr, 
dass es sich um kein faires Verfahren 
handelt. So wies Rene Schuster von 
der Grünen Liga darauf hin, dass vie¬ 
le Braunkohlebefürworter zur Anhö¬ 
rung zugelassen wurden, obwohl sie 
sich nicht zum Plan geäußert hätten. 
Andererseits habe die Planungsbehör¬ 
de Gegner aus nicht nachvollziehbaren 
Gründen ausgeschlossen. Ein Stadt¬ 
verordneter aus Senftenberg wies auf 
Verletzungen der Neutralitätspflicht 
des Staates hin. Mehrere Verwaltun¬ 
gen hatten es zugelassen, dass bei ih¬ 
nen Unterschriften für die Braunkohle 
gesammelt werden konnten. Der Stadt¬ 
verordnete übergab der Planungsbe¬ 
hörde Lotos, die belegen, dass Verwal¬ 
tungen damit weitermachten, nachdem 
die Planungsbehörde diese Praktiken 


offiziell untersagt hatte. Die Anwältin 
der Umweltorganisation Greenpeace, 
Roda Verheyen, sagte darauf, der 
Braunkohleplan drohe vor den Ver¬ 
waltungsgerichten wegen Lorm- und 
Verfahrensfehler zu scheitern. Klagen 
gegen ihn seien wahrscheinlich. 

Selbst das Gutachten des Wirtschafts¬ 
ministeriums konnte der Diskussion 
nicht standhalten. Mit Spannung war 
der Vortrag des Gutachters, Professor 
Erdmann, erwartet worden. Er stellte 
sein Gutachten mit den Worten vor: 
„Das ist ein Szenario, man kann es im 
Grunde auch anders machen.“ Durch 
Nachfragen wurde deutlich, dass Erd¬ 
mann eine Studie im Sinne Vattenfalls 
geschrieben hat. Der Generalsekretär 
des Sachverständigenrates für Umwelt¬ 
fragen der Bundesregierung (SRU) 
machte deutlich: Erdmann wolle die 
Instrumente, die zur Eörderung erneu¬ 
erbarer Energien gedacht sind (Spei¬ 
chertechniken, Netzausbau) in einer 
Art feindliche Übernahme für die 
Braunkohle in Anspruch nehmen und 
so die Kohle subventionieren lassen. 
Das sei mit dem Anliegen der Ener¬ 
giewende nicht vereinbar. 

Die Lage in der Lausitz ist angespannt. 
Vor der Anhörung hatten Unbekann¬ 
te versucht, Braunkohlegegner einzu¬ 
schüchtern. So wurde der Briefkasten 
zweier Familien, der auch als Kontakt 
zum örtlichen Bündnis „Strukturwan¬ 
del Jetzt - Kein Nochten II“ gilt, zum 
dritten Mal gesprengt. Plakatierungen 
gegen den geplanten Tagebau wur¬ 
den von Unbekannten zerstört. Inzwi¬ 
schen Ermittelt der Staatsschutz, weil 
eine politische Motivation der Täter 
unzweifelhaft ist. „Hier wird offenbar 
versucht, Angst zu verbreiten und letzt¬ 
endlich Kritiker des Tagebaus verstum¬ 
men zu lassen“, sagte Adrian Rinnert, 
Sprecher des Bündnisses. Bernd Müller 


eine eigene Plakataktion gestartet, die 
einen Hinweis auf die über 600 Jahre 
alte deutsche Geschichte gegeben hat: 
„100 % Made in Germany - Schleswig- 
Holstein - hier bin ich zu Hause!“ An 
der Finanzierung des Plakates wollte 
sich die Landesregierung nicht betei¬ 
ligen. Das Geld kam durch Spenden 
zusammen. 

Auch der Hinweis in einer Sitzung mit 
Offizieller Landes Vertretung „der Lan¬ 
desverband solle sich nicht um Flücht¬ 
linge kümmern, schließlich heißen sie 
Verband Deutscher Sinti und Roma“ 
lässt ahnen, wie viel Arbeit noch zu 
leisten ist, damit dieses Denken und 
Handeln auf dem Müllhaufen der Ge¬ 
schichte landet. 

Dass die Sinti und Roma in Schleswig- 
Holstein unsere, und damit auch ihre, 
Geschichte aufarbeiten wird in einigen 
Vorhaben für 2014 deutlich: eine Fahrt 
mit Jugendlichen zum Mahnmal in Ber¬ 
lin, ebenso nach Auschwitz, wo viele 
ihrer Vorfahren ermordet wurden. Zur 
EU-Wahl im Mai wird es eine Kampa¬ 
gne geben, und zur Kieler Woche wird 
ein gemeinsamer Informationsstand 
mit Friesen und Dänen zu Minderhei¬ 
ten in SH durchgeführt. 

Dass sich rechte und rechtspopulisti¬ 
sche Gruppen und Parteien enger ver¬ 
binden, um noch gezielter, auch mit 
Gewalt Flüchtlinge einzuschüchtern, zu 
vertreiben und ein Leben und Überle¬ 
ben in diesem Land zu be- und verhin¬ 
dern, macht Zusammenarbeit notwen¬ 
dig. Ebenso ist die geplante Bereitstel¬ 
lung von Containerunterkünften für 
Flüchtlinge in Kiel ein Thema. 
Deutlich wurde an diesem Abend: die 
Sinti und Roma sehen weit über ihren 
„Tellerrand“ hinaus, sind nicht nur zur 
Solidarität mit anderen bereit, sondern 
auch zur Zusammenarbeit. In Kiel wol¬ 
len wir diese ausbauen und gemeinsam 
gegen Rassismus arbeiten. 

Bettina Jürgensen 

Weitere Informationen: www.sinti-roma-sh.de 


Es ist nicht nur Krieg, wenn Bomben fallen! 

Kieler Diskussionsveranstaltung „Sinti und Roma in Deutschland“ 
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Menschen dort war von Elend geprägt: 
Hunger, Kälte, menschenunwürdiges 
Wohnen, wenig Bildungsmöglichkei¬ 
ten und schlechte ärztliche Versor¬ 
gung. 

Dies, so Weiß, sind auch Ursachen für 
Flucht. Es ist nicht nur Krieg, wenn 
Bomben fallen: Hunger ist gewollter 
Krieg! Denn die, die etwas unterneh¬ 
men könnten gegen das Elend, wohnen 
oft in den Hotels direkt neben den Ar¬ 
mutsgebieten, kaufen in den benach¬ 
barten Einkaufszentren ein. Bruhns er¬ 
gänzt, dass der EU die Situation dort 
bekannt ist. Deshalb gibt es zwar finan¬ 
zielle Hilfen, doch bei den Menschen, 
die Not leiden, kommt diese gar nicht 
an. Und es wird auch nicht geprüft wo 
das Geld versickert. 


Doch Sinti und 
Roma sind nicht 
nur Armutsflücht¬ 
linge. In Ungarn 
und in anderen 
Ländern, werden 
sie wieder oder 
immer noch ver¬ 
folgt. Es gibt ei¬ 
nige ungarische 
Gemeinden, in 
denen Hetzjag¬ 
den durchgeführt 
und auch von 
Parlamentariern 
bezahlte Trupps 
zur Jagd auf Sin¬ 
ti und Roma ge¬ 
schickt werden. 
Anderen Flücht¬ 
lingen werden 
teilweise schon 
an der Grenze 
des Ausreiselan¬ 
des die Pässe ab¬ 
genommen, um 
den Nachweis ih¬ 
rer Identität und 
Nationalität zu 
erschweren. Dies 
bietet oft die Be¬ 
gründung für Abschiebung. Auch das 
ist ein Akt der politischen Willkür. 

In Schleswig-Holstein gilt für die Sinti 
und Roma, ebenso wie für die Friesen 
und Dänen, ein in der Landesverfas¬ 
sung verankertes Minderheitenrecht. 
Dieses legt unter anderem Schutz und 
Förderung der Minderheit fest. Der 
Bundestagswahlkampf zeigte aber, 
dass dieses Recht unterschiedlich aus¬ 
gelegt wird. Die NPD war mit den Aus¬ 
sagen „Geld für die Oma - statt für 
Sinti und Roma“ und „Zigeunerflut 
stoppen - Kriminalität stoppen“ auf 
Stimmenfang gegangen. Der Landes¬ 
verband Schleswig-Holstein der Deut¬ 
schen Sinti und Roma hat, wie andere, 
gegen diese Aussage wegen Volksver¬ 
hetzung geklagt. Gleichzeitig wurde 
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Das große Ablenkungsmanöver 

Millionen wurden hinters Licht geführt 
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a hat sich Norbert Römer, 
der mächtige Fraktionsvorsit¬ 
zende der SPD, im Landtag 
Nordrhein-Westfalens aber schwer 
verhoben. Er erklärte am Tag nach 
der Bundestagswahl am 23. Septem¬ 
ber 2013: „In der NRW-SPD gibt es 
überhaupt niemanden, der die Gro¬ 
ße Koalition will. Wir streben sie nicht 
an, und am Ende wird es sie nicht ge¬ 
ben.“ Auch seine Landesvorsitzende 
und Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft sprach ihren Widerwillen ge¬ 
gen eine GroKo aus. Mit ihren Äu¬ 
ßerungen haben sie in Wirklichkeit 
die SPD-Mitglieder und die Wähle¬ 
rinnen und Wähler auf raffinierteste 
Weise hinters Licht geführt. Das war 
eine glatte Täuschung der SPD-Wäh¬ 
lerinnen und Wähler sowie der Mit¬ 
glieder, von denen die Ereignisse der 
nach der Wahl folgenden Tage und 
Wochen zeugte. Und das war erneut 
ein Riesenbetrug an all jenen, die an 
die Wahlversprechen der SPD wieder 
mal geglaubt haben. Kurzum: einen 
Politikwechsel, wie groß versprochen, 
wird es nicht geben! 

Der Weg in die GroKo war in Wirk¬ 
lichkeit schon vor den Wahlen in der 
SPD-Führung ausgemachte Sache. Ein 
raffinierte geplantes Manöver wurde 
im Willy-Brandt-Haus in Berlin ausge¬ 
dacht, um die durchaus kritische Mit¬ 
gliedschaft den richtigen Koalitions¬ 
pfad finden zu lassen. Zunächst wurde 
allgemeine Annäherung durch in an¬ 
genehmer Atmosphäre stattfindende 
Sondierungsgespräche vorgespielt. Sie 
gipfelte in einem Geheim-Gespräch 
zwischen den Parteivorsitzenden von 
CDU, CSU und SPD, das den Beginn 
der Phase der Koalitionsgespräche 
einläutete. Der SPD-Vorsitzende hat 
in diesem Gespräch offensichtlich das 
offenkundige Unbehagen der Mitglie¬ 
der seiner Partei plausibel erklärt und 
um das Ertragen eines wochenlangen 
Entscheidungsweges seiner Partei ge¬ 
worben. 

In den zahlreichen kleinen und großen 
Diskussionsrunden der künftigen Part¬ 
ner wurden offensichtlich schon zu ei¬ 
nem frühen Zeitpunkt viele einzelne 
Punkte, die später in die Koalitions¬ 
vereinbarung offiziell aufgenommen 
wurden, zu Übereinstimmungen ge¬ 
führt. Das ging, aufgrund der zahlrei¬ 
chen politischen Übereinstimmungen 
der Wunsch-Partner, viel zügiger als 
uns die Medien glauben ließen. Gab¬ 
riel musste übrigens Zusagen, die Ko¬ 
alition vor den Wahlen im Jahr 2017 
nicht aufkündigen zu wollen - CDU 
und CSU wollten Garantien, dass es 


In der Saalestadt Hof ist Einiges in 
Bewegung gekommen! Einige brau¬ 
ne Flecken auf dem Stadtplan wur¬ 
den beseitigt, wenn auch nach harten, 
zum Teil jahrelangen Auseinanderset¬ 
zungen. Die nach dem faschistischen 
Wehrmachtsgeneral Hüttner benann¬ 
te Kaserne heißt seit dem Sommer 
„Oberfranken-Kaserne“. Und vor der 
Marienkirche gibt es nun den Bern- 
hard-Lichtenberg-Platz, zur Erinne¬ 
rung an den katholischen Nazigegner, 
der auf dem Weg ins KZ Dachau in 
Hof starb. Und die Straße, die zu den 
Hochschulen führt, heißt nicht mehr 
nach einem stadtbekannten einstigen 
Propagandisten der Nazis, sondern 
nach dem evangelischen Widerstands¬ 
kämpfer Dietrich Bonhoeffer, der im 
KZ Flossenbürg umgebracht wurde. 
Thomas Etzel, der parteilose Stadtrat 
der „Linken“, hatte als erster die Um¬ 
benennung gefordert. Nicht zuletzt 
soll jetzt endlich auch für eine noch 
detailliertere Erforschung des Juden¬ 
tums in der Stadt das notwendige Geld 
fließen. 

Als die Nazis vom „Freien Netz Süd“ 
ausgerechnet am 1. Mai 2012 ihren Auf¬ 
marsch in der Saalestadt Hof planten, 


in der Halbzeit zu keiner neuen Kons¬ 
tellation kommen könnte - und schuf 
dadurch die Grundlage für die vorzei¬ 
tige Diskussion über Ministerposten. 
Schon im November waren offenkun¬ 
dig grobe Linien für die Ressorts ver¬ 
einbart und die Postenvergabe anvi¬ 
siert. 



Hans Merker, KPD 
(24.10.1904-5.1.1945) 


ahnten sie nicht, welch positive Dyna¬ 
mik sie damit anstoßen würden. Fast 
die ganze Stadt stellte sich ihnen ent¬ 
gegen bei der größten Demonstration, 
die Hof seit 1945 gesehen hat: „Hof ist 
bunt und nicht braun“. Die DKP brach¬ 
te aus diesem Anlass ein Flugblatt he- 


Alle Partner erklärten unisono in der 
Öffentlichkeit den gesamten Diskus¬ 
sionsprozess für offen. Die SPD-Füh- 
rung hatte sich bereits vor dem Wahl¬ 
tag, vor Augen ein wahrscheinlich mi¬ 
serables Wahlergebnis, das raffinierte 
Ablenkungsmanöver namens Mitglie¬ 
derentscheid ausgedacht. Die 185-sei- 


raus: „Schlechtes Gedächtnis? Woran 
wir uns erinnern müssen“. Sie forderte: 
„Wer den neuen Nazis wirksam entge¬ 
gentreten will, darf die Vergangenheit 
nicht ausblenden.“ 

Die DKP erinnerte unter anderem an 
Straßen, die immer noch nach Nazi¬ 
größen benannt waren. Und die Kom¬ 
munisten kritisierten, dass die (leider 
wenigen) aktiven Widerstandskämpfer 
aus Hof mehr oder weniger verschwie¬ 
gen wurden, insbesondere die von der 


„Hofer Widerstand endlich 
ehren“, Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes 


SS ermordeten Widerstandskämpfer 
der KPD: Hans Merker, Philipp Heller 
und Ewald Klein. Auch die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes (VVN/ 
BdA) schaltete sich im Januar 2013 mit 
ihrem sogenannten „Blauen Flyer“ ein 
und forderte: „Hofer Widerstand end¬ 
lich ehren“. 

Mit einer eigenen Broschüre, Auszü¬ 
ge aus der weithin bekannten, aber 
vergriffenen „Geschichte der Hofer 
Arbeiterbewegung“ des ehemaligen 


tige Koalitionsvereinbarung sollte von 
allen Mitgliedern geprüft und in einer 
Briefwahl abgestimmt werden. Wo¬ 
chenlang erläuterten Tausende Par¬ 
teifunktionäre vielen Mitgliedern die 
„sozialdemokratische Handschrift“ 
dieses Textes. Wochenlang war die 
SPD, verstärkt durch alle Medien, im 
Gespräch - ihre verfehlte Politik, die 
zu den desaströsen Wahlniederlagen 
2005 und 2009 sowie 2013 zum zweit¬ 
schlechtesten Wahlergebnis in der Ge¬ 
schichte der Bundesrepublik geführt 
hatten, wurde geschickt verdrängt und 
von ihm abgelenkt. 

Nun haben 369 680 von rund 470 000 
SPD-Mitgliedern ihre Stimme abgege¬ 
ben. 256 643 haben der KoalitionsVer¬ 
einbarung zugestimmt. Die Kampag¬ 
ne, die von fast allen Problemen, die 
die SPD mit sich rumschleppt (Agen¬ 
da, Kriegspolitik, Renten, soziale Ge¬ 
rechtigkeit, Demokratie usw.), ablenk¬ 
te brachte, herbeigeführt durch das 
Trommelfeuer von Heerscharen der 
SPD-Funktionäre, den von der Partei¬ 
führung im September geplanten er¬ 
warteten Erfolg. 

Die sozialdemokratische Mitgliedschaft 
wird irgendwann aus ihrem jetzigen Ab¬ 
stimmungsrausch aufwachen. Für die 
außerparlamentarische Bewegung ist 
die Tatsache, dass der Bundestag von 
einer Koalition beherrscht wird, die sich 
auf über 80 Prozent der Mandate stüt¬ 
zen kann, eine Riesenherausforderung, 
Es gilt, deren Politik zu kritisieren, zu 
bekämpfen und Alternativen zu entwi¬ 
ckeln. RolfPriemer 


KPD-Stadrats Rudolf Macht, brachte 
die DKP in Hof die Namen der muti¬ 
gen Frauen und Männer in Erinnerung, 
die sich der NS-Diktatur auch in Hof 
entgegengestellt hatten: Mitglieder der 
KPD, der SPD, aus den Gewerkschaf¬ 
ten, Kirchen und anderen. 

Die Antifaschisten in Hof - ob im 
Bündnis „Hof ist bunt“, in Kirchen und 
demokratischen Organisationen, nicht 
zuletzt in der Partei „Die Linke“ und 
der DKP - können also zum Beginn 
des neuen Jahres eine positive Bilanz 
ziehen. 

Das ist allerdings noch kein Grund, 
sich zufrieden zurückzulehnen. Wie am 
1. Mai 2012 sagen wir Kommunisten: 
Das kann nur der Anfang sein. Nicht 
zuletzt deswegen, weil es immer noch 
gerade auch in Oberfranken als „Sozi¬ 
alisten“ rot verkleidete Nazis gibt. Sie 
versuchen, die wachsende Empörung 
und Verzweiflung über das unsoziale 
kapitalistische System mit demagogi¬ 
schen Phrasen auf ihre Mühlen zu lei¬ 
ten. Wir fordern: Den Nazis muss end¬ 
gültig der Boden entzogen werden. Die 
NPD und ihre Tarnorganisationen müs¬ 
sen schnellstmöglich verboten werden! 

E.P. 


32,8 - Zahl der Woche 

32,8 Mrd. Euro will die Bundesregierung 
laut ihrem ersten Entwurf zum Haushalt 
im nächsten Jahr für Rüstung ausgeben. 
Damit hat der Militäretat nach Jahren 
der Drittplatzierung dem Schulden¬ 
dienst als dem zweitgrößten Ausgabe¬ 
posten den Rang abgelaufen. Die Aus¬ 
gaben für Bildung, Gesundheit, Infra¬ 
struktur bleiben weit dahinter zurück. 
2010 hatte die Bundesregierung unter 
Kanzlerin Merkel ein umfangreiches 
sogenanntes Zukunftspaket geschnürt 
und dem damaligen Verteidigungsminis¬ 
ter Guttemberg Sparauflagen von 17,75 
Milliarden Euro bis 2014 gemacht. Bis¬ 
lang wurde jedoch kein Cent eingespart. 
Im Gegenteil, seither sind die Ausgaben 
für das Militär jedes Jahr gestiegen. 

Sturmtruppe „Die Rechte“ 

Im ersten Anlauf endete das Abenteuer 
Wahlteilnahme für „Die Rechte“ (DR) in 
einem Debakel. Bei der Bundestagswahl 
im September kam die Partei in Nord¬ 
rhein-Westfalen, dem einzigen Land, in 
dem sie antrat, auf gerade einmal 2245 
Stimmen beziehungsweise 0,02 Prozent. 
Selbst wenn das Bundesverfassungsge¬ 
richt die vom Bundestag beschlossene 
Drei-Prozent-Hürde noch kippen würde: 
Die Aussichten auf ein Mandat sind ver¬ 
schwindend gering. Und auch ein 0,5-Pro- 
zent-Ergebnis, das der Partei Mittel aus 
der staatlichen Parteienfinanzierung ein¬ 
brächte, scheint in unerreichbarer Ferne. 
Nichtsdestotrotz muss man in den nächs¬ 
ten sechs Monaten mit zahlreichen pro¬ 
vokatorischen Auftritten der Partei 
rechnen - insbesondere in Nordrhein- 
Westfalen, wo am 25. Mai auch die Kom¬ 
munalparlamente neu bestimmt werden. 
Dort hat die Partei bereits Erfahrung 
mit solchen Auftritten, etwa mit ihren 
„Wahlkampfdemonstrationen“. Und 
nirgendwo sonst präsentiert sich DR so 
deutlich als eine Partei etwas anderen 
Typs: quasi noch als „Kameradschaft“ 
mit einem klandestinen Innenleben und 
schon als Partei, die etwa mit Infostän¬ 
den, Flugblattverteilungen und Kandi¬ 
datenlisten an die Öffentlichkeit tritt. 

(blick nach rechts) 

Anschlag auf die 
Versammlungsfreiheit. 

Für das Jahr 2009 plante die damalige 
baden-württembergische CDU/FDP 
Landesregierung die Einführung eines 
neuen Versammlungsgesetzes. Das Ziel 
dieses Gesetzentwurfs war: Das Grund¬ 
recht auf Versammlungsfreiheit auszu¬ 
hebeln und außer Kraft zu setzen. Als 
Antwort darauf bildete sich das Stuttgar¬ 
ter Bündnis für Versammlungsfreiheit. 
Ein breites Bündnis mit über 120 Orga¬ 
nisationen, Verbänden und Parteien, da¬ 
runter auch die DKP. Vielfältige Protest¬ 
aktionen folgten mit Teilnehmerinnen 
bis zu 6 000 Personen. Diese Protestak¬ 
tionen und die vernichtende Niederlage 
der CDU bei der letzten Landtagswahl 
verhinderten die Verabschiedung des ge¬ 
planten, undemokratischen und reaktio¬ 
nären Gesetzesentwurfs. Was gescheitert 
ist, wird nun versucht durch eine „Hin¬ 
tertür“ umzusetzen. 

Der Stuttgarter Ordnungsbürgermeis¬ 
ter Schairer (CDU) will offensichtlich 
im Einvernehmen mit dem grünen OB 
Kuhn und der Justiz Baden Württem¬ 
berg die Montagsdemonstrationen vor 
dem Hauptbahnhof verbannen. So hält 
z.B. der Verwaltungsgerichtshof (VGH) 
von Baden Württemberg, die Nichtge¬ 
nehmigung der Montagsdemonstratio¬ 
nen durch die Stadt Stuttgart bis zum 
Jahresende vor dem Hauptbahnhof für 
gerechtfertigt. Für den unbedarften Le¬ 
ser zur Information: Der Stuttgarter 
Hauptbahnhof ist zum Symbol des Wi¬ 
derstandes gegen Stuttgart 21 geworden. 
Mit der Begründung des VGH wird den 
Verkehrsteilnehmern Vorrang gegen¬ 
über dem Grundrecht auf Versamm¬ 
lungsfreiheit eingeräumt. Mit dieser 
Begründung lässt sich vom Prinzip, jede 
Kundgebung, jede Demonstration und 
jeder Streik verbieten, bei denen Ver¬ 
kehrsteilnehmer betroffen sind. (Wo 
sind sie das nicht?) Genau das, was die 
ehemalige Landesregierung mit ihrem 
gescheiterten Entwurf wollte. Alle De¬ 
mokraten sind aufgerufen, sich diesem 
Ansinnen entgegenzustellen und ge¬ 
meinsam für ein fortschrittliches Ver¬ 
sammlungsrecht zu kämpfen. 

Dieter Keller 


Die Würde eines Sozialdemokraten 

Frank Walter Steinmeier hat inmitten der Koalitionsverhandlungen am 19. November 2013 
als Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion auf dem Arbeitgebertag ein Grußwort ge¬ 
halten, mit dem er Bedenken der Unternehmer über eine Regierungsbeteiligung der SPD 
zerstreuen wollte. Er rief die „Leistungen“ der SPD/Grünen-Regierung in Erinnerung und 
pries sie mit folgenden Worten: „Wir haben Rekordniveaus bei Beschäftigung, bei Expor¬ 
ten und bei Staatseinnahmen. Das alles ist wahr. Und ich weiß, dass die meisten hier im 
Saal trotz der anstrengenden, gefährlichen, risikobehafteten Umsteuerungsarbeit, die wir 
damals zu machen hatten, ihre Zuneigung zur Sozialdemokratie immer noch unterkühlt 
handhaben. ... Deshalb sage ich jetzt ohne Larmoyanz, und die Entscheidungen liegen 
ja zehn Jahre hinter uns, wenn Sie sich in gerechter weise zurückerinnern, dann hat es 
aber die entscheidenden Steuersenkungen und zwar in einem Volumen von mehr als 60 
Milliarden Euro unter einer sozialdemokratischen Regierung gegeben: 

★ Mit der Senkung des Spitzensteuersatzes; 

★ mit der Senkung des Eingangssteuersatzes; 

★ mit der Senkung der Unternehmenssteuern. 

Sie haben bis dahin Ihre Kapitalzinsen nach dem Einkommensteuergesetz bezahlt, und seit 
der Zeit nur noch für die Hälfte ungefähr versteuert nach dem Abgeltungssteuergesetz. Das 
war damals immerhin sozialdemokratische Steuerpolitik und ich finde bis heute ist das 
nicht ganz so schlecht. (Beifall) 

... auch die Reform der Arbeitsverwaltung, die Flexibilisierung der Arbeitszeiten, die Auf¬ 
hebung der Spaltung am Arbeitsmarkt, die Halbierung der Beiträge zur Arbeitslosenver¬ 
sicherung - auch das waren Entscheidungen, die wir damals getroffen und durchgesetzt 
haben.... 

Nachdem wir das alles durchgerungen haben, uns haben beschimpfen lassen, auch Wahlen 
verloren haben dafür, müssen Sie sich jetzt nicht vorstellen, dass wir das ... nachträglich 
auf irrsinnige Weise in Frage stellen ... “ 


Politische Flurbereinigung 

Hof fängt an, mit dem braunen Spuk aufzuräumen 
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Bachelet siegt in Stichwahl 

Die der Sozialistischen Partei angehö¬ 
rende Michelle Bachelet hat mit gut 
62 Prozent die Stichwahlen um das 
Präsidentenamt in Chile gewonnen. 



Sie bekräftigte in einer Ansprache in 
Santiago ihre Versprechungen einer 
Steuer- sowie einer Bildungsreform 
umzusetzen. Viele Chileninnen und 
Chilenen hoffen auch auf eine neue 
Verfassung. Bachelets Wahlkampf 
wurde auch von der KP unterstützt, 
die sich jetzt entscheiden wird, ob sie 
auch an einer Regierung beteiligt wer¬ 
den möchte. 

ln Griechenland häufen 
sich die Arbeitsunfälle 

Die Belegschaft des von der Schlie¬ 
ßung bedrohten Werkes LARKO im 
griechischen Larymna, Europas größ¬ 
ter Nickelproduzent, hatte am 9.12. ei¬ 
nen tödlichen Arbeitsunfall zu bekla¬ 
gen. Der 40-jährige Jorgos Koutsikos, 
Vater von drei Kindern, starb während 
seiner Schichtarbeit beim Sturz aus 
großer Höhe. Aus den Reihen der Ar¬ 
beiter wird seit Monaten der Mangel 
der Sicherheitsmaßnahmen kritisiert. 
Die KKE hat die Regierung auf gef or¬ 
dert, alle Maßnahmen zur Aufklärung 
des tödlichen Unfalls zu ergreifen. 
Mit ihrer Schließungs- bzw. Privatisie¬ 
rungsstrategie sei die Regierung für 
die verschlechterten Arbeits- und Ar¬ 
beitsschutzbedingungen verantwort¬ 
lich. „Was tut die Regierung, um der 
Familie Koutsikas zu helfen? Was tut 
sie, um neue Unfälle bei LARKO zu 
verhindern?“ konfrontierte die KKE- 
Fraktion die Regierung Samaras im 
Parlament mit dem ergänzenden Vor¬ 
wurf, dass die Zahl der Arbeitsunfäl¬ 
le seit einigen Jahren im ganzen Land 
ständig zunehme. 

Die UZ hatte in ihrer Ausgabe vom 
20.9. vom Widerstand der LARKO- 
Arbeiter berichtet. 

(Quelle: Rizospastis vom 11.12.13) 


„Brutale Gewaltanwendung“ in der Ukraine? 

USA und EU drohen mit Sanktionen 



Ganz nebenbei machten die Demonstranten das Stadtbild von Kiew EU-tauglich: 
Sie stürzten das letzte Lenin-Denkmal der ukrainischen Hauptstadt. 


W enn man in die bürgerlichen 
Massenblätter schaut, könn¬ 
te man meinen, in Kiew sei 
ein friedliches Aufbegehren des ukra¬ 
inischen Volkes gegen die Regierung 
des Landes brutal niedergeschlagen 
worden. Da ist von „massiver Gewalt¬ 
anwendung gegen friedliche Demons¬ 
tranten“ die Rede, von „scharfer Kritik 
der USA, der EU und Deutschlands? 
davon, dass „die USA Sanktionen ge¬ 
gen die ukrainische Führung erwägen“ 
und auch von EU-Politikern „Sankti¬ 
onen angedroht“ werden. Dieser gifti¬ 
ge Cocktail wird dann noch mit einem 
kräftigen Schluck antirussischer Hetze 
versetzt. Was ist wirklich geschehen? 
Nachdem die ukrainische Führung die 
Unterzeichnung des Assoziierungsab¬ 
kommens mit der EU „zunächst ausge¬ 
setzt“ hatte, hat die prowestliche ukrai¬ 
nische Troika aus der Klitschko-Partei, 
Timoschenko-Partei und der profa¬ 
schistischen „Swoboda“ bekanntlich 
Massenkundgebungen auf dem Unab¬ 
hängigkeitsplatz, dem Majdan, organi¬ 
siert. Dabei ist es allerdings nicht ge¬ 
blieben. Vielmehr wurden, angeführt 
von Sturmtrupps der „Swoboda“, das 
Gewerkschaftshaus und das Rathaus in 
Kiew besetzt, Regierungsgebäude und 
das Parlament sowie zentrale Verkehrs¬ 
adern mit Stacheldraht und Barrikaden 
blockiert. Auf dem Majdan forderten 
Klitschko und andere Führer der Op¬ 
position derweil den Sturz der ukraini¬ 
schen Regierung und den Rücktritt des 
Präsidenten. In Scharen angereiste EU- 
Politiker hielten anfeuernde Reden an 
die Demonstranten. 

Schließlich rückten in der Nacht zum 
Donnerstag, dem 12. Dezember, Si¬ 
cherheitskräfte an. Die Hindernisse im 
Regierungsviertel und auf den Straßen 
sowie die Barrikaden um den Majdan 
wurden weggeräumt und die Demons¬ 
tranten auf dem Platz von der Polizei 
mit deren Schutzschilden zusammen¬ 
gedrängt. Dabei ist es zu Rangeleien 
gekommen. Einige Demonstranten 
und zehn Polizisten wurden verletzt 
und mehrere Demonstranten verhaf¬ 
tet. Gegen morgen waren Sicherheits¬ 
kräfte vor dem besetzten Rathaus auf¬ 
gefahren, um das Gebäude von den 


Besetzern zu räumen. Von diesen wur¬ 
den sie aus dem Gebäude heraus mit 
Feuerwehrschläuchen bei eisiger Kälte 
mit Wasser bespritzt und mit Brandkör¬ 
pern beworfen. Anstatt nun das Haus 
zu stürmen, wurden die Sicherheits¬ 
kräfte auf Befehl ihrer Führung abge¬ 
zogen. Auch der Majdan wurde von der 
Polizei geräumt. Das sind die Tatsachen 
über den „brutalen Einsatz“ der Sicher¬ 
heitskräfte. 

Nun stelle man sich dieses Szenario mit 
umgekehrten Vorzeichen in Washing¬ 
ton, in Berlin oder der Hauptstadt ei¬ 
nes beliebigen anderen EU-Landes vor. 
EU-Gegner demonstrieren unange¬ 
meldet auf einem zentralen Platz. Ihre 
Führer fordern zum Sturz der gewähl¬ 
ten Staatsführung auf. Angefeuert wer¬ 
den sie durch massenweise angereiste 
russische oder chinesische Politiker. 
Die Regierungsgebäude und das Par¬ 
lament sowie zentrale Straßen werden 
von den Demonstranten blockiert, die 
Stadtverwaltung gestürmt und besetzt. 
Jeder, der auch nur einigermaßen bei 
Verstand ist wird sagen: Unvorstellbar! 
In der Tat. Unvorstellbar, weil zur rus¬ 
sischen und chinesischen Politik im Un¬ 
terschied zu der der USA und der EU 
sowie deren Mitgliedstaaten der völker¬ 
rechtliche Grundsatz der Nichteinmi¬ 
schung in die Politik anderer Staaten 
gehört. Unvorstellbar auch, weil die 


USA, Deutschland und die anderen 
EU-Staaten keineswegs so human auf 
einen Versuch reagieren würden, die ge¬ 
wählte Führung des Landes zu stürzen. 
Die Beispiele dafür, wie Polizeiknüp- 
pel Tränengas und sogar Schusswaffen 
gegen wirklich friedliche Demonstran¬ 
ten eingesetzt wurden, hegen auf der 
Hand. Man Denke an die brutale Un¬ 
terdrückung von Demonstrationen ge¬ 
gen den verbrecherischen US-Krieg in 
Vietnam. Dafür steht u.a. das „Kent- 
State-Massaker“ gegen Studenten der 
Universität Kent 1970. Nachdem es der 
Nationalgarde nicht gelungen war, die 
Protestkundgebung mit Tränengas auf¬ 
zulösen, feuerten die Nationalgardisten 
unvermittelt auf die Menge. Vier Stu¬ 
denten wurden ermordet, einer blieb 
querschnittgelähmt und acht weitere 
blieben verletzt zurück. Ähnlich brutal 
wurde mit der schwarzen Bürgerrechts¬ 
bewegung in den USA umgegangen. 
Oder die Ereignisse in der BRD am 
11. Mai 1952 in Essen während der Ju¬ 
genddemonstration gegen die Wieder¬ 
bewaffnung Deutschlands und die Bin¬ 
dung an die NATO durch den Vertrag 
über die Europäische Verteidigungs¬ 
gemeinschaft (EVG). Ein Kommissar 
erteilte unter dem erlogenen Vorwand, 
Demonstrierende hätten auf Polizis¬ 
ten geschossen, Schießbefehl auf die 
friedlichen Jugendlichen. Der FDJler 


und Jungkommunist Philipp Müller 
aus München wurde erschossen. Der 
Sozialdemokrat Bernhard Schwarze 
aus Münster und der Gewerkschafter 
Albert Bretthauer aus Kassel wurden 
durch Polizeikugeln schwer verletzt. 
Die brutalen Polizeieinsätze bei den 
Demonstrationen gegen Atomwaffen 
und den Bau von Atomkraftwerken 
oder die „Nachrüstung“ mit Mittelstre¬ 
ckenraketen auf dem Boden der Bun¬ 
desrepublik dürften noch in frischerer 
Erinnerung sein. 

Wer meint, dies und anderes sei Ge¬ 
schichte, den muss der Polizeikessel in 
Frankfurt, in dem im Juni dieses Jahres 
Teilnehmer einer gegen die Allmacht 
der Banken gerichteten Blockupy-De- 
monstration über viele Stunden ohne 
Essen und Trinken und ohne elemen¬ 
tarste Bedingungen zur Befriedigung 
hygienischer Bedürfnisse festgehalten 
wurden, aus dem Schlaf geweckt haben. 
Was nun die antirussischen Ausfälle der 
US- und EU-Politiker und den Vorwurf 
betrifft, Russland habe Druck auf die 
Ukraine ausgeübt, so ist der russische 
Präsident Putin in seiner Rede zur Lage 
der Nation vor einigen Tagen nur in¬ 
direkt darauf eingegangen. Er entgeg- 
nete, dass die ukrainische Führung seit 
längerem Interesse an einer teilweisen 
Kooperation mit der Zollunion gezeigt 
habe. „Wir werden uns niemandem 
aufdrängen“, doch sei Russland zu ei¬ 
ner Zusammenarbeit auf gleichberech¬ 
tigter Basis bereit. 

Als in diplomatischen Worten verpack¬ 
ten Hieb auf den Weltmachtanspruch 
der USA und das immer deutlichere 
Streben der EU nach Vormacht in ganz 
Europa plus zusätzlichen Ambitionen 
bis in den angrenzenden eurasischen 
und nordafrikanischen Raum hinein 
kann aber durchaus die folgende Cha¬ 
rakterisierung der russischen Position 
verstanden werden. Er erklärte: „Wir 
streben nicht nach dem Status einer 
Supermacht mit globalem oder regio¬ 
nalem Hegemonieanspruch.“ Russland 
werde niemanden belehren, wie er zu 
leben habe, stattdessen wolle es Vorrei¬ 
ter beim Schutz internationalen Rechts 
und der Souveränität anderer Staaten 
sein. Willi Gerns 


Ölinteressen im Hintergrund 

Intervention in der ZAR ist schwieriger als erwartet 


Beseitigung von Massenvernichtungswaffen 

schafft Sicherheit 

Internationale Konferenz für atomwaffenfreien Nahen Osten 


„Die Sicherheit Israels wird nicht ge¬ 
währleistet durch gefährliche Kriegs¬ 
drohungen, sondern durch das Er¬ 
reichen einer politischen Lösung im 
Rahmen einer von Massenvernich¬ 
tungswaffen freien Zone“. Das war die 
zentrale Botschaft der ersten in Isra¬ 
el abgehaltenen internationalen Kon¬ 
ferenz unter dem Titel „Für einen von 
Atom- und Massenvernichtungswaf¬ 
fen freien Nahen Osten“, die am 5. und 
6. Dezember in Haifa stattfand. Veran¬ 
staltet wurde sie vom „Emil-Touma-In- 
stitut für palästinensische und israeli¬ 
sche Studien“ und einem gemeinsamen 
Vorbereitungskomitee, in dem Persön¬ 
lichkeiten des politischen, universitä¬ 
ren und kulturellen Lebens und zivilge- 
sellschaftliche Organisationen aus dem 
Spektrum der israelischen Friedensbe¬ 
wegung sowie von Menschenrechts¬ 
und Bürgerinitiativen mitwirkten. 

Zu den internationalen Teilnehmern 
gehörten Abgesandte aus europäischen 
Staaten, den USA und Afrika sowie der 
frühere Bürgermeister von Hiroshima, 
Prof. Akiba. Aus Israel trugen neben 
dem Vorsitzenden des Emil-Touma- 
Instituts und ehemaligen Knesseth- 
Abgeordneten Issam Makhoul von 
der linken „Chaddash“ („Demokrati¬ 
sche Front für Frieden und Gleichbe¬ 
rechtigung“), an der auch die Kommu¬ 
nistische Partei Israels beteiligt ist, un¬ 
ter anderem die frühere Abgeordnete 
Prof. Naomi Chazan von der linkssozi- 
aldemokratischen „Meretz“ der frühe¬ 
re Knesseth-Sprecher Avraham Burg, 
ehemals Abgeordneter der sozialde¬ 


mokratischen „Arbeitspartei“ (Mapai), 
und Frau Dr. Emily Landau vom „Ins¬ 
titut für Nationale Sicherheitsstudien“ 
(INSS) ihre Ansichten vor. 

In seiner Eröffnungsansprache beton¬ 
te Makhoul, dass mit der Vereinbarung 
über die Vernichtung von Chemiewaf¬ 
fen in Syrien und der unlängst erzielten 
Vereinbarung in Genf mit dem Iran ein 
„neuer Wind“ im Nahen Osten wehe. 
Die Konferenz habe das Ziel, dem israe¬ 
lischen Volk die Botschaft zu vermitteln, 
„dass seine Sicherheit, sein Frieden und 
Wohlstand nicht zu erreichen sein wird 
durch verhängnisvolle Kriege, durch 
hunderte in Israel gelagerte Atom¬ 
sprengköpfe, durch in Deutschland her¬ 
gestellte U-Boote, durch in den USA er¬ 
zeugte Cruise-Missiles oder durch einen 
in Frankreich produzierten Kernreak¬ 
tor in der südisraelischen Stadt Dimona. 
Frieden und Sicherheit können erreicht 
werden durch eine vollständige atomare 
Entwaffnung im Nahen Osten, durch die 
Beseitigung aller Massenvernichtungs¬ 
waffen und durch die Verwirklichung ei¬ 
ner ehrlichen Politik, die darauf abzielt, 
einen gerechten Frieden mit dem paläs¬ 
tinensischen Volk und allen Staaten der 
Region zu erreichen. 

Es sei interessant festzustellen, sagte 
der Redner weiter, dass die Regierung 
zwar ständig das Mantra einer vermu¬ 
teten existenziellen Bedrohung Isra¬ 
els wiederhole, falls irgendein anderes 
Land in der Region in den Besitz von 
Atomwaffen gelangt, dass sie sich aber 
gleichzeitig gegen die Idee einer atom¬ 
waffenfreien Zone im Nahen Osten 


stellt. Was Netanjahu am meisten be¬ 
unruhige, sei offenbar „nicht die Mög¬ 
lichkeit einer iranischen Atombombe - 
die neben einem israelischen Arsenal 
von 200 Atomsprengköpfen - blass 
aussieht“, sondern eher die Rolle, die 
Iran als ein Schlüsselland in der Regi¬ 
on zu spielen beginnt, das nicht mehr 
isoliert werden kann. Das Genfer Iran- 
Abkommen unterminiere nicht die Si¬ 
cherheit Israels, wie die Regierung er¬ 
klärte; was unterminiert wird, sei viel¬ 
mehr ihre „politische Linie ständiger 
Drohungen mit regionalen Kriegen 
und ihr Beharren darauf, das israelische 
Atomwaffenmonopol im Nahen Osten 
zu behalten“. 

„Die Welt ist heute an einem Wende¬ 
punkt angelangt“, erklärte der Redner 
weiter. „Die alte atomare Ordnung, die 
mit dem Abwurf der US-Atombomben 
auf die Städte von Hiroshima und Na¬ 
gasaki begann, ist an ihrem tödlichen 
Ende angelangt. Die Völker der Welt, 
einschließlich der Völker des Nahen 
Osten, haben zu wählen zwischen zwei 
Optionen: entweder werden mehr und 
mehr Länder, die die Fähigkeit dazu ha¬ 
ben, Mitglieder im Nuklearklub wer¬ 
den - oder die Menschheit wird sich da¬ 
für entscheiden, in einer Welt frei von 
Atomwaffen zu leben.“ 

Wie mehrfach betont wurde, soll die 
jetzt in Haifa abgehaltene Konferenz 
nur der erste Schritt in einer Reihe von 
weiteren Initiativen sein, die darauf ab¬ 
zielen, die Diskussion in Israel über die 
Kernwaffenfrage weiter voranzubrin¬ 
gen. Dirk Grobe 


Nach der Intervention der französi¬ 
schen Armee in der Zentralafrikani¬ 
schen Republik (ZAR) am 5. Dezem¬ 
ber (s. UZ v. 6.12.) ist die Lage in dem 
Land nach wie vor von großer Unsi¬ 
cherheit, militärischen Zusammenstö¬ 
ßen und allgemeiner Desorganisation 
gekennzeichnet. Die 1 600 französi¬ 
schen Fallschirmjäger der „Operation 
Sangaris“, die mit einem einstimmig 
beschlossenen Mandat des UNO-Si¬ 
cherheitsrats ausgestattet sind, haben 
angeblich mit der Entwaffnung aller 
Milizen begonnen. Wiederholt kam es 
dabei zu Kampfhandlungen. Zwei fran¬ 
zösische Soldaten wurden bei einem 
Schusswechsel in der Nähe des Flugha¬ 
fens Bangui getötet. Das UNO-Flücht- 
lingshilfswerk berichtet von etwa 600 
Toten infolge gegenseitiger Milizen- 
Massaker in den Tagen vor der Ankunft 
der Franzosen. Die von den französi¬ 
schen Einheiten verkündete „Wieder¬ 
herstellung der Ordnung“ betrifft zu¬ 
nächst wohl nur die Hauptstadt Bangui 
und die zentrale Überlandstraße. 
Frankreichs Staatspräsident Hollande 
ist inzwischen auf die Idee gekommen, 
von der EU Geld für den Einsatz zu 
verlangen. Bleibt festzuhalten, dass es 
sich keineswegs nur um einen „humani¬ 
tären“ Einsatz zur Verhinderung eines 
„Völkermords“ zwischen verfeindeten 
Stämmen unter religiösen und ethni¬ 
schen Vorzeichen handelt. Die franzö¬ 
sische „Humanite“ veröffentlichte am 
12. Dezember eine Übersicht über öko¬ 
nomische Hintergründe: 

„Es fehlt nicht an Faktoren der De¬ 
stabilisierung in Zentralafrika, einem 
Land, das den Auswirkungen der Kon¬ 


flikte bei seinen Nachbarn unterwor¬ 
fen ist, einer Ex-Kolonie, ruiniert von 
Jahrzehnten der Misswirtschaft, der 
Ausplünderung und der politischen 
Gewalt. 

Bei dieser Gleichung stacheln schon 
ausgebeutete oder potenzielle öko¬ 
nomische Ressourcen den Appetit an. 
Das Land verfügt über Lagerstätten 
von Kupfer und Gold, wobei die Dia¬ 
mantengewinnung die extraktiven In¬ 
dustrien (...) dominiert. Offiziell, denn 
mehr als die Hälfte der Diamantenför¬ 
derung entgeht der staatlichen Kon¬ 
trolle und hält den Schmuggel in Gang. 
Uran dagegen wird noch nicht ausge¬ 
beutet. Im Herbst 2011 hat der franzö¬ 
sische Atommulti Areva die Verschie¬ 
bung der Inbetriebnahme der (Uran-) 
Mine von Bakuma im Südosten „um 
ein bis zwei Jahre“ angekündigt, die er 
2007 erworben hatte. 

Aber es sind vor allem die Öl-Poten¬ 
zen des Landes, die in den letzten Jah¬ 
ren die Begehrlichkeiten angestachelt 
haben.... Der gestürzte Präsident Bo- 
zize hat sich 2011 Peking zugewandt, 
indem er der China National Petrole¬ 
um Corporation (CNPC) die Öl-Er¬ 
kundung in Gordill und Boromata in 
der Region Vakaga anvertraute, die an 
den Tschad und den Sudan angrenzt 
und die Heimstatt der „Seleka“-Re- 
bellion ist. 

Nie hat das Volk von Zentralafrika von 
den Reichtümern seines Untergrunds 
profitiert. Der Leidensweg, den es heu¬ 
te erdulden muss, ist zweifellos nicht 
losgelöst vom ökonomischen Krieg um 
die Kontrolle der Ressourcen auf dem 
Kontinent.“ Pierre Poulain 
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Troika und Austeritätspolitik abwählen 


Der 4. Parteitag der Partei der Europäischen Linken 

Weil die Frage nach dem „Wie?“ nicht 


Z um vierten ordentlichen Partei¬ 
tag unter dem Motto „Change 
Europe - das Europa der Ar¬ 
beit“ trafen sich Mitglieds- und Beob¬ 
achterparteien der Partei der Europä¬ 
ischen Linken (ELP) am Wochenende 
in Madrid. Pierre Laurent, auch Vor¬ 
sitzender der Französischen Kommu¬ 
nistischen Partei, wurde als Parteiprä¬ 
sident am Sonntag mit gut 78 Prozent 
wiedergewählt. 

Außerdem wurden von den Delegierten 
aus 30 Mitgliedsparteien die stellvertre¬ 
tenden Vorsitzenden Maite Mola, Mar¬ 
garita Mileva, Alexis Tsipras und Marisa 
Matias bestimmt. Schatzmeister ist wie¬ 
der Diether Dehrn von der deutschen 
„Linken“. 

Der Parteitag war bestens durch die Par¬ 
teien und Bündnisse aus Spanien bzw. 
Katalonien vorbereitet worden, sodass 
alle Zeitpläne vorbildlich eingehalten 
wurden. Ein Höhepunkt des Treffens 
war die Begrüßungsrede von Älvaro 
Garcia Linera, des Vizepräsidenten Bo¬ 
liviens, der rhetorisch glänzte. Garcia hält 
die Linke in Lateinamerika derzeit für 
besser aufgestellt als jene Europas. Er 
hielt der europäischen Linken in ihrer 
Gesamtheit den Spiegel vor und wag¬ 
te Vorschläge zu formulieren, die sich - 
würden sie konsequent umgesetzt - weit 
über das hinausbewegten, was anschlie¬ 
ßend debattiert wurde. Auch aus anderen 
Teilen der Welt waren Gäste eingeladen, 
wie aus Kuba, Palästina, der Westsahara 
oder Kolumbien. 

Ignacio Fernändez Toxo, Chef des spa¬ 
nischen Gewerkschaftsdachverbands 
„Comisiones Obreras“, hielt ein kämp¬ 
ferisches Grußwort, in dem er die Sozial¬ 
demokratie scharf angriff: der Dritte Weg 
habe viele Linke verwirrt. Seine Ansätze 
zur Verbesserung der Lage in einem „sei¬ 
nes Sozialmodells beraubten Europas“ 
gingen jedoch nicht über eine Tobinsteu- 
er und eine „die Demokratie zurückbrin¬ 
gende“ Neugründung der Europäischen 
Union hinaus. Auch die Generalsekre¬ 
tärin des Europäischen Gewerkschafts¬ 
bundes, Bernadette Segol, hielt einen 
freundlichen Grußbeitrag. Ein anderer 
Höhepunkt führte in die gemeinsame 
Vergangenheit: je ein/e Delegierte/r pro 
Partei hatte das Glück, am Samstag an 
einer bewegenden Gedenkveranstaltung 



CHANGE EUROPE 

LA EUROPA DEL TRABAJO 

für die Internationalen Brigaden teilneh¬ 
men zu können. 

Die DKP, die seit 2006 Beobachterpartei 
bei der ELP ist, war mit einer siebenköp¬ 
figen Delegation in Madrid, die auch die 
unterschiedlichen Positionen in der Par¬ 
tei widerspiegelten - so war es auf dem 
20. Parteitag beschlossen worden, nach¬ 
dem bis dato jeweils nur einseitig gestal¬ 
tete Delegationen an den Parteitagen der 
ELP teilnehmen konnten. Sie hielt durch 
Hans-Peter Brenner und Isa Paape zwei 
Redebeiträge, die sich zum einen u. a. mit 
Fragen der Unmöglichkeit einer Refor- 
mierbarkeit der imperialistischen EU 
hin zu einer den Völkern nützlichen In¬ 
stitution, zum anderen mit einer erfolg¬ 
reichen Kampagne gegen die drohende 
Wasserprivatisierung per EU-Richtlinie 
befassten. 

Die Beiträge anderer Parteien, bei de¬ 
nen alle eine streng quotierte Redezeit 
zur Verfügung hatten, drehten sich in der 
Regel um den Kampf gegen die Auste¬ 
ritätspolitik der Europäischen Union 
und die Folgen der Troikavorgaben. Da¬ 
bei waren die südeuropäischen Länder 
im Blickpunkt, während die osteuropä¬ 
ischen Staaten in der ELP immer noch 
unterrepräsentiert sind. Zumeist wurden 
der Neoliberalismus und die Banken als 
Übeltäter benannt; nur da und dort wa¬ 
ren auch konkrete Personen bzw. Firmen 
im Visier. Der Kapitalismus ist dagegen 
immerhin bei einem Teil der der ELP 
angehörenden Kommunistischen Partei¬ 
en als eigentlicher Gegner ausgemacht 
worden; die von der griechischen Syriza 
abgesehen, meist kleinen sozialistischen 
oder reformerischen Parteien des nicht¬ 
kommunistischen Spektrums, folgen da¬ 
gegen meist linkskeynesianistischen An¬ 
sätzen zur Behebung der Krise, die sie oft 
als Folge der Bankenspekulation sehen. 
Die Troika war bei allen ELP-Parteien 
und auch mehreren Beobachterparteien 
Adressat von Kritik. 

Angela Merkel bzw „Deutschland“ mit 
seiner allseits gescholtenen Großen Ko¬ 


alition eignen sich ebenfalls gut als Ziel¬ 
scheibe, sodass die Rolle der lokalen 
Kapitalgruppen und Bourgeoisien not¬ 
wendigerweise unterbelichtet bleiben 
muss. Die Analyse der Krisenursachen 
unterscheidet sich daher in vielerlei Hin¬ 
sicht von der, die beim Treffen der Kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien fünf 
Wochen zuvor in Lissabon gemacht wur¬ 
de. Daraus dürften dann auch andere Po¬ 
litikansätze folgern. Erstaunlich war des¬ 
halb, dass „die Bewegungen“, die ja seit 
eineinhalb Jahrzehnten als Transformati¬ 
onsriemen gepriesen werden, bei diesem 
Parteitag nur eine recht untergeordnete 
Rolle spielten. „Die Linke“ warb immer¬ 
hin eindringlich für die Blockupy-Akti¬ 
onen in wenigen Monaten in Frankfurt, 
wo die Europäische Zentralbank von 
Zehntausenden Menschen aus ganz Eu¬ 
ropa belagert werden soll. 
Widersprüchlich bleibt, dass eine Ori¬ 
entierung fehlt, was nicht auf die Viel¬ 
zahl von Parteien zurückgeführt werden 
kann, sondern mit einem gewissen Hang 
zu nebulösen Formulierungen und Glau¬ 
benssätzen eher erklärbar ist. Die fran¬ 
zösische Linksfront warb beim Parteitag 
für einen Ökosozialismus; eine dänische 
Delegierte lehnte den Antrag zur Solida¬ 
rität mit Kuba wegen angeblicher Men¬ 
schenrechtsdefizite ab, wenn dort auch 
sozial manches erreicht sei. Ihr folgten 
knapp ein Fünftel der Delegierten - 
wobei der Antrag die Kommunistische 
Partei als Voraussetzung für die Erfolge 
nicht einmal benannte. 


wirklich beantwortet wurde, drängt 
sich der Eindruck auf, dass die Wende 
in Europa und der EU vor allem auf 
parlamentarischen Wegen gesucht wer¬ 
den muss. Der ELP-Vorsitzende Pierre 
Laurent glaubt an die Möglichkeit einer 
„neuen EU“, eine „Union der freien Völ¬ 
ker“. Euro-Austritte bzw. die Abschaf¬ 
fung der Euro-Zone wären ein großer 
Fehler, da ansonsten die Völker wieder 
gegeneinander agieren würden. Gewin¬ 
ner einer Rückkehr zu den alten Wäh¬ 
rungen seien nur die Unternehmen, so 
Pierre Laurent. Es gehe aber um gerech¬ 
ten Handel zwischen den Völkern Eu¬ 
ropas. In Fragen der Demokratie müs¬ 
se den Völkern das Wort erteilt werden. 
Der PCF-Vorsitzende sprach sich zwar 
allgemein für nichtmilitärische Konflikt¬ 
lösungen durch die EU-Staaten aus, was 
aber angesichts der Haltung von PCF- 
Abgeordneten im Mali-Krieg zu Jah¬ 
resbeginn offenbar eine Fallentschei¬ 
dung ist. Ebenso wie für Frauenrechte 
zu streiten sei - die ELP bezeichnete Pi¬ 
erre Laurent als „feministische Partei“, 
ihre Männer und Frauen entsprechend 
allesamt als Feministen. 

Viele Rednerinnen und Redner be¬ 
nannten für die EU-Wahlen zu Recht 
die drohende Gefahr einer Verschlech¬ 
terung der Kräfteverhältnisse: aus nicht 
wenigen EU-Staaten werden wohl weit 
mehr rechtskonservative, rechtsnationa¬ 
listische oder rechtsextreme Gruppen 
in das EU-Parlament einziehen als bis¬ 


lang. Demgegenüber sieht sich aber auch 
die Linke auf dem Weg zu einer besse¬ 
ren Repräsentanz. Die Vorsitzende der 
Linksfraktion „GUE-NGL 4 , Gabi Zim¬ 
mer, warb für eine baldige Rekommu- 
nalisierungskampagne, die auch gegen 
die Rechtstendenzen helfen könne, so¬ 
wie für die Verteidigung „gemeinsamer 
europäischer Werte“. Deutschland wird 
2014 wohl kaum mehr Abgeordnete stel¬ 
len, aber vor allem vom spanischen Staat 
und Griechenland wird eine Vergröße¬ 
rung der Fraktion erhofft. 

Wenn es eine solche gemeinsame Frak¬ 
tion dann noch geben wird. Die GUE- 
NGL setzt sich bekanntlich aus Parla- 
mentarier/inne/n aus ELP-Mitglieds- 
parteien und aus Abgeordneten von 
solchen, die der ELP nicht angehören, 
zusammen. Da wirkt die Entscheidung 
des ELP-Parteitags, einen eigenen Spit¬ 
zenkandidaten für die EU-Kommission 
zu benennen, ohne das mit den anderen 
Parteien abgesprochen zu haben, gewiss 
als Spaltkeil. Der die ELP beobachten¬ 
den zyprischen AKEL war es Vorbehal¬ 
ten, als einzige darauf hinzuweisen, dass 
so die GUE-NGL in Gefahr gerät, der 
wohl letzte Ort gemeinsamer Aktion 
der Linken in Europa. Einige Parteien 
kritisierten immerhin die Spitzenkan¬ 
didatur als solche, weil sie die Kommis¬ 
sion der EU de facto legitimiere - die 
Kandidatur wurde aber letztlich von 
knapp 80 Prozent der Delegierten be¬ 
fürwortet. Der frenetisch gefeierte Ale¬ 
xis Tsipras, Chef der griechischen Par¬ 
tei „Syriza“, erreichte sogar 84 Prozent 
Zustimmung, sodass die ELP nun der 
Umformung zu einer „europäischen 
Partei“ nach EU-Vorgaben auch die 
Politikmuster der bürgerlichen Gesell¬ 
schaften folgen lässt. 

Der Parteitag verabschiedete zudem mit 
über 93 Prozent einen Leitantrag mit 
dem Titel „Vereint für eine linke Alter¬ 
native für Europa“ sowie eine program¬ 
matische Plattform, die im Zusammen¬ 
hang mit der EU-Wahl steht. Künftig ge¬ 
hört das Bildungsnetzwerk „Transform!“ 
zur ELP, womit all seine Mitglieds¬ 
gruppen Teil der ELP werden dürften. 

Günter Pohl 

Weitere Informationen auf: www.european- 
left.org/de/4-el-kongress 



Im Rahmen des EL-Parteitags fand eine Gedenkveranstaltung für die Kämpferin¬ 
nen und Kämpfer der Internationalen Brigaden statt. 


PRC-Parteitag verschob Wahl des Vorsitzenden 

Dokument über „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ 


Ein außerordentlicher Kongress der 
italienischen Partei der Rifondazione 
Comunista (PRC) ist nach dreitägigen 
Beratungen in der Regionalhauptstadt 
Perugia (Umbrien) am 8. Dezember 
ohne die vorgesehene Wiederwahl Pao¬ 
lo Ferreros, der seit 2008 im Amt ist, 
zu Ende gegangen. Auch die Wahl des 
Sekretariats wurde verschoben. Es sei, 
berichtete die Parteizeitung „Liberazi- 
one“ in der dreitägigen Debatte nicht 
gelungen, die Schwierigkeiten bei einer 
Entscheidung über eine Erneuerung der 
Führungsgruppe zu klären. Dazu soll am 
11./12. Januar das Politische Komitee zu¬ 
sammentreten. Stimmen aus der PRC 
verlauten aber, auch dann sei Ferreros 
Wiederwahl nicht sicher. Die noch etwa 
30 000 Mitglieder (von 130 000 bei der 
Gründung) wurden von rund 260 De¬ 
legierten vertreten. Davon entfielen 52 
Prozent auf die Reformisten (Anhänger 
Ferreros), 26 Prozent auf die Gruppe Es- 
sere Comunisti, 8 auf die trotzkistische 
Fraktion Falce e Martello (Hammer und 
Sichel) und 16 Prozent auf weitere Strö¬ 
mungen. 

Es war der neunte Parteitag, seit die 
PRC im Dezember 1991 von etwa einem 
Viertel der Delegierten, die die Um¬ 
wandlung der IKP in eine sozialdemo¬ 
kratische Linkspartei abgelehnt hatten, 
gegründet wurde. Dem Kongress lag ein 
Grundsatzdokument des Politischen Ko¬ 
mitees „für den Wiederaufbau einer Lin¬ 
ken, für eine demokratische Revolution 
und den Sozialismus des XXL Jahrhun¬ 
derts“ zur Beratung vor, das nach schar¬ 
fer Kritik, vor allem von Essere Comu¬ 
nisti, angenommen wurde. Auch von den 


Anhängern Ferreros hätten viele Beden¬ 
ken geäußert, aber um der Einheit der 
Partei willen zugestimmt. 

An dem Kongress nahm eine Gastdele¬ 
gation der 1998 von der PRC abgespal¬ 
tenen Partei der Kommunisten Italiens 
(PdCI), mit ihrem Vorsitzenden Cesare 
Procaccini teil, der den auf deren Par¬ 
teitag im Juli 2013 unterbreiteten Vor¬ 
schlag wiederholte, beide Parteien wie¬ 
der zu vereinigen. Das Dokument war 
darauf mit keinem Wort eingegangen. 
Ferrero, der um seine Wiederwahl und 
um seinen reformistischen Kurs fürchtet, 
setzte sich mit seiner Ablehnung durch. 
Einmütige Zustimmung fand ein um¬ 
fangreiches Programm des antikapita¬ 
listischen Kampfes für demokratische 
Veränderungen: Gegen Arbeitslosigkeit, 
Rentenarmut, soziales Elend, für Refor¬ 
men in Schule und Gesundheitswesen, 
Wahrung und Erweiterung der Arbeiter¬ 
rechte bis zur Wiederherstellung demo¬ 
kratischer Errungenschaften, Verteidi¬ 
gung der antifaschistischen Werte und 
ihre Verankerung in der Verfassung ge¬ 
gen verstärkte neofaschistische Angriffe. 
Verlangt wurde die „Überwindung“ der 
NATO ihrer Militär-Basen, das Ende der 
weltweiten Militäreinsätze der USA und 
der NATO, und die italienische Beteili¬ 
gung daran sowie die Reduzierung der 
Militärausgaben, zur Durchsetzung die¬ 
ser Forderungen eine Aktivierung der 
einst kampfstarken Friedensbewegung 
des Landes. Scharf wurden die von dem 
Führer der AN-Faschisten Fini und der 
rassistischen Lega Nord unter den Re¬ 
gierungen Berlusconis forcierte Auslän¬ 
derfeindlichkeit angeprangert und die 


Aufhebung der rassistischen Gesetze, 
die Immigranten in die illegale Arbeit 
zwingen, gefordert. 

Der Parteitag bekannte sich zum Kom¬ 
munismus als einziger Alternative der 
„barbarischen Ergebnisse des Neolibe¬ 
ralismus“. Er würdigte, dass dafür Zehn¬ 
tausende Genossinnen und Genossen 
in den Bewegungen des Widerstandes, 
in den Kämpfen gegen das kapitalisti¬ 
sche System aktiv sind. Das Projekt ei¬ 
nes „Sozialismus des XXL Jahrhundert“ 
blieb, auch wenn dazu Marx und Engels 
erwähnt, auf Gramsci Bezug genommen 
und der Klassenkampf betont wurde, 
verschwommen. 

Obwohl das Dokument betonte, die 
Ursachen der schweren Niederlagen, 
die die Partei und die Linken insgesamt 
in der tiefgehenden Krise des Kapita¬ 
lismus erlitten haben, zu untersuchen, 
war davon seitens der Ferrero-Fraktion 
wenige zu spüren. Hatte der 8. Partei¬ 
tag noch die Regierungsbeteiligung der 
Kommunisten (PRC-Vorsitzender Paolo 
Ferrero stimmte als Minister für den ita¬ 
lienischen Kriegseinsatz in Afghanistan) 
als entscheidende Ursache der Wahlnie¬ 
derlage 2008 (Absinken der kommunis¬ 
tischen Stimmen von 12 auf 3,1 Prozent 
in einer als „Regenbogen“ bezeichne- 
ten Linkskoalition) genannt, wurde 
jetzt Enrico Berlinguer (von 1972 bis zu 
seinem Tod 1984 Generalsekretär), der 
Protagonist der Beteiligung an einer 
Regierung der Großbourgeoisie, der 
dafür dem Marxismus-Leninismus ab¬ 
sagte und in der NATO einen möglichen 
Schutzschild eines italienischen Weges 
zum Sozialismus sah, als Integrationsfi¬ 


gur einer kommunistischen Erneuerung 
genannt. Nicht in Frage gestellt wurde 
auch die Absage der PRC 2002 an die 
objektive führende Rolle der Arbeiter¬ 
klasse im revolutionären Prozess, die da¬ 
mals der kleinbürgerlichen Neo-Global- 
Bewegung zugeschrieben wurde. Als die 
PRC sich 2006 gegen starke Kritik er¬ 
neut an der Regierung der Linken Mitte 
beteiligte, verließ die Gruppe „Progetto 
Comunista“ die PRC und gründete die 
Kommunistische Arbeiterpartei (PCL), 
die 2008 bei den Wahlen 0,57 Prozent 
Stimmen, das waren 208.394 Wähler, er¬ 
reichte. Damit existieren heute in Italien 
drei KPs. Die Vorschläge von führenden 
Kommunisten wie Domenico Losurdo 
und Luciano Canfora zur Herstellung 
der Einheit der Kommunisten fanden 
in Perugia kein Gehör. 

Der Kongress offenbarte seltsame Wi¬ 
dersprüche: Zu ihnen gehört, die Ab¬ 
sage an ein Zusammengehen mit der 
2007 aus einer Fusion der Linksdemo¬ 
kraten (die ihrerseits aus der 1991 auf¬ 
gelösten IKP hervorgingen) mit der ka¬ 
tholischen Zentrumspartei Margherita 
entstandenen Demokratischen Partei 
(PD). Gleichzeitig warb Ferrero für den 
griechischen „Linken“ Alexis Tsipras als 
EU-Kommissionsvorsitzenden. 

Ob der Parteitag die gestellte Aufgabe, 
über innerparteiliche Auseinanderset¬ 
zungen und Meinungsverschiedenheiten 
hinweg „eine verantwortliche Führungs¬ 
gruppe“ zu bilden, gelöst hat, halten Be¬ 
obachter für fraglich. Es bleibe abzuwar¬ 
ten, ob sich dazu in einem Monat etwas 
ändern wird. 

Gerhard Feldbauer 


Wo bleiben die 
Proteste? 

Todesstrafe in Saudi-Arabien 

Das feudal-absolutistische Regime der 
Öl-Monarchie Saudi-Arabien hatte 
sich etwas Besonderes ausgedacht, um 
den weltweiten „Tag der Menschen¬ 
rechte“ am 10. Dezember zu begehen. 
Wie das saudische Innenministerium 
offiziell mitteilte, wurden an diesem Tag 
zwei neue Todesurteile durch Enthaup¬ 
ten (also Kopf-Abschlagen) vollstreckt, 
eines wegen „Blutschande“ in der Stadt 
Jizan und eines wegen Heroinschmug¬ 
gels in Riad. Damit kommt die Statis¬ 
tik des Landes auf insgesamt 75 voll¬ 
streckte Todessurteile im laufenden 
Jahr 2013. Fünf fehlen noch bis zum 
bisherigen Rekord von 79 vollstreck¬ 
ten Todesurteilen im vergangenen Jahr. 
Die Todesstrafe gilt in Saudi-Arabien 
für Mord, bewaffneten Raubüberfall, 
Vergewaltigung, Inzest, Drogenhandel 
und „Apostasie“ (Abfall vom Glau¬ 
ben). Saudi-Arabien gehört zu den 
Staaten der Welt, in denen die meis¬ 
ten Todesurteile gefällt und vollstreckt 
werden. Die Hinrichtungen finden häu¬ 
fig auf öffentlichen Plätzen vor Publi¬ 
kum statt. In einem vom Online-Dienst 
„Jeune Afrique“ wiedergegebenen Vi¬ 
deo vom Mai 2013 waren fünf in Saudi- 
Arabien hingerichtete Jemeniten zu se¬ 
hen, deren Köpfe in Säcken neben den 
Leichen öffentlich aufgehängt worden 
waren. 

Ja, wenn das in China gewesen wäre ... 
Da hätte es in unseren Medien ein ge¬ 
waltiges Aufheulen gegeben. Aber die 
saudischen Ölscheichs - das sind doch 
unsere Freunde! 
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Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Die Gefahr, die von 
dieser Regierung ausgeht, 
nicht unterschätzen! 


Nein es ist weder vernünftig, noch 
richtig darüber zu spekulieren, ob 
Ursula von der Leyen eine kompe¬ 
tente Kriegsministerin ist. 

Es war und ist unsinnig die Koaliti¬ 
onsvereinbarung zu kritisieren, weil 
sie die „großen Probleme“ nicht an¬ 
gehe. 

Helfen kann ein Rückblick und der 
besagt für die Zeit nach 1989, dass 
es immer dann noch besonders hart 
und gefährlich wurde, wenn man 
die SPD miteinbezog in die Verwal¬ 
tung der Staatsgewalt, die wie wir 
von Marx und Engels wissen „nur 
ein Ausschuss (ist), der die gemein¬ 
schaftlichen Geschäfte der ganzen 
Kapitalistenklasse verwaltet“. 

In diesen Zeiten wurden die erste 
Beteiligung an einem völkerrechts¬ 
widrigen Angriffskrieg und die 
Agenda 2010 durchgesetzt. 

Aus meiner Sicht deutet vieles dar¬ 
aufhin bzw. wird auch im Koalitions¬ 
vertrag recht offen formuliert, dass 
die Arbeiter- und Friedensbewegung 
unseres Landes mit dieser Regierung 
vor großen Herausforderungen ste¬ 
hen. Dazu gehört, dass die Regierung 
noch nicht gebildet war, aber in der 
Ukraine schon deutlich wurde, wo¬ 
hin die Reise geht. Der deutsche Im¬ 
perialismus wird m.E. in den nächs¬ 
ten Jahren und mit dieser Regierung 
offensiver und aggressiver den Aus¬ 
bau seiner Stellung betreiben, in der 
EU, in Europa und global. 

Mit Standortlogik und Rassismus, 
mit Angstkampagnen vor Flüchtlin¬ 
gen und dem Ausspielen von Unter¬ 
drückten und Ausgebeuteten gegen¬ 
einander soll vor allem die Arbeiter¬ 
klasse und ihre Organisationen in 
diese Strategie eingebunden werden. 
Schlimmerweise fällt das teilweise 
auf einen günstigen Boden, wenn bis 
in die Gewerkschaften hinein diese 
Koalition begrüßt und das „Linsen¬ 
gericht“ des angeblichen Mindest¬ 
lohns wirkt. 

Noch gefährlicher wird das Ganze, 
wenn der Versuch neu aufgelegt wird 


die Gewerkschaften in die Aushöh¬ 
lung des Streikrechts zu integrieren 
und dazu Konkurrenzsituationen 
zwischen den DGB-Gewerkschaften 
und Organisationen außerhalb der 
Einheitsgewerkschaft auszunutzen. 



Was ist jetzt notwendig? 

★ Wir müssen jegliche Illusion in 
diese Regierung zurückdrängen, dies 
wird eine Regierung der aggressiven 
Vertretung der Interessen des deut¬ 
schen Imperialismus, nach innen und 
nach außen. 

★ Wir müssen den Kampf gegen 
Rassismus und für Internationalis¬ 
mus intensivieren, das erfordert die 
Aufklärung über die Ursachen von 
Flucht und die Intensivierung der 
Zusammenarbeit auf internationa¬ 
ler Ebene, vor allem auch unter den 
kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien. Das erfordert das Zurückwei¬ 
sen von Standortdenken und Nati¬ 
onalismus. 

★ Es gibt keinerlei Berechtigung für 
Hoffnungen, dass SPD-Minister es 
schon richten werden - leider dürfte 
die Parallele zum Verhalten größter 
Teile der SPD vor hundert Jahren ak¬ 
tueller sein, wie es derzeit viele wahr¬ 
haben wollen. 

Die nächsten Monate und Jahre wer¬ 
den antimilitaristische und soziale 
Kämpfe erfordern. 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 
für die Wahlen zum Europäischen Parlament 

Siw Mammitzsch 

Ich kandidiere für die DKP, weil... 



ich möchte, dass auch zur EU-Wahl 
auf dem Wahlzettel eine revolutio¬ 
näre Kraft steht, die für viele Men¬ 
schen eine Alternative darstellt. 
Nicht zu wählen, wäre die schlech¬ 
teste der denkbaren Alternativen. 
Aber auch die Wahl von rassisti¬ 
schen, nationalistischen oder fa¬ 
schistischen Parteien müssen wir 
verhindern. 

Mein Wahlantritt ist vor allem mit 
der Mietenfrage verbunden. Seit ei¬ 
niger Zeit finden in fast allen euro¬ 
päischen Großstädten viele Proteste 
statt, die sich gegen massiv steigen¬ 
de Mieten, gegen Zwangsräumun¬ 
gen und gegen die Spekulation mit 
Häusern richten. Auch bei uns. 

Zu Recht wird gleichzeitig die Aus- 
teritätspolitik der Europäischen 
Union kritisiert, welche maßgeblich 
die Ursache für die Wohnungskrise 
in vielen europäischen Ländern ist. 
Die überbordenden Schuldenlasten, 
mit denen die meisten „Normalbür¬ 
ger“ und die öffentlichen Haushalte 


belastet werden, trocknen den sozi¬ 
alen Wohnungsbau aus. In vielen eu¬ 
ropäischen Ländern gibt es ohnehin 
kaum Mietwohnungen, da dort das 
Wohneigentum kulturell verankert 
ist. Die in die Höhe geschossenen 
Zinsen für Kredite insbesondere in 
Süd-Europa, können von den Men¬ 
schen nicht mehr bezahlt werden, 
deshalb kommt und kam es z.B. in 
Spanien und Griechenland zu mas¬ 
siven Zwangsräumungen. Die Men¬ 
schen werden einfach auf die Stra¬ 
ße gesetzt und müssen dann irgend¬ 
wo Unterkommen. Viele leben dann 
in völlig beengten Wohnungen, in 
längst überwunden geglaubten Ver¬ 
hältnissen. 

Profiteure sind die Eigentümer des 
Kapitals der Finanzmarktunterneh¬ 
men und diejenigen Konzerne, die 
große Teile des Grund und Bodens 
kontrollieren. In Deutschland ha¬ 
ben diese Konzerne umfangreiche 
Wohnungsbestände der öffentli¬ 
chen Wohnungsunternehmen und 
ehemalige Werkswohnungen ge¬ 
kauft. Seither geht es nicht mehr 
um das Recht auf eine angemesse¬ 
ne Wohnung, sondern nur noch um 
Profit. Ein Recht auf Wohnen gibt 
es im Kapitalismus nicht, es muss 
erkämpft werden. Dafür steht die 
DKP. Um diesen Kampf erfolgreich 
führen zu können, wollen wir all je¬ 
nen auch zur EU-Wahl eine Stimme 
geben, die sich hinter die Forderung 
„Keine Rendite mit der Miete“ stel¬ 
len können. 



Karrikatur: Bernd Biicktrfg 



18. Weltfestspiele der Jugend 
und Studierend 


Erste (Foto-)Eindrücke 


Mit einem Aufruf an die fortschrittliche 
Jugend der Welt, den Kampf gegen den 
Imperialismus und den Kapitalismus fortzu¬ 
setzen, sind am Abend des 13. Dezember in 
Quito die 18. Weltfestspiele der Jugend und 
Studierenden zu Ende gegangen, an denen 
sich rund 10 000 Jugendliche und Studierende 
aus 89 Ländern beteiligt haben. 

Ministerin Betty Tola hob den antiimperialisti¬ 
schen Kampf als das festeste Band hervor, das 
die Jugend der Welt vereine. 
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Vom Umgang mit 
neofaschistischer Gewalt 


N achdem vor zwei Jahren - für 
die Ermittlungsbehörden „völ¬ 
lig überraschend“ - die Mordse¬ 
rie des „Nationalsozialistischen Unter¬ 
grunds“ (NSU) aufgedeckt wurde und 
Untersuchungsausschüsse auf Bundes¬ 
und Länderebene verheerende Details 
über die Rolle der Sicherheitsbehörden 
ans Tageslicht gebracht hatten, begann 
im Mai 2013 vor dem 6. Strafsenat des 
Oberlandesgericht München endlich 
der Prozess gegen Beate Zschäpe sowie 
vier der Unterstützer: Ralf Wohlleben, 
Holger Gerlach, Carsten Schultze und 
Andre Eminger wegen terroristischer 
Gewalttaten. 

Bezeichnend war, dass lange Zeit mehr 
darüber gestritten wurde, welche Presse¬ 
vertreter eine Akkreditierung für dieses 
Verfahren bekamen, als darüber, gegen 
wen denn nun tatsächlich Anklage zu 
erheben sei. Die jetzige Liste der Ange¬ 
klagten ist - und darüber sind sich An¬ 
tifaschisten einig - nur die Spitze des 
Eisbergs der Unterstützer des neofa¬ 
schistischen Terrors. War lange Zeit nur 
von einer dreiköpfigen „Terrorzelle“ die 
Rede, wurde Ende März eine Liste des 
BKA bekannt, in der fast 130 Perso¬ 
nen aus dem neofaschistischen Milieu 
als Unterstützer des NSU genannt wur¬ 
den („Das Who is Who der rechtsext¬ 
remistischen Szene Deutschlands“ laut 
Clemens Binninger, CDU-Obmann im 
NSU-Ausschuss). Und man kann sicher 
sein, dass damit noch lange nicht alle 
Unterstützer erfasst sind. 

Zwar finden sich auf dieser Liste zahl¬ 
reiche V-Leute, also vom Staat finan¬ 
zierte Neonazis, die diese kriminelle 
Struktur ermöglichten, wie der ehema¬ 
lige NPD-Landtagsabgeordnete Peter 
Klose aus Zwickau. Wer auf dieser Liste 
fehlt, und da beginnt der „weiße Pieck“ 
in der Aufarbeitung, das sind Mitarbei¬ 
ter des Verfassungsschutzes selber, die 
in nicht unerheblichem Maße indirekt 
oder sogar direkt mit dem neofaschis¬ 
tischen Terror verbunden waren. Ange¬ 


fangen von den Geldern des Thüringi¬ 
schen Landesamtes für den Aufbau der 
„Thüringer Heimatfront“, der Keimzel¬ 
le des NSU, bis hin zum V-Mann-Füh- 
rer Andreas Temme („kleiner Adolf“). 
Als Temme in München als „Zeuge“ 
aussagen musste, wurde er durch ei¬ 
nen Anwalt vertreten, den der hessi¬ 
sche Verfassungsschutz bezahlte. Tem¬ 
me schützte, wie schon bei der polizei¬ 
lichen Befragung, Erinnerungslücken 
vor, obwohl er während des Mordes an 
Halit Yozgat direkt am Tatort im Kas¬ 
seler Internet-Cafe anwesend war. Ei¬ 
ner seiner Nazi-V-Leute, ebenfalls von 
einem VS-Anwalt betreut, versteckte 
sich hinter seiner „eingeschränkten 
Aussagegenehmigung“, so dass von 
einer tatsächlichen Aufklärung keine 
Rede sein kann. 

Damit setzt sich in diesem Jahr die Ten¬ 
denz fort, die in früheren Jahren dazu 
geführt hat, extrem rechte Tatmotive 
nach Möglichkeit zu ignorieren oder in 
der offiziellen Kriminalstatistik zu ver¬ 
schweigen. Bis heute spricht die Statis¬ 
tik der Bundesregierung von 63 Todes¬ 
opfern extrem rechter Gewalt seit 1990. 
Antifaschisten haben längst eine ande¬ 
re Rechnung aufgemacht. Sie nennen 
mindestens 184 Tote als Opfer rechter 
Gewalt. Als das BKA und die LKA 
nach den NSU-Morden noch einmal 
die Liste von 3 300 Tötungen bzw. Tö¬ 
tungsversuchen aus den Jahren 1990 bis 
2011 überprüfte, entdeckten sie selber 
in 746 Lällen mit knapp 850 Opfern 
„Anhaltspunkte einer möglichen poli¬ 
tisch rechten Tatmotivation“, wie es im 
Behördendeutsch heißt. Die Kritik, die 
Polizei sei auf dem rechten Auge blind 
gewesen, klingt vor diesen Zahlen wie 
eine Verharmlosung. Entscheidend ist, 
dass der Zusammenhang der Taten und 
die Verankerung der Täter im neofa¬ 
schistischen Strukturen bewusst ausge¬ 
blendet wird. 

Ein doppeltes Signal versandte die Po¬ 
litik bezogen auf das NPD-Verbots- 


verfahren. Im November wurde end¬ 
lich gut begründet der Verbotsantrag 
des Bundesrates beim Bundesver¬ 
fassungsgericht eingereicht. Dass die 
Bundesregierung und der Bundestag 
mit Regierungsmehrheit eine Betei¬ 
ligung an diesem Verfahren ablehnte, 
obwohl verschiedene CDU-Länder- 
regierungen den Antrag im Bundes¬ 
rat unterstützten, macht deutlich, wie 
inkonsequent die Auseinandersetzung 
geführt wird. Man verbietet zwar ver¬ 
einzelt Organisationen, lässt aber die 
Nachfolgestrukturen wie z.B. die Partei 
„Die Rechte“ unbehelligt. Der Haupt¬ 
feind dieser Regierung steht weiterhin 
links, so dass ein konsequentes Vorge¬ 
hen gegen Neonazis und NPD auch zu¬ 
künftig vom Engagement der Antifa¬ 
schisten selber abhängt. 

Und die haben allen Grund aktiv 
zu sein - gerade in Hinblick auf die 
kommenden Wahlen zum Europäi¬ 
schen Parlament. Erlebt man doch in 
zahlreichen Ländern neofaschistische 
Übergriffe. Bekannt sind die rassisti¬ 
schen Ausschreitungen von JOBBIK 
in Ungarn. Im Herbst ermordeten in 
Griechenland Anhänger der faschisti¬ 
schen Partei Chrysi Avgy („Goldene 
Morgenröte“) in einem Stadtteil von 
Athen den antifaschistischen Musiker 
Pavlos Fissas. Und in den vergange¬ 
nen Wochen liefen die Bilder aus War¬ 
schau und Kiew über die Bildschirme, 
auf denen die Schlägertrupps der „Na¬ 
tionalen Bewegung“ (RN) Polens und 
der ukrainischen Faschisten der Partei 
„Svoboda“ („Freiheit“) zu sehen wa¬ 
ren, die mit Aufruhr und Zerstörun¬ 
gen ihre faschistische Gesinnung unter 
Beweis stellten. Vor den antifaschisti¬ 
schen Kräften stehen im kommenden 
Jahr große Aufgaben im Kampf gegen 
Neofaschismus und rassistische Ge¬ 
walt. Auf die Staatsorgane wird man 
sich dabei nicht verlassen können. 

Ulrich Schneider, 

Bundessprecher der VVN-BdA 
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Suche nach einem sinnvollem Leben 

Zu Reglindis Raucas neuem Roman „Fatzvogel“ 


Eine Lebensbeschreibung 

Linde Salbers Hermann-Kant-Biografie 


Für ihren ersten Roman „Vuchelbeer- 
baamland“ (s. Unsere Zeit vom 19. De¬ 
zember 2008) bekam die Autorin in 
Düsseldorf den Literatur-Förderpreis. 
Marie, die rothaarige Hauptgestalt, 
durchlebt auch im zweiten Roman 
zahlreiche Konflikte, auf die der Titel 
„Fatzvogel“ hinweist: Der barocke Be¬ 
griff Fatzvogel meint Spaßvögel und 
Spötter, wird aber auch abwertend für 
Schauspieler gebraucht. Marie muss 
sich, weil sie Schauspielerin werden 
will, von ihrer Verwandtschaft, der 
Kunst und Kultur fremd sind, anhören, 
sie studiere „Faxen“; sie wehrt sich 
spöttisch distanziert gegen Angriffe 
und Ungerechtigkeiten. - Der Roman 
spielt in der zweiten Hälfte der achtzi¬ 
ger Jahre der DDR bis 1990; Marie be¬ 
gibt sich auf die Suche nach einem Be¬ 
ruf. Die christlichen Eltern wollen, dass 
sie Theologie studiert, doch sie möch¬ 
te nach dem Abitur Gemeindehelferin 
werden und im Alltag des Landes, des¬ 
sen Schwierigkeiten sie ebenso erlebt 
wie sie sich gegen verleumdende Sicht 
darauf wehrt, „mittendrin sein“. Marie 
erkennt „Meinung und Handlung des 
Staates“, in dem sie lebt, und wird da¬ 
für harsch von ihren Eltern abgelehnt, 
die Beispiel dafür sind, wie unter dem 
christlichen Deckmantel, in dem brau¬ 
ne Flecken der Vergangenheit erhalten 
geblieben sind, sich der Sozialismus gut 
bekämpfen lässt. 

Die Alltäglichkeit der DDR der acht¬ 
ziger Jahre wird nicht beschönigt - Sta¬ 
si und Ausreise haben ihren Platz -, 
aber auch nicht verzerrt: Marie sieht 
ihr Land nicht nur trist und grau, wie 
es vom westlichen Flitterglanz geblen¬ 
dete Spießer tun; sie erscheint konflikt- 
bewuss, fordernd und sieht ihr Land 
bunter und freizügiger als gemeinhin 
dargestellt, ohne die Schattenseiten 
zu verdrängen. Marie erlebt Alltägli¬ 
ches und Normales, aber sie erlebt es 
oft skurril, weil sie nicht alltäglich sein 
möchte. Um ihre Ansprüche und Hoff¬ 
nungen zu erfüllen, geht Marie aus der 
vogtländischen Heimat des ersten Ro¬ 
mans in eine ungewöhnliche Provinz, 
um sich in der Diakonie auf ihre Aus¬ 
bildung vorzubereiten, kurze Zeit an 
die Medizinische Akademie in Dres¬ 
den, schließlich in ein Pflegeheim und 
schließlich an die Schauspielschule in 
Berlin. An den ersten Orten wird sie bis 
zum Äußersten belastet: In der Provinz 
werden pflegebedürftige Schwerstkran- 
ke, teils Verwirrte betreut, an der Aka¬ 
demie Krebskranke, „die hoffnungs¬ 
losen Fälle“. Derartige Aufgaben sind 
nicht zu beschönigen, sondern diszip¬ 
liniert zu erfüllen. Marie ist eine junge 
Frau, die anders sein möchte als junge 
Frauen gemeinhin sind, die aber den¬ 
noch soziale Verantwortung empfindet. 
Aber nur einige Menschen, die sie da¬ 
bei trifft, teilen diese Selbstlosigkeit: Die 
meisten verfolgen persönliche Interes¬ 
sen, die sie rücksichtslos durchsetzen. - 
Marie lebt in einem doppelten Konflikt: 
Ihre Liebe gehört der Kunst, besonders 
dem Theater, mit dem sie sich schon als 
Kind eingelassen hat und das sie gern 
zu ihrem Beruf machen würde. Und sie 
leidet unter einem Familiengeheimnis: 
Ihr in den Wirren der Nachkriegszeit 
nach Kanada entkommener Großvater, 
der von der Familie verehrt und vertei¬ 
digt wird, wurde Anfang der achtziger 
Jahre als SS-Verbrecher nach Deutsch¬ 
land ausgeliefert, weil er 1941 in Kaunas 
Juden ermordet hatte. Der Leser kennt 
den Vorgang aus dem ersten Roman; 
nach wie vor aber wird diese Vergangen¬ 
heit in der Familie verdrängt. Der neue 
Roman schließt an den ersten inhaltlich 
und zeitlich an. Es bleibt aber nicht bei 
der Gegenwart: Schreckliche Szenen 
traumatisierter Menschen lassen Bom¬ 
bennächte des Zweiten Weltkriegs ge¬ 
genwärtig werden; gespenstische Träu¬ 
me Maries werden von der zerstöreri¬ 
schen Verdrängung der Familie gespeist. 
Der Roman ist auf den ersten Blick 
nüchtern, schnörkellos, sprachlich hart 
geschrieben. Dabei klingt zurückhal¬ 
tend Sächsisches („mein Gutster“) und 
Vogtländisches an. Auf den zweiten 
Blick geben Kontraste dem Text eine 
ästhetische Dimension, die der Men¬ 
schenwürde verschrieben ist: Schon das 
Motto - Hölderlins berühmtes und oft 


zitiertes Wort „So komm! Dass wir das 
Offene schauen.“ - verkündet, dass es 
neben dem nüchternen, manchmal er¬ 
schütternden Alltag um Bildung, Kunst 
und Schönheit geht, wovon Marie von 
Kindheit an von fasziniert ist. Damit 
vervollkommnet die Autorin ihr im ers¬ 
ten Roman geübtes Verfahren, die Be¬ 
schreibung eines nüchternen und oft 
ernüchternden Alltags nicht ins Kli¬ 
schee des Bedrückenden abrutschen zu 
lassen, sondern der Arbeit, die oft nur 
noch unangenehme Pflichten der Pflege 
und Betreuung bringt, Sinn und Erfül¬ 
lung zu geben. Der wird ihr nicht durch 
ihre christliche Herkunft bewusst, im 
Gegenteil: Diese geschieht bigott dog¬ 
matisch und führt zur Verkümmerung 
menschlicher Möglichkeiten. Den Sinn 
von Arbeit erfährt sie durch die Kunst; 
die Palette der Bezüge ist vielschichtig 
und reicht von Thomas Manns Doktor 
Faustus bis zu Brecht, Heinrich Mann, 
immer wieder Hölderlin. Hart werden 
Kontraste gebildet zwischen einer Wirk¬ 
lichkeit, deren fäkalische Vorgänge auch 
sprachlich nicht übergangen werden, 
und Hölderlin-Zitaten aus den Hym¬ 
nen und dem Roman Hyperion. Diese 
Kontraste sind bis zum schmerzlichen 
Erschrecken gespannt, aber halten der 
Belastung stand. Sie kommen gemein¬ 
sam als Bild von einer täglich zu be¬ 
wältigenden Welt beim Leser an. - Das 
Autobiografische im Roman ist zu ah¬ 
nen; manches bleibt nahe am Tatsächli¬ 
chen, manches, wie der Abgang von der 
Schauspielschule, unscharf: Bildungs¬ 
und Kunsterlebnisse erscheinen manch¬ 
mal wie eine Berichterstattung im Tage¬ 
buch an, Erlebnisse werden nicht hinter¬ 
fragt wie das Bekenntnis eines Kollegen, 
wegen eines Ladendiebstahls zur Stasi 
verpflichtet worden zu sein. Die Schwä¬ 
chen des Romans sind die Folgen seiner 
Stärken: Nichts, was sie bewegte, wollte 
die Autorin unberücksichtigt lassen. 
Auch der zweite Band über das Leben 
der rothaarigen Marie beschreibt ei¬ 
nen an Konflikten und Widersprüchen 
reichen Alltag, der immer authentisch 
bleibt und seismografisch dokumen¬ 
tiert, wie die kritische Bewegung der 
DDR-Bevölkerung 1989 umschlug, be¬ 
einflusst wurde und sich die Akzente 
änderten, „der Mob nahm überhand“. 
Der Charakter der sogenannten „fried¬ 
lichen Revolution“ erscheint in einem 
anderen Licht als in Uwe Teilkamps 
Roman Der Turm. Dafür, dass er die 
Wirklichkeit der DDR delegitimierte, 
sogar denunzierte, wurde er vom bür¬ 
gerlichen Feuilleton gelobt und aus¬ 
gezeichnet. Man wird sehen, ob dieses 
Feuilleton in der Lage ist, die Wahrheit 
der Reglindis Rauca, die ein Gegenbild 
zu Teilkamps Roman schafft, zu erken¬ 
nen. 

Rauca hat zudem den Finger am Puls 
der Gegenwart: Sie beschreibt, wie 
die ein faschistischer Massenmörder 
in seiner Familie im vogtländischen 
Plauen zur Handlungszeit des Romans 
geach¬ 
tet wird, 
alle po¬ 
litischen 
Struktu¬ 
ren über¬ 
dauernd, 
nur weni¬ 
ge Jahre 
später - 
2013 - 

machen 
einige Ki¬ 
lometer 
weiter im 
erzgebir- 

gischen Schneeberg sich Geistesver¬ 
wandte auf, um unter dem harmlosen 
Namen des „Lichtel-Laufs“ faschis¬ 
tische Fackelaufmärsche zu beleben, 
um gegen Asylbewerber zu hetzen. Es 
spricht für Raucas sensibles und kriti¬ 
sches Zeitgefühl, dass sich die Schnee¬ 
berger Hetzer mühelos als Enkel des 
Großvaters erkennen lassen. Auch ge¬ 
gen sie schreibt dieser Roman an. 

Rüdiger Bernhardt 

Reglindis Rauca: Fatzvogel. Roman. Hal¬ 
le: Mitteldeutscher Verlag, 2014,272 S., 
14.95 Euro 


E s ist von einem empfehlenswer¬ 
ten Buch zu berichten, das aber 
in unserer Zeit außergewöhnlich 
ist: Eine Biografie, verfasst von einer 
West-Autorin über einen Ost-Schrift¬ 
steller. Von Linde Salber über Her¬ 
mann Kant - einem Autor, der in der 
DDR ein ziemlich hoher Funktionär 
war - seit 1986 Mitglied des Zentralko¬ 
mitees der SED, von Mai 1978 bis De¬ 
zember 1989 Präsident des Schriftstel¬ 
lerverbandes. In der DDR gab es nur 
eine Vereinigung von Schriftstellern, 
Kant stand also ein gutes Jahrzehnt 
an seiner Spitze. Dazu kamen weite¬ 
re politische/kulturpolitische Verbind¬ 
lichkeiten wie Vizepräsident der Aka¬ 
demie der Künste. 

Meine Informationen über die Bio¬ 
grafin, Linde Salber, stammen aus 
Gedrucktem: Jahrgang 1944, also eine 
Generation jünger als Kant (geboren 
1926), geboren im polnischen Hinter¬ 
pommern, von dort nach Kriegsende 
Flucht nach Mecklenburg. 1951 kam 
sie in die Bundesrepublik, nach Ham¬ 
burg; da war Linde sieben Jahre alt. Sie 
hat Psychologie studiert, Schwerpunkt 
offenbar Psychoanalyse, wurde später 
Universitätsdozentin in ihrem Fach - 
bis 2007 (da war sie 63) an der Univer¬ 
sität Köln. Sie hat fachlich publiziert, 
aber auch in der Reihe Bildmonogra¬ 
fien im Rowohlt Verlag: Biografisches 
über Künstler und Künstlerinnen und 
über Frauen, die an der intellektuellen 
Positionsbestimmung um die Jahrhun¬ 
dertwende vom 19. zum 20. beteiligt 
waren, in der Größen wie Nietzsche, 
Freud, Rilke eine Rolle spielten. Die 
Monografien sind Büchlein von etwa 
150 Seiten, dort hat Linde Salber un¬ 
ter anderen auch über Marilyn Mon¬ 
roe geschrieben. Ihre Biographie über 
Hermann Kant, „Nicht ohne Utopie“, 
beansprucht 650 Seiten, dabei 850 An¬ 
merkungen, die zumeist Quellenanga¬ 
ben sind - es ist eine Art Lebenswerk. 
2008 begonnen, 2013 erschienen. 

Das Biografische über Hermann Kant 
erfahren wir in der umfangreichen 
Biografie selber. Ich habe nur voraus¬ 
zuschicken, dass ich im Unterschied 
zur Biografin den Biografierten, falls 
man so sagt, also Hermann Kant, ken¬ 
ne, seit seinem und meinem Studium 
der Germanistik an der Humboldt- 
Universität Berlin, seins begann 1949, 
meins, der Jüngeren, ein Jahr früher. 
Vertraute waren und sind wir nicht, 
aber wir trafen uns in der Öffentlich¬ 
keit politischer Anliegen, in denen es 
ihm und mir und vielen anderen oft 
um das Gleiche ging. Außerdem wa¬ 
ren mir als Kritikerin natürlich seine 
Schriftsteller-Arbeiten vertraut. 
Davon wurden auch welche in der 
Bundesrepublik verlegt, außerdem in 
anderen Ländern, am häufigsten sein 
erster Roman, „Die Aula“, von dem 
sind 22 Übersetzungen gezählt. 

Linde Salber kannte nichts von Kant. 
Ein Zufall: In einer Rehabilitations¬ 
einrichtung führte sie Langeweile an 
ein Bücherregal - sie nahm eins mit, 
so erzählt sie, das „Der Aufenthalt“ 
hieß. Sein bestes Buch - so nennt es 
auch Kant. Der „Held“ heißt Mark 
Niebuhr - er hat autobiografische 
Ähnlichkeit mit dem Autor. Es geht 
um das Leben eines jungen Mannes, 
der als Achtzehnjähriger ein Gewehr 
bekam, zum Töten - was sonst? Die 
nötige Ausbildung dafür Ende 1944, 
im Januar 1945 begann der „Einsatz“, 
der nicht lange dauerte. Sowjetische 
Gefangenschaft zunächst, dann polni¬ 
sche: von Oktober 1945 bis September 
1948 in Warschau. Die zerstörte Stadt, 
darin das Getto als Sammelstelle, von 
der Juden - von 350 000 bis 500 000 - 
bequem in Konzentrationslager, nach 
Maidanek und Treblinka in die Tö¬ 
tungsmaschinerien geliefert werden 
sollten. 

Von dem verzweifelten und von vorn¬ 
herein als aussichtslos verstandenen 
Aufstand, nach dem kein Stein auf 
dem andern blieb, haben nur ein paar 
überlebt. 

Das alles sieht der törichte junge Sol¬ 
dat, der nicht nur Steine zu bergen 


hat - mit der Hand -, auch Leichen 
zu begraben. Und er lernt zu begrei¬ 
fen, an welcher Schuld er beteiligt war. 
Zum Lernen gab es auch Mitgefange¬ 
ne, die Nazis geblieben sind und die 
Ideologie des Volks ohne Raum und 
der Deutschen als Herrenrasse wei¬ 
terhin propagierten; sie bedrohen den 
Jungen, der nicht mehr mitmacht, und 
den sie totschlagen würden. Einmal 
sieht ihn eine alte polnische Frau und 
schreit entsetzt, er sei der Mörder ih¬ 


rer Tochter. Nun beginnt eine Unter¬ 
suchungjahrelang, bis es klar ist, dass 
er der Mörder nicht habe sein können. 
Das in einem Land, das von Deutschen 
zur Vernichtung vorgesehen war - ein 
Viertel der Bewohner, etwa sechs Mil¬ 
lionen, hatten seine Landsleute bereits 
umgebracht. Dennoch: Ob der ange- 
klagte Eine beteiligt war, das sollte 
festgestellt werden. - Vier Jahre Ge¬ 
fangenschaft in Polen sind die Lebens¬ 
lehre für Mark Niebuhr. Und für Her¬ 
mann Kant. 

Linde Salber ist die Lektüre nahege¬ 
gangen. Sie wollte nun mehr wissen. 
Hermann Kant, geboren 1926, ist der 
Sohn eines Hamburger Straßenkeh¬ 
rers - so könnte eine ordentliche Bio¬ 
grafie anfangen. Aber der Vater war 
Orchideengärtner im Hirschpark. 
1933 wurde dort sein Freund entlas¬ 
sen, weil er Kommunist war. Die Be¬ 
legschaft sollte ihr Einverständnis er¬ 
klären. Kant, der Vater, weigerte sich. 
Der Sohn: „Das muss man sich mal 
vorstellen: Du warst in einem herrli¬ 
chen Park der gesuchte Fachmann für 
Orchideen und dann stehst du eines 
Tages mit dem Besen auf der Elbch¬ 
aussee.“ Die große Familie war arm, 
sie hielt selbstbewusst zusammen, ei¬ 
nen Drang nach „oben“ gab es nicht. 
Hermann war gut in der Schule, aber 
der Vater riet dem Sohn ab vom Wech¬ 
sel auf „dieses stinkfeine Gymnasi¬ 
um“. Das passte nicht - er wollte sei¬ 
nem Sohn die Demütigungen erspa¬ 
ren durch die besser Gekleideten aus 
den besseren Verhältnissen. Er lernte 
Elektriker. Die Erzählung von Kind¬ 
heit und Jugend Hermann Kants ge¬ 
hört zum Schönsten von Linde Salbers 
Buch. 

Aber bevor ihr Schreiben losging (und 
auch noch während dessen), musste 
eine unerhörte Arbeit gemacht wer¬ 
den, wie sie wohl selten für die Biogra¬ 
phie eines Lebenden geleistet worden 
ist. Das schloss eine Positionsbestim¬ 
mung ihrer selbst ein. Einem frühen 
Kapitel gibt sie den Titel „Die Biogra¬ 
fin ist nicht politisch 4 .“ Sie meint mit 
„politisch“ wohl so etwas wie das Pri¬ 
märe eines Lebens. Das jedoch sollte 
erwähnt werden: An einer Stelle, an 
der die Reden Himmlers, Reichsfüh¬ 
rer SS, zitiert werden über die Arten 
der Vernichtung östlicher „Untermen¬ 
schen“, teilt sie in einer Anmerkung 
mit, dass ihr Vater zu den Schergen ge¬ 
hörte, der noch Jahre nach dem Krieg 
seiner Frau mit glänzenden Augen da¬ 
von erzählte. Nach der „Wende“ zog es 
sie nicht nach Mecklenburg, weil das 
Paradiesische der Kinderzeit hätte be¬ 
einträchtigt werden können. 


Nachdem Kant, der zunächst distan¬ 
ziert war, Interesse an dem Projekt ge¬ 
wonnen hatte, gings in Archive: vom Li¬ 
teraturarchiv in Marbach, in dem Kants 
Vorlass lagert (= vor dem Nachlass), 
offenbar noch nicht archivalisch auf¬ 
bereitet, bis zu der Behörde des Bun¬ 
desbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehe¬ 
maligen DDR. Weiter: die Protokolle 
von aller Art Konferenzen, Bücher - 
literarische oder politische -, die den 


gleichen Ort, die gleiche Zeit betrafen, 
Briefwechsel, alles Kant betreffende 
Geschriebene und Gedruckte. Hinzu 
kamen Telefonate, Interviews, Gesprä¬ 
che und Befragungen Verwandter, Be¬ 
kannter, Politiker (sofern noch vorhan¬ 
den), die mit Kants Arbeit in diesem 
Genre zu tun hatten. Sogar das gehörte 
zu dem großen Komplex der Recher¬ 
che: 2009 „begann sie ein Häuschen in 
Mecklenburg zu suchen. Binnen Kur¬ 
zem fand sie ein kleines Backsteinhaus 
in Goldberg, nicht weit von Neu-Ru- 
thenberg und Parchim (Ort von Kants 
Jugendzeit). Das renovierungsbedürf¬ 
tige Haus brauchte Unterstützung und 
sie selbst Belebung ihrer Anfänge.“ 
Ihre Biografie betrifft Privates von 
Kant - mit dem gebührenden Takt, 
aber auch mit erstaunlichen und doch 
charakteristischen Einzelheiten wie 
etwa die Sorge, als das Kleinkind - 
der jüngste Sohn - lungenkrank wird. 
Es betrifft Kants Werk und solche sei¬ 
ner politischen Aktivitäten, die in der 
DDR-Geschichte an wichtige Vorgän¬ 
ge gebunden sind. Die Leser können 
wahrnehmen, wie es im Laufe der Ar¬ 
beit Linde Salbers von neutralem In¬ 
teresse einer Autorin zu Verständnis 
kommt, ja zu Respekt und sogar Sym¬ 
pathie für den Menschen, dessen Leben 
sie untersucht. Als Salber wusste, dass 
mit „professioneller Arbeit an einer 
Biografie“ das Besondere dieses Le¬ 
bens nicht darstellbar sein würde, wur¬ 
de klar, dass „die Rolle der vermeint¬ 
lich distanziert-objektiven Bericht¬ 
erstatterin“ nicht passte. Und das bei 
einem Stoff der eignen Gegenwart und 
einem Territorium gleich nebenan. Die 
DDR war der Autorin anfangs ziemlich 
fern; sie hat zwar nicht den Schwach¬ 
sinn geteilt, mit dem nach der „Wen¬ 
de“ dieses Land und diese Menschen 
„delegitimiert“ werden sollten. Nicht, 
dass sie die BRD großartig fand. Ne¬ 
ben anderem verachtete sie eine Öf¬ 
fentlichkeit, die aus Konsumwerbung 
bestand und eine Mentalität vermit¬ 
telte vom Wunsch eines Lebens nach 
den Werbebildern. Die Maxime ihrer 
Arbeit enthält diese Charakteristik: 
„Nenne es ruhig die Geschichte einer 
Annäherung, die Geschichte von dem 
Versuch, dich einer Welt zu nähern, die 
dir fremd ist. Die Geschichte vom an¬ 
deren der anderen.“ 

Es lässt sich wohl nicht leicht entschei¬ 
den, ob eine solche Haltung als selbst¬ 
verständlich gewertet werden soll. Wir 
kennen selbst in Privatem die Neigung, 
andere nach uns selber wahrzuneh¬ 
men, entsprechend modifiziert gilt sie 
für das Wahrnehmen des Politischen 
von BRD und DDR. Es ist eine Leis- 
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tung, die großartig genannt werden 
kann, sich die Sicht auf das Andere 
der anderen zu erarbeiten. Deswegen 
ist diese Biografie auch ein besonderes 
Buch geworden. 

Anfangs teilt die vergnügte Leserin 
das Allgemeine des von Kant Erzähl¬ 
ten mit. Sie nimmt wahr, dass es um 
„eine Rückbindung des vermeintlich 
Erhabenen und Hochphilosophischen 
an banal gelebtes Denken“ geht. All¬ 
tägliches, kunstvoll erfunden - wie 
etwa die Kulter-und Bildungsfahrt 
der Brigade „Buchung“, vier Perso¬ 
nen, nach Polen, von Kollegin So¬ 
undso arrangiert, weil sie dort einen 
Kronleuchter kaufen will -, solche 
Mitteilungen haben mindestens einen 
doppelten Boden. 

Nicht vergleichbar ist die Sprache 
Kants, auf den ersten Blick ebenfalls 
aus banalem Material: „... in Kants 
Erzählungen... geht es um eine Lö¬ 
sung der Sprache aus ihrer Dienstleis¬ 
tungsfunktion als Vermittlerin von In¬ 
formationen.“ In Kants Erzählungen 
„wird Sprache zuweilen mitbehandelt, 
als sei sie Gegenstand der Geschichte.“ 
Sprache, „die sich nicht über die all¬ 
täglichen Wörter stellt... die mit Um¬ 
gangsprachlichem so umspringt, dass 
sich die Wirkung des Geschehens in¬ 
tensiviert.“ Kant ist gewöhnlich schon 
am ersten Satz erkennbar, und die 
Heiterkeit, die dem Leser geboten 
wird, hält bis zum letzten Satz. Dass 
Kant auch anders kann, die Ausnah¬ 
me davon ist der Roman „Der Aufent¬ 
halt“ (1977). 

„In Kants Texten (sind) keine Extra¬ 
kammern für die großen Phänome¬ 
ne erhabenen Tief- oder Hintersinns 
... Wer nach ,Hinterwelten 4 im Sin¬ 
ne metaphysischer Konstruktionen 
sucht, wird sie in Kants Geschich- 
tennicht finden. Ereignisse, Zwerge, 
Bäume, Trennung, Ziegen, Gedanken, 
Genuss, Wünsche, Verzweiflung, Bröt¬ 
chen, Kronleuchter, Heufäden, Äpfel, 
Träume - sind gewichtige Aspiratio¬ 
nen gleichberechtigt im Spiel des Le¬ 
bens am Werk.“ 

Es sollte hier angemerkt werden, dass 
der Autorin eine Terminologie zur 
Verfügung steht und Bewertungen 
auch, die ihre Westherkunft kenn¬ 
zeichnen. So ist Kommunismus bei ihr 
nichts Verächtlich-Kriminelles, aber es 
erscheint des öfteren in Zusammen¬ 
hängen, die „östlich“ nicht gebraucht 


würden. Ein Beispiel: „Demokratisch¬ 
freiheitlich lautete die Devise der 
Westmächte, demokratisch-kommu¬ 
nistisch die der Sowjets, die weniger 
fragten als bestimmten.“ Abgesehen 
davon, dass die Westmächte nach dem 
Neubeginn am Kriegsende auch nicht 
viel fragten, war „kommunistisch“ für 
den Osten einfach unzutreffend. Zu¬ 
nächst hieß die Devise der Ostmäch¬ 
te und der Hitlergegner, die aus dem 
Exil zurückkehren konnten: Antifa¬ 
schismus (im Westen aber nicht), und 
was wann Kommunismus heißt und 
gewollt wurde, darüber gibt es wohl 
ganze Bibliotheken. Das Einfache war 
der historische Grundsatz, dass es im 
Sozialismus nach den Leistungen des 
Individuums gehe, im Kommunismus 
jedoch nach dessen Bedürfnissen. So¬ 
viel daran utopisch ist, so wurde die¬ 
se „Devise“ doch immer wieder zum 
Kriterium bei Definitionen oder von 
Zustandsbeschreibungen. Linde Sal- 
ber bemüht außerordentlich häufig 
das „sowjetische Vorbild“. Nicht nur 
bei der Einteilung der universitä¬ 
ren Organisation nach Studienjahren 
statt nach Semestern. Der aus Krieg 
und Gefangenschaft zurückgekehrte 
Elektriker konnte bald studieren, an 
der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, ge¬ 
nannt ABF, in Greifswald. (Von dieser 
Zeit und diesem Milieu handelt Kants 
erster Roman, „Die Aula“.) Linde Sal- 
ber kommentierte: „Der 1945 neuge¬ 
gründete sozialistische Staat brauchte 
neue Eliten.“ Die DDR wurde zwar 


erst 1949 gegründet, aber die Möglich¬ 
keit für Arbeiter- und Bauernkinder, 
das Abitur zu erlangen, um zu studie¬ 
ren, gab es bereits schon vorher, um 
ein Unrecht zu beseitigen, nach dem 
nur Kinder von Eltern studieren konn¬ 
ten, die gebildet waren und Geld hat¬ 
ten. Das war nun historische Gerech¬ 
tigkeit der neuen Gesellschaft. Bei 
Salber steht: „Dass ideologisch die 
Marschroute schon vorlag, in Stalins 
Auftrag von der Roten Armee und 
auch von der Gruppe Ulbricht impor¬ 
tiert, spielte sich jenseits ihrer (der 
„jungen ABF-Studenten“) Erfahrung 
ab.“ Wie verfehlt diese Darstellung ist, 
lassen wir hier auf sich beruhen. Ich 
gehörte übrigens auch zu jenen Stu¬ 
denten, 1946, als die ABF noch Vorstu¬ 
dienanstalt hieß und der Name ihren 
Zweck bezeichnete. Ich wusste natür¬ 
lich nicht, dass ich dort lernen konnte, 
um zur zukünftigen Elite zu gehören. 
Ich wollte Lehrerin werden - und zwar 
für Literatur, die könnte die Menschen 
bilden und bessern. Mit dieser Forde¬ 
rung fuhr ich nach Berlin zum Amt für 
Volksbildung. Und wurde angenom¬ 
men, obwohl ich auf die Frage, was ich 
denn gelesen habe, keinen einzigen Ti¬ 
tel der neuen Literatur nennen konnte, 
sondern nur Goethe. Von Ulbricht hat¬ 
te ich noch nie gehört. Und festgelegte 
Marschroute? Ich erinnere mich noch 
an Fräulein Behrend, unsere Deutsch- 
Lehrerin. Inzwischen hatte ich leiden¬ 
schaftlich gelesen und nichts ausgelas¬ 
sen. Ich attackierte sie, weil sie „wie 
früher“ immer bloß „Faust“ behandele 
und verlangte statt dessen „Frühlings 
Erwachen“ von Wedekind, das Stück 
über Sexualprobleme Heranwachsen¬ 
der. Die Entfernung zwischen der Au¬ 
torin und ihrem Stoff hat sich bei aller 
Arbeit in manchen Fällen nicht verrin¬ 
gern lassen. 

Unter den Prominenten der DDR, die 
nach deren Ende diskriminiert wur¬ 
den, belegt Hermann Kant einen der 
vorderen Plätze - nach jeweils einem 
Zeitschub ging oder geht es immer 
wieder von Neuem los. 1992 wusste 
„Der Spiegel“, der „Staatsschriftstel¬ 
ler“ Kant habe unter dem Deckna¬ 
men „IM Martin 44 „im Stasi-Dienst 
eine Spitzelkarriere“ gemacht und sei 
so zu diversen Ämtern und Reputati¬ 
on gekommen“ (zitiert von Linde Sal¬ 
ber). Ein schlimmer Fall ist der des 
Alfred Kantorowicz, der während un¬ 


seres Studiums Professor für Neueste 
Deutsche Literatur war. Kein beson¬ 
ders guter Lehrer, aber von uns schon 
deswegen geschätzt, weil er Gegen- 
wartslitertur zum Universitätsgegen¬ 
stand machte - zu dieser Zeit ende¬ 
te an der Universität die Literaturge¬ 
schichte noch bei Goethe. Und zudem 
genoss er Respekt und Verehrung, weil 
er Spanienkämpfer war - so nannten 
wir die in den Internationalen Briga¬ 
den am Kampf der Republik gegen die 
Franco-Faschisten Beteiligten. (Salber 
zählt ihn zu den „großen Widerstands¬ 
kämpfern“ - einer der Großen war er 
nicht.) Kant, von ihm wissenschaftlich 
hochgeschätzt und mit besten Zensu¬ 
ren versehen, wollte ihn zum Assisten¬ 
ten, weil er sonst seine Arbeit nicht 
leisten könne, und er bekam ihn. 

Als Kantorowicz 1957 in die BRD 
ging und sich dort um seine Aner¬ 
kennung als politischer Flüchtling be¬ 
mühen musste, machte er Kant dabei 
zum Bauernopfer, vermutet die Auto¬ 
rin, die aus seinem „Deutschen Tage¬ 
buch 44 zitiert: „Einer meiner Assisten¬ 
ten, der fachlich nicht sonderlich be¬ 
gabt war, dem ich jedoch anfänglich zu 
Unrecht vertraute, ein gewisser Her¬ 
mann Kant, war, wie ich später erfuhr, 
vom Hochschulsekretariat des SED- 
Apparates als Spitzel auf mich ange¬ 
setzt“. Das hat zur politischen Abfer¬ 
tigung Kants beigetragen. Er hat ge¬ 
gen Unterstellungen, gegen unwahre 
Behauptungen eine Anzahl Prozesse 
geführt, die er gewonnen hat, und nach 


denen den Verklagten untersagt wur¬ 
de, ihn „Stasi-Spitzel 44 zu nennen oder 
mit anderen entsprechenden diskrimi¬ 
nierenden Ausdrücken zu bezeichnen. 
Linde Salber hat in der damals noch so 
genannten Gauck-Behörde die Kant- 
Akte gelesen, mehr als 2 000 Seiten. 
Corino, prominenter Scharfmacher 
gegen Kant, seine Haupt-Publikation 
heißt „Die Akte Kant“, übrigens auch. 
Als sich längst Medien und Leute wie 
er dort bedienen konnten, wurde Kant 
Akteneinsicht verweigert, bis er nach 
einigen Jahren seine Anträge auf¬ 
gab. Linde Salber hat etwa 30 Seiten 
gebraucht für die Beschreibung der 
„Spitzellegende“. Neuigkeiten erwar¬ 
tet sie nicht mehr. 

Sie berichtet differenziert und so, dass 
Leser urteilen können, über politische 
Aktivitäten Kants oder seine Position 
in bedeutenden Ereignissen - so über 
die Biermann-Affäre, das berühmte 
XI. Plenum der SED 1965 mit weit¬ 
reichenden Angriffen auf Literatur 
und Film, auf Ausschlüsse von dissi- 
denten Autoren aus dem Schriftstel¬ 
lerverband, auf gewisse Einschränkun¬ 
gen der Friedensbewegung und Kants 
Brief an Honecker dazu und Weiteres. 
Wobei die Bemerkung fällt, dass unter 
Verhältnissen des Dogmatismus auch 
Kant zu Zeiten dogmatisch war. Oft 
formuliert sie, als handele es sich um 
totale Verhältnisse, etwa wenn vom 
„diktatorisch zensierenden Umgang 
des Regimes mit seinen Schriftstel¬ 
lern“ die Rede ist. 

Was sie so nennt, hat es gegeben - 
aber um einen Totalitarismus hat es 
sich nicht gehandelt, der hatte eini¬ 
ge Lücken. Allein eine große Zahl 
unterschiedlicher Preise - einer war 
der Heinrich-Mann-Preis, der höchs¬ 
te der Nationalpreis - spricht gegen 
den totalen „diktatorisch zensieren¬ 
den Umgang des Regimes mit seinen 
Schriftstellern 44 . Natürlich lässt Salber 
den zensorischen Umgang mit ihnen 
nicht aus, wenn sie von Kants Büchern 
berichtet. So brauchte der bereits im 
Druck befindliche zweite Roman, 
„Das Impressum“ Jahre bis zu seinem 
Erscheinen 1972. Der Film nach „Der 
Aufenthalt“ bekam Schwierigkeiten, 
wofür polnische Einsprüche vermutet 
wurden. Das ist kein Umgang mit ei¬ 
nem „Staatsdichter“. Kant hat mit ei¬ 
nem gewissen Vergnügen - manchmal 
nennt er das selber Arroganz - nach 
Wegen und Tricks gesucht, zu erwar¬ 
tende Widerstände zu umgehen. Je¬ 
doch einmal traf ihn doch ein Herz¬ 
infarkt. 

Was Linde Salber über Kants Arbei¬ 
ten referiert, soll nicht wiedergegeben 
werden. Die könnten ja zum Selberle- 
sen empfohlen werden. 

Das dicke Biografie-Buch enthält Ge¬ 
genwartsgeschichte. Und ist insofern 
nicht nur für Literatur-Interessier¬ 
te wichtig, sondern für Zeitgenossen 
mit politischer Neugier und Aktivität. 
Vielleicht hat Linde Salber provoziert, 
was sie so beschreibt: „Über Hermann 
Kant gerät mancher ... heute noch in 
Rage - schon weil er sich nicht zum 
DDR-Dissidenten eignet“ „Würde er 
zu den durch Einsicht Geläuterten, zu 
den spektakulär Unterdrückten, die 
öffentlich aufbegehrten, zu den Rene¬ 
gaten gehören, die zu westlich-kapita¬ 
listischer Lebensform umschwenkten, 
oder wäre er wenigstens unter den Pa¬ 
radigmenwechslern, die 1990 ihr Fähn¬ 
chen eilig in den politischen Westwind 
hielten, dann wäre es anders. Denn er 
wäre unser - vom Westen aus gese¬ 
hen.“ Da es aber nicht so ist, da Kant 
trotz DDR-Debakel, das auch er nicht 
hat verhindern können, seine Utopie 
einer sozialistischen Gesellschafts¬ 
und Lebensform nicht preisgibt, bleibt 
er ein deutsch-deutsches Ärgernis.“ 
Alle Achtung für die Arbeit Linde 
Salbers, Verstand und Vernunft im 
westlich-östlichen Umgang zu prak¬ 
tizieren. 

Linde Salber: „Hermann Kant. Nicht 
ohne Utopie“. Biografie, Verlag Bou- 
vier. 632 S., 29,99 Euro 


„Über Hermann Kant gerät mancher... heute noch in Rage - schon 
weil er sich nicht zum DDR-Dissidenten eignet 
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Eine große, ausladende Totale mit 
Blick auf Meer und Möwen, dann ein 
Kameraschwenk nach rechts, der ganz 
langsam eine monströse Mauer ins Bild 
rückt. Ihre Funktion bleibt offen: eine 
Fabrik, eine Kirche, eine ausgedehnte 
Villenanlage, alles kann dahinter lie¬ 
gen, sogar ein anderer Staat. Gemeint 
ist die Grenzstadt Tijuana zwischen den 
USA und Mexiko, aber auch eine sozi¬ 
ale Grenze ist denkbar, zwischen Oben 
und Unten, Arm und Reich. Arm steht 
hier für die beiden Hauptfiguren. 
Lidia war ihr Leben lang Hausange¬ 
stellte in der Villa einer alten Millio¬ 
närin, deren ganze Liebe - und nach 
ihrem Ableben auch ihr komplettes 
Vermögen - ihrer verwöhnten Ras¬ 
sehündin Principesa gehört. Rafael ist 
einst auf dem Weg aus El Salvador in 
die USA in Tijuana gestrandet, wo er 
seit 30 Jahren illegal als Reinigungs¬ 
kraft in einer Glühbirnenfabrik ar¬ 
beitet; doch statt ihm die fällige Ab¬ 
findung auszuzahlen, droht ihm sein 
Chef mit der Einwanderungsbehör¬ 
de, um ihn noch leichter ausbeuten 
zu können. Den Reichtum spiegeln in 
Rafaels Fabrik die blitzblanken Hallen, 
während Lidias Chefin dem Mammon 
gleich ein veritables Denkmal in ihrem 
Park gesetzt hat: wie eine altägyptische 
Gottheit thront Principesa als schlan¬ 
ke Marmorfigur zwischen Pinien, da¬ 
hinter das Meer so unendlich wie ihr 
Reichtum. 

„Workers“ heißt der Film, und sein Re¬ 
gisseur und Drehbuchautor Jose Luis 
Valle, dessen Biografie der seines Hel¬ 
den Rafael sehr ähnelt, dürfte diese 
proletarischer klingende englische Be¬ 
zeichnung mit Bedacht einem sanfte¬ 
ren Titel vorgezogen haben, gerade weil 
sie in reizvollem Kontrast steht zu der 
Welt absurder Dekadenz, in der sein 
Film spielt. Nicht umsonst gehört es zu 
Lidias Aufgaben, den sensiblen, mu¬ 
sikalisch anspruchsvollen Vierbeiner 
vor allem Billigen und Hässlichen zu 
bewahren, und auch Rafael, in dessen 
Fabrik es schon keine Arbeiter mehr zu 
geben scheint, hat Stil genug, sich zur 
Feier seiner Abfindung neue Schuhe 
zu kaufen, die er bis zum dann ausfal¬ 
lenden großen Tag nicht beschmutzen 
möchte. Jesus Padilla gibt den Rafael 


als wortkarges, sich in seiner Freizeit 
mit den Mühen des Alphabets plagen¬ 
des Opfer, während Susana Salazar als 
Lidia hinter der Fassade der Dienstbe¬ 
flissenheit immer auch Rebellisches ah¬ 
nen lässt - zwei Meisterleistungen von 
Laiendarstellern, ohne die Valles Film 
kaum gelingen könnte. 

Die zum Teil extrem langen Kamera¬ 
einstellungen lassen dem Zuschauer 
Zeit und Raum, sich einzufühlen in 
die besondere Atmosphäre der sozi¬ 
alen wie psychischen Grenzsituation, 
in der sich die Protagonisten befin¬ 
den. Der Filmtitel „Workers“ ist somit 
auch schon ein Versprechen auf kom¬ 
mende Umbrüche, die Regisseur Valle 
ganz undramatisch in kleinen Gesten 
oder symbolischen Bildern andeutet, 
etwa wenn der um sein Geld betroge¬ 
ne Rafael sich mit kleinen Sabotageak¬ 
ten rächt oder wenn das rote Blinklicht 
über ihrer Liege, das Lidia ein Leben 
lang herrisch zum Dienst rief, nach und 
nach rebellische Gedanken in ihr aus¬ 
löst. 

So wird, aller Langsamkeit zum Trotz, 
aus „Workers“ am Ende fast ein Krimi 
über die Macht des Geldes, aber auch 
der Solidarität, und Valles besondere 
Pointe liegt darin, dass es zu diesem 
Umschwung einer ganz ungewöhnli¬ 
chen Koalition bedarf. Am unermess¬ 
lichen Reichtum klebt stets der Hauch 
von Unmoral, und mag auch die Patro¬ 
nin sich davon frei fühlen, ihr Sohn, ein 
halbseidener Drogenbaron, verkörpert 
perfekt die Bedenkenlosigkeit, mit der 
sich Geld in Macht verwandelt: Selbst 
seiner Mutter angebeteten Rassehund 
hat er nur mit vorgehaltener Pistole 
„kaufen“ können. Ausgerechnet seine 
und seiner Kumpane Gier wird nun 
zum Bündnispartner der ewig Ausge¬ 
beuteten. Doch während sie die Gier 
nur zum weiteren Raffen treibt, neh¬ 
men sich nach dem etwas vorzeitigen 
Ableben ihrer vierbeinigen Herrschaft 
Lidia und die anderen Bediensteten 
nur, was ihnen schon lange zustand - 
ganz ohne den Sozialneid, den man den 
Unterschichten so gern unterstellt. Den 
Himmel, auf den man sie vertröstete, 
überlassen sie nun - frei nach Heine - 
gerne den Engeln, den Spatzen und 
Principesa. Hans-Günther Dicks 


Schön anzuschauen 

Ein Marx-Comic 


Dies ist ein besonderes Buch über Karl 
Marx. Es ist humorvoll, wissenschaft¬ 
lich, biografisch und einfach schön 
anzuschauen. Wer noch nie eine Zei¬ 
le von Marx gelesen hat, aber - ob¬ 
gleich er oder sie nicht gern dicke wis¬ 
senschaftliche Bücher wälzt -, wissen 
möchte, was es mit diesem Mann und 
seiner Theorie auf sich hat, sollte die¬ 
ses Buch unbedingt geschenkt bekom¬ 
men. Oder wer vielleicht an Mickey 
Mouse oder anderen Comics Freude 
findet und sich nicht vorstellen kann, 
dass die Theorie des dialektischen Ma¬ 
terialismus dieses Lustgefühl auch be¬ 
friedigen kann, sollte es sich bestellen. 
Denn in heiteren Farben und Bildern 
erklären Spruchblasen nicht nur, was 
der Mehrwert ist, sondern auch, dass es 
einen tendenziellen Fall der Profitrate 
gibt und im Kommunistischen Manifest 
die Grundlagen der bürgerlichen Ge¬ 
sellschaft beschrieben werden. Ganz 
nebenbei, sehr menschlich und wit¬ 
zig, zeigt das Buch Marx in freudiger 
Erwartung auf ein Tete-ä-tete mit der 
guten Helene, für dessen Resultat En¬ 


gels später die Vaterschaft übernimmt. 
Marx, im harten Clinch mit der IAA, 
vergisst nicht freundlich grinsend zu 
erwähnen, dass er kein Marxist sei und 
dass Glück für ihn ein Chateau Mar- 
gaux des Jahres 1848 sei, womit er al¬ 
len heutigen Glücksratgebern unmiss¬ 
verständlich eine materielle Basis hätte 
liefern können. Na denn: Prost! 

Jürgen Meier 

Corinne Maier (Text) & Anne Simon 
(Zeichnungen): Marx - Die Graphic 
Novel. DIN-A 4, Gebunden, 64 Seiten, 
19,95 Euro 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


Die Grundlage der EU ist gegen 
die Völker Europas gerichtet 

Von Philipp Kissel 


Position zur EU-Wahl 
und zum Wahlprogramm 

DKP-Minden 


U nter dem Banner der Europäi¬ 
schen Union stürzten Demons¬ 
tranten die letzte Lenin-Statue 
Kiews. In ihren Reihen marschieren 
die Nachfolger der Nazi-Kollabora¬ 
teure der Ukraine gemeinsam mit 
der Partei des Vitali Klitschko, die 
von der „Europäischen Volkspartei“ 
und der Konrad-Adenauer-Stiftung fi¬ 
nanziert und politisch aufgebaut wird. 
Der deutsche Außenminister nimmt 
ein Bad in ihrer Menge und definiert 
wer Europäer ist und wer nicht. Das 
geplatzte Assoziierungsabkommen ist 
von zentralem Interesse für die deut¬ 
schen Monopole, sie würden von den 
Zollsenkungen und Marktzugängen 
am meisten profitieren. Am Konfron¬ 
tationskurs der EU in der Ukraine 
zeigt sich erneut: Die EU und in ihr 
vor allem der deutsche Imperialismus 
stellen eine Gefahr für den Frieden in 
Europa dar. Es ist umso wichtiger, das 
die Deutsche Kommunistische Partei 
mit einem Wahlprogramm antritt, dass 
ein klares „Nein“ zur EU in den Mit¬ 
telpunkt stellt. Im bisherigen Entwurf 
ist allerdings von einem „Nein“ zu die¬ 
ser EU die Rede. Dies sollte präzisiert 
werden zu einem „Nein zur EU 4 ,‘denn 
es kann auch keine andere EU geben, 
zu der die Kommunistische Partei „ja“ 
sagt. Das führt zu der Frage des Grund¬ 
charakters der EU als Bündnis imperi¬ 
alistischer Staaten. 

Die Niederlage des faschistischen 
Deutschlands 1945 warf die Monopole 
vorerst weit hinter die Konkurrenten 
zurück. Als Juniorpartner der USA in 
der Frontstellung gegen den Sozialis¬ 
mus konnte die BRD aber schnell auf- 
holen und die europäischen Konkur¬ 
renten in vielen Bereichen überholen. 
(...) 

Die Beratung der kommunistischen 
und Arbeiterparteien im November 
1960 stellte fest: „Die neuen zwischen¬ 
staatlichen Organisationen, die unter 
der Devise der,Integration 4 auftauchen 
.... stellen neue Formen der Aufteilung 
des kapitalistischen Weltmarktes unter 
den größten Kapitalistenvereinigungen 
dar.“ Damit rufen sie keineswegs eine 
Abschwächung der Gegensätze und 
eine harmonische, der Bevölkerung 
dienende Weiterentwicklung hervor, im 
Gegenteil führen sie zur Verschärfung 
der Widersprüche. Es handelt sich um 
ein zeitweiliges Abkommen zwischen 
den Mächten „gleichbedeutend mit 
Übereinkommen über die Teilung der 
Kolonien. Unter kapitalistischen Ver¬ 
hältnissen ist jedoch jede andere Basis, 
jedes andere Prinzip der Teilung als das 
der Macht unmöglich“, wie Lenin die 


W illi Gerns und Georg Poli- 
keit haben in der UZ vom 
6. Dezember Anregungen 
für die Überarbeitung des Wahlpro¬ 
gramms der DKP zur EU-Wahl gege¬ 
ben. Ich schließe mich jedem Satz von 
Willi an! Damit soll nicht gesagt sein, 
dass ich den kritischen Anmerkungen 
von Georg keine Beachtung schenke, 
wobei sich einige Hinweise durchaus 
mit Willis Hinweisen decken. Es gibt 
allerdings Reformen, dies ging mir bei 
Georgs Vorstellung von einem „stärker 
sozial und ökologisch ausgerichteten, 
friedensorientierten ,anderen Euro¬ 
pa 4 ...“ durch den Kopf, die ohne Revo¬ 
lutionen nicht realisierbar sind. Außer 
den sozialistischen Revolutionen gibt 
es da auch noch die demokratischen 
Revolutionen. Und es gibt das Hinü¬ 
berwachsen der einen in die anderen. 
Auf alle Fälle spielt sich die Sache nicht 
gemütlich ab, denn von zugespitztem 
Klassenkampf ist die Rede. 

An dieser Stelle jedoch geht es mir um 
die Frage der Wahlbeteiligung. (...) Tat¬ 
sächlich erweist sich diese Frage kom¬ 
plizierter als es auf den ersten Blick 
scheinen mag. Aber mehr in der DKP 
selbst als außerhalb unserer Partei. Ich 


Losung der „Vereinigten Staaten von 
Europa“ analysierte. Bundeskanzler 
Adenauer brachte die strategische Be¬ 
deutung der „europäischen Integrati¬ 
on“ auf den Punkt: „Wir werden Ber¬ 
lin und werden den deutschen Osten 
nicht wiederbekommen, als nur durch 
ein vereinigtes Europa.“ Der Kriegs-, 
Atom- und Finanzminister Franz-Jo¬ 
sef Strauß (CSU), unbestrittene Leitfi¬ 
gur der deutschen Revanchisten: „Ein 
geeintes Westeuropa soll die Vorstufe 
zu den Vereinigten Staaten in Europa 
sein, zu dem ich auch alle Völker Mit¬ 
tel- und Osteuropas rechnen möchte. 


Das Vereinigte Europa sollte die Posi¬ 
tion einer eigenständigen Macht zwi¬ 
schen den USA und der UdSSR ein¬ 
nehmen und somit im weltpolitischen 
Kräftespiel das Übergewicht der freien 
Gesellschaft sichern.“ 

Die KPD und die DKP haben diesen 
grundlegend reaktionären und den 
Interessen der Arbeiterklasse objek¬ 
tiv entgegen stehenden Charakter der 
europäischen „Integration“ klar be¬ 
nannt. Auf ihrem Parteitag 1957, unter 
den Bedingungen der Illegalität, stell¬ 
te die KPD fest: „Die deutschen Im¬ 
perialisten versuchen, ihre Neuauflage 
der hitlerischen Pläne einer Neuord¬ 
nung Europas 4 , das heißt ihren Drang 
nach wirtschaftlicher, politischer und 
militärischer Vorherrschaft in Westeu¬ 
ropa als ,Politik der europäischen Ge¬ 
meinschaft 4 zu tarnen. Die Tatsachen 


Von Herbert Münchow 

habe Genossen der Linkspartei erlebt, 
die fast aus allen Wolken gefallen sind, 
als sie von den Bedenken einiger unse¬ 
rer Genossen gegen eine Eigenkandi¬ 
datur der DKP erfuhren. Da schwan¬ 
den selbst die letzten Sympathien für 
Leo. Denn wie ist die Lage? Sehr star¬ 
ker Protest von außen ist nötig, um die 
Linkspartei auf einen antikapitalisti¬ 
schen Kurs zu drängen, der zum Bei¬ 
spiel Georg Polikeit vorschwebt. Mo¬ 
mentan verliert diese Partei durch An¬ 
biederung und Ausweichen, durch die 
auf Arbeiterinteressen so gut wie gar 
nicht ausgerichtete Politik ihrer Füh¬ 
rung tagtäglich mehr an Glaubwürdig¬ 
keit. Man kann nicht mehr so unum¬ 
wunden behaupten, dass mit der Wahl 
der Partei „Die Linke“ im echten Sinne 
des Wortes von links gegen ein restau- 
ratives Europa und dessen weitere kon¬ 
servative Ausformung durch das Groß¬ 
kapital protestiert wird. 

Als Wolfgang Abendroth 1976 anläss¬ 
lich der Bundestagswahl öffentlich 
zur Wahl der DKP aufrief, tat er dies 
mit der Bemerkung „sie ist doch die 
einzige rationale Kraft“. Das sollte sie 
auch jetzt sein - zunächst im Hinblick 
auf ihr Wahlprogramm, das den Klas- 


aber beweisen: solche überstaatlichen 
Vereinbarungen und Kartelle der Im¬ 
perialisten wie die Montanunion, die 
Europäische Zahlungsunion, die EU- 
RATOM-Gemeinschaft und der Ge¬ 
meinsame Markt stehen in schärfstem 
Gegensatz zu dem Verlangen der Völ¬ 
ker nach internationaler Annäherung 
und friedlicher Zusammenarbeit.“ 
Nach der Annexion der DDR und der 
Niederlage des Sozialismus in Europa 
formulierte der Mannheimer Parteitag 
der DKP 1993 in seinen Thesen: „Der 
deutsche Imperialismus verfolgt heute 
Ziele, deren Wurzeln bis ins deutsche 
Kaiserreich und in den Hitlerfaschis¬ 
mus zurückreichen ...Sein Expansions¬ 
drang konkretisiert sich in seinem Stre¬ 
ben, die europäische Gemeinschaft zur 
politischen Union Europas unter seiner 
Führung zu formieren. Der EG-Bin- 


nenmarkt und der neue Markt in Ost¬ 
europa sollen zukünftig nach Vorstel¬ 
lungen der führenden Repräsentanten 
der BRD der von ihr ökonomisch und 
politisch dominierte Wirkungsraum 
sein ... In der Logik dieser Zielset¬ 
zungen, die Deutschland ,seinen Platz 4 
in der imperialistischen ,Neuen Welt¬ 
ordnung 4 sichern sollen, liegen unver¬ 
meidliche aggressive ökonomische, po¬ 
litische und kulturelle sowie nicht zu¬ 
letzt auch aggressive militärpolitische 
Aktivitäten gegenüber allen europäi¬ 
schen Völkern und Staaten. Die Gefahr 
von aus solcher Politik entspringenden 
Kriegen unter aktiver Teilnahme des 
deutschen Imperialismus wächst auch 
in Europa ... Der deutsche Imperia¬ 
lismus ist daher der Hauptgegner der 
Arbeiterklasse in Deutschland und der 
DKP“ 


senkampf im eigenen Land nicht ein¬ 
fach in der EU aufgehen lässt. Dann 
aber auch im Hinblick darauf, dass die 
DKP „marxistische Konkurrenzpartei“ 
(Abendroth) gegenüber nicht zuletzt 
der Partei „Die Linke“ ist. Ist sie dies 
nicht, verhalten wir uns absolut unso¬ 
lidarisch gegenüber den ja durchaus 
noch vorhandenen Marxisten in der 
Linkspartei. Wir stoßen diese Genos¬ 
sen vor den Kopf, da wir als kommu¬ 
nistische Partei ihren Kampf nicht un¬ 
terstützen. Mit dem 20. Parteitag wur¬ 
de der Kurs der DKP wieder auf die 
Entwicklung von Klassenbewusstsein 
ausgerichtet. Da haben wir noch ei¬ 
nen weiten Weg vor uns. Sorgen wir 
dafür, dass die Teilnahme an der EU- 
Wahl ein wichtiger Schritt auf diesem 
Weg ist. Wohl wissend, dass die Zahl 
der Protestierenden, die ihrem Pro¬ 
test durch eine Stimme für die DKP 
Ausdruck verleihen - leider - sehr 
klein bleiben wird. Aber diese Erinne¬ 
rungsstimmen sind als Argument von 
Nöten - zur Einschätzung der realen 
Bewusstseinslage und auch gegen den 
Kurs jener Leute in der Führung der 
Linkspartei, die vergessen haben, wozu 
sie da sind. 


D ie Austeritätspolitik und die da¬ 
mit verbundene zunehmende 
soziale Verelendung führen zum 
Anwachsen nationalistischer, populis¬ 
tischer und faschistischer Parteien in 
Europa. Sie versuchen sich grenzüber¬ 
schreitend zu vernetzen und es droht 
eine starke Fraktion dieser Kräfte ins 
künftige EU-Parlament einzuziehen. 
Gleichzeitig entwickelt sich eine neue 
Welle des Widerstandes in einer Reihe 
europäischer Staaten. In dieser Situati¬ 
on gilt es, diese Kämpfe zu unterstützen, 
europaweit miteinander zu vernetzen 
und demokratische, soziale und friedli¬ 


che Alternativen zum Europa der Kon¬ 
zerne, der Banken und der Generale zu 
entwickeln und zu verbreiten. Nur die 
Entwicklung außerparlamentarischen 
Widerstandes kann die Kraft hervor¬ 
bringen, der progressive antimonopo¬ 
listische Veränderungen zugetraut wer¬ 
den. Nur in diesen Kämpfen werden die 
systemkritischen Kräfte gestärkt wer¬ 
den können. 

In dieser Situation ist die Zusammen¬ 
führung aller linken Kräfte das Vor¬ 
dringliche. Der vorliegende Entwurf ei¬ 
nes Wahlprogramms wird dieser Aufga¬ 
be in keiner Weise gerecht. 

Das Wahlprogramm besteht fast aus¬ 
schließlich aus einem bloßen Nein zu 
diesem Europa und alternative Forde¬ 
rungen sind völlig unterbelichtet. Damit 
ist es anschlussfähig nach Rechts und in 
keiner Weise an bestehende soziale Be¬ 
wegungen. 

Im Mittelpunkt steht die Kritik am deut¬ 
schen Imperialismus, der hier zum ein¬ 
zigen Gegner erklärt wird. Deutschland 
hat seine Führungsmacht in Europa 
deutlich ausgebaut, betreibt eine aggres¬ 
sive Exportstrategie und den Ausbau 
der Machtbefugnisse der EU-Zentrale 


N achdem der Parteivorstand die 
Eigenkandidatur ohne Wahlpro¬ 
gramm beschlossen hat, darf jetzt 
ein Entwurf dazu diskutiert werden. Das 
wäre erstaunlich genug, aber der Ent¬ 
wurf selbst ruft noch mehr Erstaunen 
hervor. Aus welcher Einschätzung des 
Vormarsches der Linken in der EU und 
der BRD erklärt die DKP ihr „Nein zu 
dieser EU“? Wer soll die „sozialisti¬ 
sche Umwälzung ... als Voraussetzung 
.... für ein anderes Europa“ in nächster 
Zeit durchsetzen und welchen Beitrag 
soll dabei ausgerechnet die Eigenkandi¬ 
datur der DKP leisten? Wer außer den 
tapferen Schneiderlein der DKP-Kan- 
didatlnnen soll da mitmachen, wenn 
die DKP gerade nicht das gemeinsame 
Handeln mit anderen Linken sucht und 
fördert? Für die EU-Wahlen 2009 hatte 


in Wirtschaftsfragen. Der „Europäische 
Runde Tisch der Industriellen“ (ERT), 
in dem die größten europäischen Kon¬ 
zerne vertreten sind, fordert schon seit 
vielen Jahren Niedriglöhne und ent¬ 
warf die Lissabon-Strategie. Die Deut¬ 
sche Regierung schleift im Einklang mit 
dem ERT und dem europäischen Un¬ 
ternehmerverband europaweit die Er¬ 
rungenschaften der Arbeiterbewegung, 
damit die exportorientierten Konzerne 
auf dem umkämpften Weltmarkt weiter 
expandieren. 

Die EU wird als nicht reformierbar dar¬ 
gestellt und auf den Bruch orientiert. 
Das Parteiprogramm wird verstümmelt 
wiedergegeben und der wichtige Passus 
„... diese Institutionen zu demokra¬ 
tisieren und selbst Einfluss auf deren 
Entscheidungen zu gewinnen“ einfach 
weggelassen. In den letzten Zeilen wird 
gar der „radikale Bruch mit dem System 
des Kapitals“ zur Voraussetzung eines 
„sich in Richtung des antimonopolisti¬ 
schen Kampfes“ entwickelnden Euro¬ 
pas erklärt. Nach den gültigen strate¬ 
gischen Orientierungen der DKP aber 
führt der antimonopolistische Kampf 
an den Kampf um den Sozialismus he¬ 
ran. Das Wahlprogramm beinhaltet so¬ 
mit eine deutliche Abweichung von den 
programmatischen Aussagen der DKP. 
Die blassen Andeutungen von alterna¬ 
tiven Forderungen sind danach nur kon¬ 
sequent, da ein ernsthafter Kampf um 
Reformen nicht angestrebt wird. 

Wie ein Wahlprogramm aussehen kann 
und muss, zeigt ein Blick in das EU- 
Wahlprogramm von 2009. Es umfasst 
neben einer Analyse der EU viele al¬ 
ternative Forderungen und orientiert 
auf die Perspektive eines sozialistischen 
Europas. 

Ein Bezug zu vorhandenen Bewegun¬ 
gen und ihren Forderungen fehlt, dazu 
gehören z.B. die Versuche, die Dis¬ 
kussion über eine 30-Stunden-Woche 
europaweit auszudehnen. Es fehlt die 
dringende Herausforderung, eine Frei¬ 
handelszone USA-EU zu verhindern. 
Mit ihr sollen die Interessen der Kon¬ 
zerne absoluten und unanfechtbaren 
Vorrang erhalten, die noch vorhande¬ 
nen Möglichkeiten einer demokrati¬ 
schen Einflussnahme und alle vorhan¬ 
denen sozialen Rechte und Schutz¬ 
regelungen auf den verschiedensten 
Gebieten als „Investitionshindernisse“ 
aus dem Weg geräumt werden. 

Mit der geforderten Unterschriften¬ 
sammlung unter die Kandidatur der 
Partei sind die Genossinnen und Ge¬ 
nossen vor die Zumutung gestellt, eine 
politisch fragliche, nicht in der Partei 
diskutierte Eigenkandidatur und einen 
sektiererischen Programmentwurf zu 
unterstützen, der nicht auf der Grund¬ 
lage der beschlossenen Politik basiert 
und uns zudem von den bestehenden 
Bewegungen isoliert. 

Auf der Grundlage dieses Entwurfs 
können wir im EU-Wahlkampf nicht 
öffentlich auftreten. 


ich mich als DKP-Kandidat zur Verfü¬ 
gung gestellt und mich im Wahlkampf 
öffentlich eingemischt. Ich war damals 
gegen die Eigenkandidatur, aber wollte 
uns die Möglichkeit der praktischen Er¬ 
fahrung und deren kollektive Auswer¬ 
tung ermöglichen. Diese Auswertung 
von damals ist mit dem Beschluss zur 
Eigenkandidatur 2014 von den Füßen 
auf den Kopf gestellt worden. Ich emp¬ 
fehle als gedankliches Experiment, im 
Entwurf für das EU-Wahlprogramm 
„EU“ durch „BRD“ zu ersetzen („Nein 
zu dieser BRD“) - und dann zu überle¬ 
gen, ob das heute kommunistische Ori¬ 
entierung sein kann. Ich werde mich 
bei dieser Wahl nicht zu einer Zersplit¬ 
terung der Linkskräfte und zur Verbrei¬ 
tung von politischem Voluntarismus 
hergeben. 


Zur Frage der Wahlbeteiligung 



Welchen Beitrag soll die 
Eigenkandidatur der DKP leisten? 

Von Gebhard Hofner 
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Eine runde Sache 

350 Teilnehmer beim Friedenspolitischen Ratschlag an der Uni Kassel - 
Was wäre die Friedensbewegung ohne diese Diskussionstribüne • Von Peter Strutynski 


O ffenbar werden die Friedenspo¬ 
litischen Ratschläge, die immer 
am ersten vollen Wochenende 
des Monats Dezember in Kassel statt¬ 
finden, zunehmend von Wetterkapri¬ 
olen beeinträchtigt. Vor einem Jahr 
war es ein jäher Wintereinbruch mit 
zum Teil katastrophalen Folgen auf 
den Straßen, entgleisten Zügen, Um¬ 
leitungen und erheblichen Zugverspä¬ 
tungen aus allen Richtungen. In die¬ 
sem Jahr hat der Orkan „Xaver“ einige 
Turbulenzen verursacht. Freunde aus 
Kiel z.B. teilten per e-mail mit: „Lei¬ 
der hat uns Xaver einen Strich durch 
die Rechnung gemacht. Unsere Zug¬ 
verbindungen üelen aus.“ Umso mehr 
waren die Organisatoren überrascht 
und hocherfreut, dass trotz dieser Wid¬ 
rigkeiten auch in diesem Jahr wieder 
ca. 350 Menschen aus Deutschland, 
Österreich und der Schweiz am ^ 
Friedensratschlag teilnahmen und - 
so viel sei schon vorweggenommen - 
einen spannenden und anregenden 
Kongress erlebten. ä 

Der Friedenspolitische Ratschlag * 
am 7. und 8. Dezember stand unter f 
dem Motto: „100 Jahre Weltkrie- J 
ge - 100 Jahre Friedensbewegung: \ 
Umbrüche und Kontinuität“, zog a 
also einerseits Bilanz des Jahrhun- ff 
derts der Katastrophen, beleuchtete J 
andererseits aber auch die Heraus¬ 
forderungen, denen Friedensbewe¬ 
gung, Friedensforschung und Politik 
heute und in nächster Zukunft ge¬ 
genüber stehen. In den insgesamt 23 
Workshops und Diskussionsforen, die 
neben den vier Plenarveranstaltungen 
stattfanden, wurde immer wieder der 
Bogen geschlagen vom Ersten Welt¬ 
krieg und seinen Vorbedingungen zur 
aktuellen Lage der Welt mit deren tief¬ 
gehenden ökonomischen und sozialen 
Verwerfungen und zahlreichen bewaff¬ 
neten Konflikten. 

Schon die einleitenden Plenarvorträge 
ließen diesen Spagat erkennen. Dr. Da¬ 
vid Salomon, derzeit Gastprofessor an 
der Universität Siegen, ging auf die Ur¬ 
sachen des Ersten Weltkriegs ein, er¬ 
läuterte seine ökonomischen und ideo¬ 
logischen Voraussetzungen und stellte 
die Frage, was davon strukturell auch 
hundert Jahre danach noch wirksam 
sei. Der moderne Imperialismus, den 
er in Anlehnung an Leo Panitch und 
David Harvey vom klassischen Koloni- 
al-Imperialismus unterschied, zeichne 
sich durch ein neuartiges Akkumulati¬ 
onsregime aus („Akkumulation durch 
Enteignung“), das durch eine ganze 
Palette legaler und illegaler Praxen be¬ 
herrscht werde, etwa der Privatisierung 
öffentlichen oder genossenschaftlichen 
Eigentums, der Patentierung von ge¬ 
netischen Ressourcen durch Pharma- 
und andere Konzerne bis hin zu ver¬ 
deckten und offenen Rohstoffkriegen. 
Er machte auch aufmerksam auf eine 
merkwürdige Parallelität endzeitlicher 
Stimmungen unter Jugendlichen und 
Intellektuellen, die seiner Zeit den 
Weltkrieg als Fanal des Aufbruchs und 
eines neuen Lebensgefühls sahen und 
heute in der Anwendung von Gewalt 
einen Schlüssel zur Lösung humanitä¬ 
rer Katastrophen meinen gefunden zu 
haben. 

Dr. Margret Johannsen vom Institut 
für Friedensforschung und Sicherheits- 
politik an der Uni Hamburg widmete 
sich einem der längsten und kompli¬ 
ziertesten Konflikte der Welt: dem 
israelisch-palästinensischen Konflikt. 
Seine Wurzeln reichen in die zunächst 
friedliche Ansiedlung von Juden in Pa¬ 
lästina - das nicht als Staat existierte - 
und erhielt seine bis zum heutigen Tag 
bestimmende Brisanz durch den Tei¬ 
lungsplan der UNO 1947, mit der Grün¬ 
dung des Staates Israel, dem ersten is¬ 
raelisch-arabischen Krieg und - vor al¬ 
lem - dem 6-Tage-Krieg 1967 und der 
anschließenden Besetzung des West¬ 
jordanlands und des Gazastreifens 
sowie der völkerrechtswidrigen Sied¬ 
lungstätigkeit. Das Dilemma der Poli¬ 
tik besteht heute darin, dass eine Zwei¬ 


staatenlösung, die sich an den Grenzen 
von 1967 orientieren und zu einem le¬ 
bensfähigen souveränen palästinensi¬ 
schen Staat neben Israel führen müss¬ 
te, einerseits unrealistisch sei, auf der 
anderen Seite gäbe es aber auch kei¬ 
ne Alternative dazu. Und ein Blick 
auf die deutsche Nahostpolitik, die 
der Merkelschen Staatsräson der un¬ 
bedingten Solidarität mit Israel folgt, 
zeigt, dass von hier am allerwenigsten 
zu erwarten ist. Johannsen kritisierte 
das jüngste Beispiel einer verfehlten 
Außenpolitik, nämlich die Weigerung 
Deutschlands, die Palästinenser in den 
International Olive Council aufzuneh¬ 
men. Das International Olive Council 
ist ein internationales Gremium zur 
Beförderung der Olivenwirtschaft. Der 


Anbau 

von Oliven und 
der Handel mit Oliven und 
Olivenprodukten ist einer der % 
wichtigsten Wirtschaftszweige in 
Palästina. Palästina von internatio¬ 
nalen Organisationen zur Förderung 
der Olivenwirtschaft auszuschließen, 
sei nur ein weiterer Willkürakt zur 
weiteren Abschnürung des Westjor¬ 
danlands. 

In einem Plenarvortrag am späteren 
Nachmittag im Großen Hörsaal ging 
es um die deutsche und europäische 
Flüchtlingspolitik. Prof. Dr. Arian 
Schiffer-Nasserie zeigte auf, warum 
die Tragödie von Lampedusa vor we¬ 
nigen Wochen - nur die „Spitze eines 
Eisbergs“ ist, wenn man an die 20.000 
Flüchtlinge denkt, die im Mittelmeer 
in den letzten 20 Jahren ums Leben 
gekommen sind - sich folgerichtig aus 
der EU-Abschottungspolitik ergibt. 
Theoretisch führte er diese Politik der 
kapitalistischen Staaten auf deren Ab¬ 
hängigkeit vom Akkumulations- und 
Wachstumsregime zurück: Der Staat, 
so seine Ableitung, sei zur Finanzie¬ 
rung seiner Aufgaben (vom Kindergar¬ 
ten bis zum Militär) auf Steuereinnah¬ 
men angewiesen und die gebe es nur, 
wenn die Wirtschaft wachse und genü¬ 
gend exportiere. Praktische Hilfe für 
Flüchtlinge bewertete er als nette mo¬ 
ralische Geste, sie sei aber ebenso ab¬ 
zulehnen wie eine generelle Öffnung 
der europäischen Grenze. In der sehr 
lebhaften Diskussion wurde dem Re¬ 
ferenten vorgeworfen, auf Grund sei¬ 
nes in sich geschlossenen und dadurch 
logisch erscheinenden Systems keine 
Alternative und keinerlei Handlungs- 
möglichkeit zuzulassen. 

In den Arbeitsgruppen am Samstag¬ 
nachmittag und Sonntagvormittag - 
zwei Mal je neun und ein Mal acht 
Workshops - wurde nicht nur über die 
Plenarvorträge diskutiert, sondern es 
wurde von kompetenten Referentin- 
nen und Referenten im Grunde ge¬ 
nommen die ganze friedens-, außen- 
und sicherheitspolitische Agenda aus¬ 
gebreitet. 

Neben dem israelisch-palästinensi¬ 
schen Konflikt, mit dem sich außer Jo¬ 
hannsen noch Irmgard Herre und Ek¬ 
kehard Drost vom Ökumenischen Be¬ 
gleitprogramm in Palästina und Israel 
(EAPPI) befassten, wurden Vorträge 
und Impulsreferate gehalten über die 
Entwicklung Afghanistans nach dem 
Teilabzug der NATO Ende 2014 (Dr. 
Baraki, Marburg), das iranische Atom¬ 
programm und die Hoffnungen auf 


eine diplomatische Lösung nach Genf 
(C. Ronnefeldt, Versöhnungsbund), 
die nach wie vor kritische Lage in Syri¬ 
en (Karin Leukefeld, eine der wenigen 
Journalistinnen, die noch vor Ort re¬ 
cherchiert), die weitgehend unbekann¬ 
te Entwicklung Malis seit der französi¬ 
schen Militärintervention (Dr. Becker, 
Uni Marburg), das dschihadistische 
Söldnertum als einer Variante privater 
Militärunternehmen (Prof. Dr. W. Ruf) 
oder über die Krise der neoliberalen 
Politik der Erdogan-Regierung in der 
Türkei (Axel Gehring, Marburg/L.). 
In einer eigenen Gruppe wurde über 
eine von der IPPNW in Auftrag gege¬ 
bene Studie „Body Count“ berichtet, 
wonach auf den Kriegsschauplätzen 
Afghanistan, Irak und Pakistan bisher 



ver¬ 
mutlich bis 


zu einer Millionen Menschen, 
überwiegend Zivilpersonen, ums Le¬ 
ben gekommen sind. Die Referenten 
(Krämer, Guilliard und Henken) hat¬ 
ten selbst an dem empirischen Pro¬ 
jekt teilgenommen. Viel Beachtung 
fand daneben der Workshop, der sich 
mit kommenden Auseinandersetzun¬ 
gen um die unter dem Eis der Arktis 
schlummernden Rohstoffe befasste 
(Jürgen Nieth von der Zeitschrift Wis¬ 
senschaft & Frieden). 

Auch die „Hardware“ des Krieges, für 
die auch Deutschland in vielfacher 
Weise verantwortlich zeichnet, wur¬ 
de unter die Lupe genommen. Dies 
geschah einmal dadurch, dass die 
ökonomische Bedeutung und die po¬ 
litische Funktion der deutschen Rüs¬ 
tungsindustrie und die Chancen auf 
ihre „Konversion“ thematisiert wur¬ 
den (Anne Rieger, Graz), über die ex- 
portfreundliche Genehmigungspraxis 
und die spezifischen Förderungsinstru¬ 
mente der Bundesregierung informiert 
wurde (A. Lurz und Dr. Seifer, Berlin) 
und die neue Waffentechnologie der 
Kampfdrohnen und ihre Tendenz zur 
Automatisierung des Krieges vorge- 
stellt wurden (H.-A. Marsiske, Ham¬ 
burg). In einem weiteren Workshop 
wurde darüber beraten, inwieweit die 
Forderung nach einer völkerrechtli¬ 
chen Ächtung von Killerdrohnen eine 
sinnvolle Grundlage und mobilisieren¬ 
de Funktion für eine internationale 
Kampagne bilden könne (E. Rassbach 
und L. Henken, Berlin). Konkrete Pla¬ 
nungen zur Verwendung von Kampf¬ 
drohnen und anderer neuer Waffensys¬ 
teme in Interventionen rund um den 
Erdball existieren bereits - so das Er¬ 
gebnis zweier Worshops, die sich mit 
der neuen NATO-Strategie „ALI-Air 
Land Integration“ und dem Cyberwar 
(B. Trautvetter, Essen) sowie mit den 
konkreten Ausbaumaßnahmen des 
Zentrums für weltweite Luftoperati¬ 
onen von NATO und Bundeswehr in 
Kalkar beschäftigten (U. Sander, Dort¬ 
mund). 

Hinzu kamen Vorträge über die „Soft¬ 
ware“ des Krieges, das heißt etwa über 
die ideologischen und psychologischen 
Kriegsvorbereitungen und die weltum¬ 
spannenden Spionage- und Abhörak¬ 
tivitäten der Geheimdienste großer 
Mächte. Vor knapp drei Wochen war 
bekannt geworden (SZ und NDR be¬ 


richteten), dass an zahlreichen deut¬ 
schen Hochschulen und außeruniver¬ 
sitären Einrichtungen im Auftrag und 
mit dem Geld des US-Verteidigungs¬ 
ministeriums geforscht wird. Damit 
war der Verdacht kritischer Studie¬ 
render, dass unter Ausschluss der Öf¬ 
fentlichkeit Kriegsforschung betrieben 
wird, schlagend bewiesen. Der Work¬ 
shop „Militarisierung der Hochschu¬ 
len und die Zivilklausel-Bewegung“ 
(A. Geschonneck, Halle) hatte denn 
auch ein zahlreiches studentisches Pu¬ 
blikum. Dies umso mehr, als gerade 
drei Tage vor dem Kongress die Uni 
Kassel eine Zivilklausel in ihre Grund¬ 
ordnung aufgenommen hatte. 

Die Rolle der Medien - ohnehin ein 
beliebtes Thema in der Friedensbewe¬ 
gung, die sich von ihnen systematisch 
übergangen fühlt - war Gegenstand ei¬ 
nes Vortrags des Medienwissenschaft¬ 
lers Dr. Uwe Krüger vom Studien¬ 
gang Journalistik an der Uni Leipzig. 
Was er in seiner als Dissertation an¬ 
genommenen und publizierten Arbeit 
„Meinungsmacht“ (Köln 2013) nicht 
nur behauptete, sondern empirisch 
belegte, raubte den Anwesenden im 
vollbesetzten Seminarraum den Atem. 
Die im Zentrum der Arbeit stehenden 
Repräsentanten von vier führenden 
deutschen Leitmedien (Süddeutsche 
Zeitung, FAZ, Die Zeit und Die Welt) 
sind auf derart vielfältige Weise mit der 
herrschenden Politik und führenden 
Unternehmen bzw. ihren Stiftungen 
und Kuratorien verflochten, dass es 
gar nicht Wunder nimmt, wenn sie sich 
als deren Sprachrohr verstehen und in 
deren Interesse publizistisch tätig sind. 
In Leitartikeln und Kommentaren zur 
Außen- und Sicherheitspolitik dieser 
vier „Alpha-Journalisten“ werde in be¬ 
stechender Klarheit der Standpunkt 
der Bundesregierung zum Ausdruck 
gebracht, und zwar ohne jede kritische 
Distanz. Dies sei umso erstaunlicher, 
als die öffentliche Meinung etwa in der 
Frage des Afghanistankriegs oder an¬ 
derer deutscher Auslandseinsätze der 
veröffentlichten Meinung so diametral 
entgegenstehe. Krügers Medienanaly¬ 
se bietet zugleich einen aufschlussrei¬ 
chen Einblick in die Netzwerke der 
deutschen Elite. 

Im Vortrag am Sonntagmorgen (dem 
sog. „Weckruf“) zeichnete der Histo¬ 
riker und Politologe Dr. Detlef Bald, 
der viele Jahre als Wissenschaftlicher 
Direktor am Sozialwissenschaftlichen 
Institut der Bundeswehr in München 
wirkte, ein breites Panorama der Vor¬ 
bereitungen der europäischen Mäch¬ 
te auf den Ersten Weltkrieg, der wich¬ 
tigsten Stationen dieses Krieges und 
seiner verheerenden Folgen für die 
Menschen. Weder die ökonomischen 
Interessen, noch die ideologischen 
Vorläufer der Kriegsverherrlicher, 
noch auch die im und nach dem Krieg 
geschmiedete Geistes-Union von 
(protestantischer) Kirche und preußi¬ 
schem Militarismus fehlten in diesem 
glänzend formulierten und mit zahl¬ 
reichen Zitat-Fundstellen gespickten 
Referat. Balds optimistischer Ausblick 
auf die neue deutsche Politik und Ge¬ 
sellschaft nach dem Ende des Zwei¬ 
ten Weltkriegs, als die Grundlagen des 
deutschen Faschismus und Militaris¬ 
mus zerstört waren, wurde in der an¬ 
schließenden Diskussion geteilt. Im 
Lichte der späteren Entwicklung (Re¬ 
militarisierung, Aufrüstung und - nach 
der Wende - Herstellung einer neuen 
Interventionsfähigkeit der Bundes¬ 
wehr) stellte sich aber auch Konsens 
darüber her, dass diese historische 
Chance vertan wurde. In einem eige¬ 
nen Workshop setzte sich Dr. Stefanie 
van de Kerkhof, z.Zt. Gastprofessorin 
an der Uni Mannheim, mit neueren 
Tendenzen der Geschichtsschreibung 
des Ersten Weltkriegs auseinander. 
Neuere Forschungen etwa von Chris- 
topher Clark („Die Schlafwandler. 
Wie Europa in den Ersten Weltkrieg 
zog“), in denen der Erste Weltkrieg 
fast wie eine „Urkatastrophe“ Einzug 


in das 20. Jahrhundert hielt, kritisierte 
sie aus wirtschafts- und sozialhistori¬ 
scher Sicht. 

Die abschließende Podiumsdiskus¬ 
sion kam ebenfalls auf das zentrale 
Motto des Friedensratschlags zurück. 
Um die Frage, ob sich die Geschichte 
100 Jahre nach dem Beginn des Ersten 
Weltkriegs wiederhole oder eben nicht 
wiederhole, diskutierten aus verschie¬ 
denen Blickwinkeln Thomas Wagner 
(Redakteur des Feuilletons der „jun¬ 
gen Welt“), Dr. Sabine Schiffer, Berlin/ 
Erlangen, vom Institut für Medienver¬ 
antwortung und Bruno Kern, Mainz, 
von der „Initiative Ökosozialismus“. 
Wenn es trotz der sehr unterschied¬ 
lichen Herangehensweisen der Podi¬ 
umsteilnehmer zu einem produktiven 
Gespräch kam, dann hatte die umsich¬ 
tig leitende Moderatorin Anne Rieger, 
Graz, einen guten Anteil daran. Bru¬ 
no Kern bezeichnete den Ersten Welt¬ 
krieg als ersten industriellen Massen¬ 
krieg in der Menschheitsgeschichte. 
100 Jahre danach treibe die Mensch¬ 
heit auf eine erneute Katastrophe zu, 
dann nämlich, wenn der kapitalisti¬ 
sche Raubbau an natürlichen Ressour¬ 
cen einschließlich nicht erneuerbarer 
Energien ungebremst weitergehe und 
die Konkurrenz um die knappen Gü¬ 
ter kriegerisch ausgetragen werde. Sein 
Vorschlag: Eine geplante De-Industria- 
lisierung und die vollständige Abschaf¬ 
fung von Rüstung und Militär. Damit 
müsse selbstverständlich eine kom¬ 
plette Änderung unserer Lebensweise 
einhergehen. Sabine Schiffer hob auf 
die Funktion der Medien (damals wie 
heute) bei der Kriegsvorbereitung ab. 
Kollektive Identifikationsmerkmale 
und Feindbilder sowie gezielte Lügen 
gehören zum Arsenal der Kriegsbefür¬ 
worter und -profiteure. Dagegen helfe 
nur Aufklärung - und das auf allen zur 
Verfügung stehenden „Kanälen“, wel¬ 
che die neuen Medien bieten. Thomas 
Wagner knüpfte in seinem Beitrag am 
Referat von David Salomon vom Vor¬ 
tag an, indem er dessen Imperialismus- 
Begriff übernahm und auf das 21. Jahr¬ 
hundert übertrug. Er sah die Mensch¬ 
heit schon heute in einem „Dritten 
Weltkrieg“, der allerdings nicht inner¬ 
halb der ersten Welt (Europa, Nord¬ 
amerika), sondern überwiegend in der 
Peripherie ausgetragen werde. Kampf¬ 
drohnen, die über Gebiete in Afgha¬ 
nistan, Pakistan, Jemen oder Somalia 
kreisen und jederzeit töten können, 
stellen eine andauernde kriegerische 
Bedrohung der dort lebenden Bevöl¬ 
kerung dar. Der Fortschritt in Technik-, 
Natur- und Humanwissenschaften wer¬ 
de von den imperialistischen Mächten 
zur Herrschaftssicherung und Kontrol¬ 
le der Welt genutzt. Die Grenzen zwi¬ 
schen „kaltem“ und „heißem“ Krieg 
seien heute weitgehend entfallen. 

Am Ende blieb dem Organisator des 
Friedenspolitischen Ratschlags nur 
noch der Appell an die Anwesenden, 
ihre intellektuellen und praktischen 
Anstrengungen gegen Interventionen 
und Krieg, Aufrüstung und Waffenex¬ 
port zu verstärken. Das Jahr 2014 wer¬ 
de viele Gelegenheiten bieten, einer 
falsch verstandenen oberflächlichen 
oder gar revisionistischen Erinne¬ 
rungskultur das gesicherte Wissen um 
die Ursachen des Ersten Weltkriegs 
und um die besondere Verantwortung 
Deutschlands bei dessen Zustande¬ 
kommen entgegen zu setzen. Er gab 
zu bedenken, ob es nicht an der Zeit 
wäre, die zahllosen historischen Arte¬ 
fakte der deutschen Erinnerungskul¬ 
tur zu hinterfragen. Was seiner Zeit 
mit der Wehrmachtsausstellung ge¬ 
lang, nämlich den Mythos der „saube¬ 
ren Wehrmacht“ zu widerlegen, sollte 
auch mit der weiter zurückreichenden 
Verehrung soldatischen Heldentums 
gelingen. Und unter großem Beifall 
forderte er dazu auf, die Kriegerdenk¬ 
mäler zu schleifen. 

Kassel, 9.12.2013 

(Siehe auch UZ vom 13.12.2013, Seite 5 
und Seite 8) 
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DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

11. und 12. Januar 2014 
Wir sind dabei! 



Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 


Kosten 

ffTEF! 


pro Person: 60 Euro / Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 11. Januar um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 

6.30 Uhr in Duisburg, 7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 


Tel. 0201 - 22 51 47 Fax 0201 - 269 80 38 


BUS 2 


Der Münsterlandbus fährt wieder! 

Samstag, den 11. Januar um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr Münster 
über verschiedene Stationen Ostwestfalens 

Informationen und Anmeldung: 

Ansgar Schmidt; ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 
Tel: 0251 6090905 


DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende in Berlin 

am 11./12. Januar 2014 

Jetzt anmelden! 

Wir organisieren die gemeinsame Hin- und Rückfahrt sowie 
- nach Bedarf - die Unterkunft. 

DKP Rheinland-Westfalen 
Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen 

sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 



Neuheiten bei JUMP UP Dezember 2013 


Unser Genosse 

Werner Ruhland 

wird 80! 

Herzlichen Glückwunsch 

von Deinen Genossinnen der DKP München 

Danke für die jahrzehntelange Aktivität in der kommunistischen 
Bewegung und für deine großzügige Unterstützung der DKP. 
Wir wünschen dir Gesundheit, alles Gute und noch viele Jahre 
in unseren Reihen 

DKP München-Ost und DKP-Kreisvorstand 


Am fünfundzwanzigsten Dezember wird 

Richard Bregar 

siebzig Jahre alt. 

Deine Genossinnen und Genossen 
aus Hattingen und drumherum gratulieren! 

Wir sind stolz, einen glühenden Antikapitalisten, 
einen Mann mit klassenkämpferischem Standpunkt, 
den er deutlich bei seinen vielen gesellschaftlichen Aktivitäten 
vertritt, in unseren Reihen zu wissen. 

Richard, wir brauchen Dich! 

DKP-Kreisorganisation Hattingen 



Am 26. Dezember wird unser Genosse 

Walter Federmann 

80 Jahre alt. 

Die Genossinnen und Genossen aus dem Bezirk Land Bremen 
gratulieren Dir von Herzen zu diesem Ehrentage. 

Auch wenn Deine Gesundheit es schon seit langem nicht mehr 
erlaubt, aktiv an unserem Kampf teilzunehmen, so ist uns allen 
gegenwärtig Dein unermüdliches Bemühen, dass in unserem 
Lande alte und neue Faschisten keinen Platz haben. In unserer 
Partei, in der WN/BdA haben wir Dich immer in der ersten 
Reihe gefunden, wenn es darum ging, unsere Sache nach 
draußen zu tragen. 

Für Deinen unermüdlichen Kampf danken wir Dir. 

DKP Bezirk Land Bremen 



DKP und SDAJ laden zum ,Cafe K‘ 


im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz (RLK) 
der jungen Welt 


am 11. Januar ab 11 Uhr, Urania, 2. Etage; 
An der Urania 17, Ul Wittenbergplatz 


Kaffee & Kuchen, Wein & Sekt, 

Bier & Bratwurst, Suppe & Schrippen 
zur Stärkung, Entspannung und 
zum Wiedersehen & Klönen 
zwischen den Vorträgen der RLK. 


Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 


19 bis 20 Uhr (zwischen Podiumsdiskussion und Antikriegskonzert 
der RLK) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der SDAJ 

Gyula Thürmer, Vorsitzender der Ungarischen Arbeiterpartei 

& Arbeiterliedern mit Achim Bigus und Nils & Katha 

Eintritt frei - Gäste sind willkommen! 

Außerdem ab 11 Uhr auf der 2. Etage: 

Ausstellung „Gegen alten Geist und neue Kriege - 
Künstler mischen sich ein!“ 

organisiert von der Gruppe Tendenzen im Rahmen der RLK. 

Achtung: Um in das Cafe K und zum LLL-Treffen zu kommen wird eine 
Eintrittskarte für die Rosa-Luxemburg-Konferenz benötigt: www.rosa- 
luxemburg-konferenz.de Die Kosten liegen zwischen 7 und 23 Euro. 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel.: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 18./19. Januar 2014 
Aktionseinheit und Bündnispolitik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 
10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab 
Freitag 30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 


Werner Lutz: 

Das Vorletzte - XXL - CD EUR 12,00 

Der Sang-Writer 11 Warner Lutz hat eine neue CD herausge- 

bracht. Lieder, die Partei ergreifen, gegen die Unmenschliche Bar¬ 
barei gegenüber Flüchtlingen, die mm vorsätzlich im Mittelmeer 
ertrinken lässt, gegen zunehmende Kriege und Terror weltweit. 

Manu Chao: 

Siberie M Etart Contee - CD EUR 12,50 

Wurde bisher nie als CD veröffentlicht, gab es nur zusammen mit 
Such, Die 15O„0CK}-er Auflage war damals in 6 Wachen ausverkauft 
und nicht im regulären Handel erhältlich! 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplatt«nversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tcl/fax: 0421/4988535 


Entschleunigung: 

Ruht & Natur satt im Müritz- 
NaÜonalpark. 2 FeWo je 2-3 Per», 
.ganzjährig kn Kratrabiuig-Grarain. 
MavtL & Havtlaten, Boot dt Rad, 

Jaifo. wn.t.rlfiQCE&-dc 
Tql.! 0331/3*0*96 [*H| 




Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 

Urlaub unter Freunden 


in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 
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DEIK SOZIALISTISCHES 

JUGEHDMAGAZIH 





* 

| 


Wns?tl)of .geintes 

llüSrt 1 77M IKS» 


luhahsr: 

Hans-Georg Müller 
tfaupItfraEta 1 
57392 Sthnnallflnfcfrrg- 
Grafschaft 
Hoctsauerlnnd 


Tel,: 02972-97*0-0 
Fax.: 

Restaurant; 
Dienstag Ruhelag 


Kausprnspekt 

anFordern 



In unminc-lbarer Nähe efcs Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasttwi. Wie vt*r Jahrhunderten sorgi auch heutet Wirf 
persönlich flirte Wohl der Gasie, 

Komfortable Zimmer und Räumliche ten. gutes Essen. 
Gepflegte Getränks, Aue Zinwner haben Bad. Du&cüe. WC. 
Telefon. Fernseher, die meisten Balkon und vorrau t. Im 
HeHelhefEim befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Hoftt- 
rautfierzimmer und Kamm, Kirutersptelräum, salaibiiftet. 

Fiuliälncktfiultet. Audi Sfiinnreil-PtnI in ien. 

Übe machten g / Frü Fistetil; 30b is &3. *■ c ji - P- 
HP 15.50 €p.P. * VP. 22 .- C p.F. 

Kostenlos Gus-unü Bdhnteliren im Saarland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebenseimpreise. 

Bei ai Tagen Autenihait im Jahr TrauerabatL 


mail@gasthDl-hei mEs.de * www.gasthDl-heimes.de 



Trotz alledemi 

Kalender 2014 



Im DIN A4 - Far^naf 
mil 12 farbig on Porlräl* 

VEhii äfllimuliitltulrtii _ 

W idfl ntandilcd mpl orännnn 
u-nd - kgnnpftn» 

Dir Kalender kann gogert R B--hr u ng 
Firf 12 EUR + l r 50 EUR 
Ven-andk-ai-len beMelll winfw: 

i nl ö Ö w idn-r il a n d-po rtra i t. cf« 
oder pa-ftaliicli bei 

M. 

1205 
55002 Mainz 


Ferienwohnung in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

HiltrautWurm 
08144 7200 

anna.boegel@googlemail.com 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


SUCHE! 


kleiner Ökohof Nähe Meer 
sucht längerfristig eine nette 
Hofsitterin / einen netten 
Hofsitter bzw Mitbewohner/in. 
E-Mail: imogen.gruber@online.de 
www.toskana-biohof.de 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte Ferienwohnung 
für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, 
WC). Preis nach Vereinbarung. Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



FnläflLÄiÄS 


Audio-Datein der Veranstaltungen sind 
auf der Internetseite veröffentlicht: 
www.kapjtalismus-in-der-krise.de ü 


;a0 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 




b*rnd köhler imd awo* 

KEINE 


WAHL 


Et.ill.idon und Gofcnngn nus 
Arb* itx kämpf an (1971 -2013} 


DAS BUCH Uodof-Lnd öMchchtadbuch zur 

CD KEINE WAHL. Me Notsttonevi, Akkorden ltkJ Beerben 

llri hrilWl|ILHKkirLf , l lllltUTHHl ElHJ - VwHiLrK! 


■ 

a 


DIE CD *3 Luder. Baladtn ltu Gc-sencje aue Amt« 

urivlui I IV3J1 - 2Ü1l3>. N*u irr-p^ui.iJ uH vüx'i Ekm<d Atii 

AlHlijrilßmx cV Qmvw* ***' iS li**+ 

CD ljthI ßm:ll futUWW: i'ü Eni« + VW5 ult‘k*i rV!riii 

Bc-^tollungnn ubmr Jump Up. fcrrtiiKfi fl M 47, itEHJ7 u-mrim, 
TplJPpr ü417-1 JMJlSJin, r-JLlvI mln-d|urr¥iv*i..:Wi 

zu Bernd KflNor uod Fttnt www.dw-ü£ .dd 


EL 

E 

3 


Für Veranstaltungen 2014 
zur Erinnerung an den 
Beginn des 1. Weltkriegs: 


Karl Kraus 

Die letzten 
Tage der 
Menschheit 

40 Szenen ans 
dem Gesamtwerte 

dargebracht von 

Erich Schaifner 


www.erlchscliaHner.de 
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Termine / Impressum 



Der DKP Agit-Shop 

Pünktlich zur LL-Demonstration: 


DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 

www.dkp.de 





Trotz alledem! 



DKP-Strickschal Stück 10,00 Euro 

Schal „Trotz alledem“ Stück 12,00 Euro 


(Die Schals sind ab dem 9. Januar 2014 verfügbar und können 
auf der Luxemburg-Konferenz und der LL-Demonstration in 
Berlin an den Ständen der DKP erworben werden.) 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 


27.-29. Juni 2014%Dortmund 



UZ-Pressefest Eu-Wahlen 

Plakat DIN A-2 kostenlos Plakat DIN A-2 kostenlos 

Werbezettel DIN A-5 kostenlos 


Für Aktion 
und Infostand: 

Aufkleber 

NEIN zu steigenden Mieten! 

NEIN zu Hartz IV! 

NEIN zu Neofaschismus! 

Agenda 2020 

Aufkleber Weg mit Hartz IV 
30-Stunden-Woche (neu) 

100 Stück 5,00 Euro 

Flyer 

DIN A-4, gefalzt 

NEIN zu steigenden Mieten! 

NEIN zu Hartz 4! 

NEIN zu Neofaschismus! 

100 Stück 5,00 Euro 

Plakate din a -2 

NEIN zu steigenden Mieten! 

NEIN zu Hartz 4! 

NEIN zu Neofaschismus! 

Gegen Agenda 2020 


Banken enteignen 

Solidarität macht stark 

Stück 0,10 Euro 

DKP-Fahnen 

Rosa Luxemburg 
„Neues“ DKP-Logo 
mit Hammer und Sichel 
Stück 20,00 Euro 

Trillerpfeifen 
(mit DKP-Aufdruck) 

10 Stück 5,00 Euro 

DKP-Parteiprogramme 

Stück 2,00 Euro 

Bestellungen bitte an 
DKP Parteivorstand 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 17 78 89 0 
dkp.pv@t-online.de 



termine@unsere-zeit.de 


Lüdenscheid: Jahresabschlussfeier der DKP 
im Märkischen Kreis, u.a. mit Aktionsfotos 
aus dem Jahr 2013. Gaststätte „Der kleine 
Prinz“, Luisenstraße 15,19.00 Uhr. 

Dortmund: Jahresabschluss der DKP mit 
Politik, Kunst, Kultur, Essen und Trinken. Z, 
Oesterholzstraße 27,18.00 Uhr. 

Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 


MO ★23. DEZ 


Elmshorn: Mitgliederversammlung zu aktu¬ 
ellen politischen Themen und Punschprobe. 
Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstr. 2a, 
19.00 Uhr. 


Dl ★31. DEZ 


Gera: Silvesterparty der Jugendbibliothek 
Gera. Werner-Petzold-Straße 17, ab 18.00 Uhr. 


SA ★ 4. JAN 


Rostock: Mitgliederversammlung der DKP 
Mecklenburg-Vorpommern. Wismarsche Stra¬ 
ße 21,10.00 Uhr. 


Ml ★ 8 . JAN 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land zum Jahresauftakt 
2014 mit den Themen Europawahlen, Mit¬ 
gliedsbuchumtausch und Kassierung. „Flora¬ 
heim“, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


Dl ★ 14. JAN 


Rostock: „Jugend vereint gegen Imperia¬ 
lismus - Weltfestspiele in Ecuador“. Roter 
Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr._ 

Münster: „Kreativer Widerstand gegen die 
Verschärfungen in der Hartz-IV-Gesetzge- 
bung, Diskussionsveranstaltung der DKP 
Münster in Zusammenarbeit mit der DGB- 
Jugend Münster mit Harald Thome, Sprecher 
des Vereins „Tacheles“. Kulturkneipe Frauen¬ 
straße 24, 20.00 Uhr. 


FR ★ 17. JAN 


Schweinfurt: „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“, Gruppenabend 
der DKP. Karl Heinz Röder referiert über 
„Ursprung, Entstehung und Entwicklung des 
wissenschaftlichen Sozialismus“. DFG-VK 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★18. JAN 


Leverkusen: „Aktionseinheit und Bündnis¬ 
politik“, Wochenendseminar der DKP in der 
Karl-Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. Um 
rechtzeitige Anmeldung (Tel: 0214/45418, 
kls@karl-liebknecht-schule.org) wird gebe¬ 
ten. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonn¬ 
tag gegen 14.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Veranstaltung 
an termine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
Rechnungsversand Bitte ankreuzen! 

Normalabonnement 

□ jährlich 126,— Euro 

□ halbjährlich 64,— Euro 

Förderabonnement 

□ jährlich 160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 

□ jährlich 72,— Euro 

□ halbjährlich 37,— Euro 

Abonnementpreise mit 
Einzugsermächtigung 


Ermäßigtes Abonnement 


□ 

jährlich 

66,— Euro 

□ 

halbjährlich 

33,50 Euro 

□ 

vierteljährlich 

17 —Euro 

□ 

monatlich 

6,— Euro 

Normalabonnement 


□ 

jährlich 

120 —Euro 

□ 

halbjährlich 

61,— Euro 

□ 

vierteljährlich 

32 —Euro 

□ 

monatlich 

11 —Euro 

Förderabonnement 


□ 

jährlich 

160,— Euro 

□ 

halbjährlich 

80,—Euro 

□ 

vierteljährlich 

40,— Euro 

□ 

monatlich 

14,— Euro 


□ Lieferung im Umschlag 

20,- Euro pro Jahr zusätzlich 


Ich ermächtige den CommPress-Verlag 
hiermit, den Betrag von meinem Konto 
abzubuchen. 


Kontoinhaber/in 


Geldinstitut 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


Datum/Unterschrift 

Ja, ich bin damit einverstanden, dass Sie mich zwecks einer 
Leserbefragung zur Qualität der Zeitung,der Zustellung und 
der Fortführung des Abonnements kontaktieren. Der Verlag 
garantiert, dass die Daten ausschließlich zur Kundenbetreu¬ 
unggenutzt werden. Das Einverständnis kann ich jederzeit 
widerrufen (per E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de oder per 
Post: CommPress Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen). Dies bestätige ich mit meiner Unterschrift. 

Coupon einsenden an: 
CommPress Verlag 
Hoffnungstraße 18 - 45127 Essen 
oder faxen an 0201/2486484 


Impressum 

unsexe zeit (UZ) - Zeitung der DKP (ISSN 0943-4216) 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 
Redaktion: 

Nina Flager (0201/1778-8914, Chefre¬ 
dakteurin, v.i.S.d.P.), Paul Kranefeld, Man¬ 
fred Idler, Werner Sarbok,WolfgangTeuber 

Für Beiträge, die mit vollem Namen gekennzeich¬ 
net sind, übernehmen allein die Autor/inn/en 
die Verantwortung. Für unverlangt eingesandte 
Manuskripte kann keine Haftung übernommen 
werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Verlag 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Geschäftsführer: August Ballin 
Telefon: 0201/177889-23/24 
Fax: 0201/2486484 

E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de 


Anschrift von Verlag und Redaktion 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
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Union Druckerei Berlin GmbH 

Bankverbindung 

Postbank Köln (BLZ 37 010 050) 
Konto-Nr.: 417 099 507 

Abo-Verwaltung 

Pro-Abo-Service 

Postfach 1407,48 237 Dülmen 
Telefon: 0201/2486482 
Fax: 02594/98583 

E-Mail: uzabo@t-online.de 
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Telefon: 0201/177889-23/24 
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E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit, Pressefest und UZ: 

GLS Gemeinschaftsbank e.G. Bochum, 

BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487 500 oder 
Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 80880505 
Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 253525502 
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Schmauseecke 


unsere zeit m 


Ganz in Rot... 


Beeren-Sekt- 

Creme 


Zu den Feiertagen: Kulinarisches aus der Hoffnungstraße 


Vorjahren war die „Schmauseecke“ in der UZ lange ein „Muss“ 
Diese Tradition möchten wir in diesem Jahr zu den Feiertagen 
aufgreifen und mit unseren „roten“ Rezepten unsere Leserinnen und 
Leser recht herzlich grüßen. 

Rotweinzwiebeln 


Das Doofe an mehr oder weniger festli¬ 
chen Essen mit Freunden, Verwandten 
und Genossinnen ist oft: als Gastgeber/ 
in steht man meist noch in der Küche, 
während die eintrudelnden Gäste schon 
ihren Spaß beim Klönen haben. Nicht so 
bei obigem Gericht (das alles andere als 
vegetarisch ist, von Ingrid Noll stammt 
und in Variationen mehrfach „fetenzer¬ 
tifiziert“ ist.) Abgesehen davon, dass es 
verdammt lecker ist, ist es vor allem völ¬ 
lig stressfrei vorzubereiten und zu ser¬ 
vieren. Denn alle Zutaten werden nur 
in einem schweren gusseisernen Topf 
vermischt, rund 2-3 Stunden (ohne De¬ 
ckel) im Backofen (bei ca. 180 Grad) ge¬ 
gart und serviert. Und wenn Gäste sich 
verspäten, lässt man das Gericht eben 
etwas länger im Rohr. 

Für vier Personen (*) nimmt man also: 

700 g kleine Schalotten oder Perlzwie¬ 
beln (die zu schälen kostet die meiste 
Vorbereitungszeit.) 

1-2 geschälte Knoblauchzehen (oder 
auch mehr) 

150 g Rosinen 


500 g Gulasch vom Rind oder vom 
Wildschwein, Hirsch oder Lamm (völ- 
lig egal!) 

100 g Tomatenmark 
Kräutersträußchen aus Petersilie, Ros¬ 
marin, Thymian und/oder Estragon 
(wer’s mag) 
etwas Olivenöl 

Die Zutaten gut vermischen und mit 
trockenem Rotwein (ca. 1 Flasche) so¬ 
weit auffüllen, dass alles gut bedeckt ist. 
Während des Garens bei Bedarf Rot¬ 
wein nachgießen. Am Ende mit dem 
Saft einer halben Zitrone, gutem Pfef¬ 
fer (z. B. roten Kampot-Pfeffer, frisch 
gemahlen oder gemörsert), ca. 1 1/2 
Teelöffel Salz und einer Prise Zucker 
abschmecken. Wer eine arabische Note 
z.B. beim Lamm mag, kann auch Zimt 
verwenden. Und wer das Gericht auf 
6 oder 8 oder mehr Personen hochrech¬ 
net, sollte auf jeden Fall mit den Rosi¬ 
nen sehr sparsam umgehen! 

Zu dem Gericht passen Baguette, Cia- 
batta oder auch Kartoffelklöße, aber vor 
allem: trockener Rotwein. 


Rote Bete-Salat mit Schafskäse 

für vier Personen 


Tomatensuppe mit dem Saft 
von Blutorangen 

Für 6 Personen zum Sattessen oder 
als Vorsuppe für ca. 10 Personen 


Zutaten: 

2 große Dosen geschälte Tomaten (im 
Sommer sehr gut mit frischen Tomaten 
ca. 2,5 kg) 

1/2 Tube Tomatenmark 

1 Paket passierte Tomaten 

2 große Gemüsezwiebeln 
4 EL Olivenöl 

3/21 Gemüsebrühe (Instant) 

300 ml Blutorangensaft (alternativ den 
einfachen O-Saft, dann ermangelt’s al¬ 
lerdings der Röte) 

300 ml Sahne 

3 EL gerebelten Majoran, Salz, Pfeffer, 
Öl, etwas gemahlener Kümmel, Chili 
nach Geschmack 

nach Geschmack frisch geriebener Ing¬ 
wer, Toastbrot für Croutons 


45 Min. einschl. Kochzeit: Zwiebel schä¬ 
len, klein würfeln, in einem großen Topf 
leicht bräunen. Tomatenmark dazu und 
kurz mit anrösten, Dosentomaten und 
passierte Tomaten dazugeben, leicht kö¬ 
cheln lassen, die Gemüsebrühe und O- 
Saft auf einmal zugießen. Salz, Pfeffer, 
Kümmel, Chili, Ingwer und die Hälfte 
des Majorans dazugeben. Ca. 25 Minu¬ 
ten köcheln. 

Mit dem Stabmixer alles fein pürieren. 
Zum Schluss die Sahne und den restli¬ 
chen Majoran hinzufügen. In Suppen¬ 
tellern servieren. Die Croutons werden 
dazugestellt („Sättigungsbeilage“), je¬ 
der nimmt davon wie er mag. 
Croutons: Toastbrot in kleine Würfel 
schneiden und in einer Pfanne mit Oli¬ 
venöl kross rösten. 


Rote Linsen in Ful 


Ful, getrocknete braune Bohnen, bil¬ 
den das ägyptische Grundnahrungsmit¬ 
tel. Man wäscht ein Pfund dieser Boh¬ 
nen und sechs Esslöffel roter Linsen 
und gibt beides mit drei Tassen Wasser 
in einen irdenen oder kupfernen Topf. 
Man lässt aufwallen und dann stun¬ 
denlang - gewöhnlich die ganze Nacht 
durch - auf einem niedrigen Holzkoh¬ 
lefeuer weich ziehen (auf dem Gas¬ 
oder Elektroherd mit niedriger Tem¬ 


peratur). Manchmal muss man noch 
etwas Wasser nachfüllen. 

Salz kommt erst nach Beendigung des 
Kochvorgangs hinein. Man gibt die 
Bohnen auf Teller, übergießt sie mit 
Olivenöl und manchmal reicht man 
auch hartgekochte Eier dazu. Man 
sollte den Deckel des Topfes nur im 
äußersten Notfall heben, die bohnen 
werden sonst schwarz. 


Zutaten: 

4-5 Rote Bete, gekocht und geschält 
80 g Sonnenblumenkerne 
200 g Schafskäse 
1 Bund glatte Petersilie 
5 EL Balsamico 
5 EL Olivenöl oder Walnussöl 
Salz, Pfeffer aus der Mühle, 
etwas Zucker oder Balsamicocreme 

Die Sonnenblumenkerne in der Pfanne 
anrösten und abkühlen lassen. Die Rote 


Bete halbieren und in Scheiben schnei¬ 
den. Den Schafskäse in ca. 1 cm große 
Würfel schneiden Die Petersilie wa¬ 
schen, trocken tupfen und hacken. 

Die Rote Bete, die Sonnenblumenkerne 
und den Schafskäse in eine Schüssel ge¬ 
ben. Die Marinade aus Salz, Pfeffer, Zu¬ 
cker, Essig und Öl dazugeben, die Peter¬ 
silie darüberstreuen. Alles miteinander 
vorsichtig vermengen. Gegebenenfalls 
nachwürzen. 


Rote-Bete-Birnensalat mit Käse 


für vier Personen 


Zutaten: 

1 Glas eingelegte Rote-Bete-Scheiben 
100 g Feldsalat oder einen anderen 
Blattsalat 

150g Blauschimmelkäse (z.B. Gorgon¬ 
zola) 

2-3 Birnen 

2 kleine rote Zwiebeln 

1 Handvoll Walnüsse 
4 EL Sonnenblumenöl 

2 EL Balsamico 
2 TL Honig 

Saft einer halben Zitrone 
Salz, Pfeffer 


Rote Bete abtropfen und in Strei¬ 
fen schneiden, Feldsalat waschen und 
schleudern, Birnen achteln und mit Zi¬ 
tronensaft beträufeln, Walnüsse vier¬ 
teln, Käse würfeln. 

Dressing hersteilen aus kleingeschnit¬ 
tenen Zwiebeln, Öl, Balsamico, Honig, 
Salz und Pfeffer. 

4 Teller bereitstellen. Feldsalat dar¬ 
auf geben, Birnen gleichmäßig vertei¬ 
len, Käse und Walnüsse ebenso. Zum 
Schluss das Dressing darübergießen. 
Mit einer Scheibe frischem Weißbrot 
servieren. 


Einfacher ukrainischer Borstsch 


für vier Personen 


Petersilien-Tomaten-Salat 


für vier Personen 


Zutaten: 

8 Tomaten (ca. 800 g) 

1 Bund glatte Petersilie. 

2 rote Zwiebeln oder 6 Schalotten, 1-2 
Knoblauchzehen 

1 unbehandelte Zitrone (Saft und abge¬ 
riebene Schale) 

1 EL Honig oder Zucker 

2 EL kaltgepresstes Olivenöl 

Salz, frisch gemahlener schwarzer Pfef¬ 
fer, 1 Prise gemahlener Zimt 
frischer Koriander (Asialaden) 

Zwiebeln schälen, würfeln. Petersilie wa¬ 
schen, trocken schleudern, grob schnei¬ 
den. Tomaten waschen, Strunk entfer¬ 
nen, grob würfeln. Marinade rühren: Zi¬ 
tronensaft und -schale, Honig/Zucker, Öl 


(Menge nach Wunsch), mi¬ 
schen. Kräftig mit Salz und 
frisch gemahlenem schwar¬ 
zen Pfeffer aus der 
Mühle abschme¬ 
cken. Zwiebelwürfel 
Knoblauch (nach 
Geschmack), 
grob geschnittener 
Koriander (nach 
Geschmack), Zimt 
Tomaten wür- 
fei nacheinan¬ 
der untermi- " s 
sehen. 


Zutaten: 

500 g Rindfleisch mit Knochen 
1/4 Kopf Weißkohl 
4 Kartoffeln 
1 große rote Rübe 

1/2 Glas Tomatenmark oder 2 Tomaten 

1 Möhre, 1 Petersilienwurzel 

2 Zwiebeln 

1 Essl. Essig 

2 Teel. Zucker 

3 Lorbeerblätter 

4 bis 5 Zehen Knoblauch 

3 Pimentkörner, 5 bis 6 Pfefferkörner 

1 Essl, gehackte Petersilie 

1/2 Glas saure Sahne zum Servieren 

1. Knochen- und Fleischbrühe zuberei¬ 
ten (das Fleisch zum Schluss kleinge¬ 
schnitten zusammen mit dem Borstsch 
reichen). 

2. Rote Rübe(n) halbgar kochen. 

3. Kartoffeln und Kohl in 
der Brühe kochen (siehe 
oben), gewürfelte 
Zwiebeln, Möhre 
und Petersilienwur¬ 
zel hinzugeben (Zwie- 
^ beln, Möhre und 
Persilienwurzel 
können auch 
vorher extra mit 
ein wenig 
Öl weich- 
1 geschmort 
werden), 
danach die 
klein¬ 



geschnittene rote Rübe, weiter etwa 
15 Minuten auf Mitteltemperatur ko¬ 
chen lassen, Essig und Gewürze zufü¬ 
gen und danach den Borstsch mit ge¬ 
hackter Petersilie und dem geriebenen 
oder kleingeschnittenen Knoblauch 
würzen. Vor dem Servieren nach Ge¬ 
schmack mit saurer Sahne abschme¬ 
cken. 

Die Suppe schmeckt übrigens auch 
aufgewärmt hervorragend. 

Zusatz: 

Borstsch-Rezepte gibt es gewiss so vie¬ 
le wie es in der Ukraine Hausfrauen 
gibt. Die Suppe kann mit Rindfleisch, 
Rind- und Schweine-, Hammel-, Gans¬ 
oder Entenfleisch oder Würstchen be¬ 
reitet werden. Die einen nehmen vor 
allem Kartoffeln, Weißkraut, Zwiebeln 
und Tomaten sowie natürlich rote Rü¬ 
ben, andere fügen grüne Bohnen, Äpfel 
(am besten säuerliche) und/oder Kürbis 
(Tschernigower Borstsch) hinzu. 

In der Regel werden alle Arten von 
Borstsch auf der Grundlage von 
Fleisch-, Knochen- oder Fleisch-Kno- 
chen-Brühe zubereitet. 

Eine Besonderheit ist die vorangehen¬ 
de gesonderte Behandlung des Gemü¬ 
ses. Die roten Rüben werden getrennt 
vom übrigen Gemüse halbgar geba¬ 
cken oder gekocht bzw. in heißem Fett 
(Speck, Öl) geschmort. Sollen sie ge¬ 
schmort werden, dann sollte man sie 
vorher mit Essig oder Zitronensaft be¬ 
träufeln, damit die rote Farbe erhalten 
bleibt. Die geschmorten, halbgar geba¬ 
ckenen oder gekochten roten Rüben 
(rote Bete) werden geschält, gewürfelt 
und dann in die Brühe gegeben. 
Wichtig ist die richtige Reihenfolge 
beim Zugeben des Gemüses zur Brü¬ 
he - entsprechend der Kochdauer der 
einzelnen Gemüsearten: also Kartof¬ 
feln ca. 30 Minuten, Kohl 20 Minuten, 
rote Rüben in geschmorter Form 15 Mi¬ 
nuten, Zwiebeln 15 Minuten, Gewürze 
5 bis 8 Minuten und Knoblauch (geson¬ 
dert von den anderen Gewürzen) zwei 
Minuten, bevor der Borstsch fertig ist. 


Für 6-8 Personen 

Zutaten: 

1 Flasche Sekt rot 

3/41 roter Traubensaft 

1 kg gemischte Beeren, gefroren 

1 1/2 Päckchen Vanillepudding 
4 Eier 

2 Becher süße Sahne 
1 Prise Salz 

6 Esslöffel Zucker 
1 Päckchen Vanillezucker 

Die Beeren auftauen lassen, Saft auf¬ 
fangen. Eier, Salz, Zucker und Pud¬ 
dingpulver miteinander verschlagen. 
Den Sekt mit dem Saft zusammen er¬ 
hitzen, dann unter Rühren die Pudding¬ 
masse dazu geben und aufkochen las¬ 
sen. Danach unter gelegentlichem Rüh¬ 
ren erkalten lassen, damit keine Haut 
entsteht. 

Die Sahne mit dem Vanillezucker steif 
schlagen. Die Beeren und die Sahne 
vorsichtig unter den kalten Pudding 
heben. 



Rote Cocktails 

Red Dragon 

4 cl Likör 43 * 1 cl Cassis * 10 cl 
Milch * 4 cl Orangensaft 

Alle Zutaten - mit Ausnahme des 
Cassis - im Shaker mit Eis schüt¬ 
teln und in ein Glas mit 1 bis 2 Eis¬ 
würfeln abseihen. Anschließend den 
Cassis hinzugeben. Den Cocktail mit 
einer Orangenscheibe dekorieren 
und mit einem Strohhalm servieren. 

Red Lion 

3 cl Gin * 2 cl Grand Marnier * 1 cl 
Zitronensaft * 16 cl Orangensaft * 1 
cl Grenadinesirup 
Alle Zutaten - mit Ausnahme des 
Grenadinesirups - im Shaker mit Eis 
schütteln und in ein Glas mit 1 bis 
2 Eiswürfeln abseihen. Danach den 
Grenadinesirup hinzugeben. Den 
Cocktail mit einer Orangenscheibe 
dekorieren und mit einem Stroh¬ 
halm servieren. 

Red Jane 

5 cl Calvados * 1 cl Zitronensaft * 1 
cl Grenadine 

Alle Zutaten im Shaker mit Eis 
schütteln und in ein Glas ohne Eis¬ 
würfel abseihen. Den Cocktail ohne 
Dekoration und ohne Strohhalm 
servieren. 

Erdbeer-Limes 

(zum Trinken oder über Vanilleeis 
oder Vanillepudding oder oder...) 

6oog gefrorene Erdbeeren, i Paket 
Puderzucker, Saft von 2 Zitronen - 
oder besser noch Limetten, 0,7-1 1 
Wodka 

Erdbeeren auftauen lassen, in der 
Küchenmaschine oder mit dem Pü¬ 
rierstab pürieren, bis keine Stücke 
mehr drin sind. 

Zitronen- bzw. Limettensaft zugeben 
und Puderzucker mit dem Schneebe¬ 
sen unterrühren. 

Mit Wodka aufgießen. In Flaschen 
abfüllen und kalt stellen. Vor dem 
Genießen immer wieder gut schüt¬ 
teln. 

Zusatz: 

Statt Erdbeeren kann man auch Him¬ 
beeren nehmen. Am besten sind ge¬ 
frorene Früchte, da sie reif gepflückt 
werden und daher mehr Geschmack 
haben als die frischen im Sommer. 


Allen Leserinnen und Lesern der UZ 
wünschen wir geruhsame Feiertage und 
„ Guten Appetit“! 

Elsbeth, Lothar, Monika, Nina, Paul, 
Ute, Waltraud ... 
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Funktionäre der Hoffnung 

„Aufruf zur Revolte“ - Eine Polemik von Konstantin Wecker und Prinz Chaos II 


D ie Liedermacher und politischen 
Aktivisten Konstantin Wecker 
und Prinz Chaos II. haben im 
September einen „Aufruf zur Revol¬ 
te“ als kostenloses E-Book veröffent¬ 
licht. „Unser Text ist keine Analyse, 
aber auch kein unbeherrschter Wut¬ 
ausbruch. Er ist ein Aufschrei, geboren 
auch aus unserer Erfahrung jahrelan¬ 
gen Bloggens und der Auseinanderset¬ 
zung mit Freunden und Feinden unse¬ 
rer Ideen. Und er ist der Konsens, der 
aus einem mehr als zehn Jahre über¬ 
spannenden Gedankenaustausch bei¬ 
der Autoren erwachsen ist“ schreiben 
die beiden in ihrer Vorbemerkung. Wir 
dokumentieren im folgenden Auszüge: 
Vor gut fünf Jahren, zu Beginn der 
Weltfinanzkrise, gab es in der City of 
London eine große Demonstration 
gegen die Abwälzung der Finanzkrise 
auf die Normalbevölkerung. Ganz da¬ 
von abgesehen, dass die Demonstran¬ 
ten selbstverständlich von der Polizei 
brutal angegriffen wurden, ereignete 
sich dabei folgende Szene: Mehrere 
Angestellte von Investmentbanken 
machten sich an den offenen Fens¬ 
tern stehend ein Gaudium daraus, mit 
Banknotenbündeln in den Händen 
grinsend und johlend nach unten zu 
winken. 

Mehr noch als die schiere Unver¬ 
schämtheit des Vorgangs, fanden wir 
den in dieser Geste erkennbaren Man¬ 
gel an Furcht be- und verachtenswert. 
Man sieht hier eine Generation von 
Spielsüchtigen, denen jegliches Be¬ 
wusstsein dafür abhanden gekommen 
ist, dass eine solche Bewegung weit 
unten in den Straßen auch einmal in 
die Bankpaläste eindringen könnte, 
dass nur ein paar Glasscheiben und 
Treppenstufen die enthobene Sphä¬ 
re geliehener Pseudomacht von der 
ohnmächtigen Wut der Menge tren¬ 
nen. Diese Leute haben offenkundig 
vergessen, dass ähnliche Situationen 
mit abgeschnittenen Köpfen geendet 
haben. Konstantin (Wecker, d. Red.) 
hat für sein jüngstes Programm Erich 
Kästners Gedicht „Ansprache an Mil¬ 
lionäre“ vertont. Darin heißt es: 

Warum wollt ihr euch denn nicht bes¬ 
sern? 

Bald werden sie über die Freitreppen 
drängen 

und euch erstechen mit Küchenmessern 
und an die Fenster hängen. 

Ihr seid die Herrn von Maschinen und 
Ländern. 

Ihr habt das Geld und die Macht ge¬ 
nommen. 

Warum wollt ihr die Welt nicht ändern, 
bevor sie kommen? 

Ihr seid nicht klug. Ihr wollt noch war¬ 
ten. 

Uns tut es leid, ihr werdet’s bereuen. 
Schickt aus dem Himmel paar An¬ 
sichtskarten! 

Es wird uns freuen. 

(Erich Kästner: „Ansprache an Millio¬ 
näre “ gekürzt von Konstantin Wecker) 


Die Millionäre Kästners sind heute 
wohl eher mit Milliardären oder Mil¬ 
liardenunternehmen vergleichbar. Die 
Mentalität bleibt sich gleich. Sowohl 
die Superreichen aller Epochen als 
auch die niederen Chargen, die deren 
Vermögen verwalten, glauben einfach 
nicht daran, dass von dort unten her ir¬ 
gendjemand oder irgendetwas je in ihre 
Schachertempel und Gated communi- 
ties dringen könnte. (...) 

Gewinne werden privatisiert. Verluste 
vergesellschaftet. Und während drei¬ 
stellige Milliardenbeträge zur Erret¬ 
tung „notleidender Banken“ jederzeit 
aus dem Staatsärmel geschüttelt wer¬ 
den können, werden die Forderung 
nach der Wiedereinführung der Ver¬ 
mögenssteuer und sogar die Idee einer 
Spekulationssteuer ins Reich kommu¬ 
nistischer Wahnvorstellungen verwie¬ 
sen. Es sind solche Absurditäten, die 
bei einer gewissen Häufung doch nach 
und nach auffallen und bei gleichzei¬ 
tiger Verarmung der Normalbevölke¬ 
rung dazu beitragen könnten, auch aus 
dem ewigen Meckern und Lamentie¬ 
ren der Deutschen endlich einmal et¬ 
was werden zu lassen, das den Namen 
Revolte rechtfertigt. (...) 

Die beschämende Duldsamkeit der 
deutschen Bevölkerung gegenüber 
den Zumutungen der vermeintlichen 
Elite ist zumindest auch dadurch zu 
erklären, dass man die Alternative im¬ 
mer wieder sehr plastisch vor Augen 
geführt bekommt: Sei bloß brav, deut¬ 
scher Michel, sonst geht es Dir wie den 
Griechen oder den Portugiesen, oder 
wie Deinem früheren Nachbarn, der ar¬ 
beitslos wurde und daraufhin sein Haus 
verloren hat. 

Genau aus diesem Grund ist tätige So¬ 
lidarität mit Griechen und Portugiesen 
und arbeitslosen Nachbarn nicht nur 
moralisch geboten, sondern von größ¬ 
ter strategischer Bedeutung. Wie die 
Errichtung einer Billiglohnzone in der 
ehemaligen DDR die ideale Voraus¬ 
setzung war, um dann auch das Lohn¬ 
niveau der Westdeutschen kontinuier¬ 
lich in den Keller zu drücken, sollte die 
Abstrafung Griechenlands durch die 
Finanzmärkte als das erkannt werden, 
was sie ist: die Eröffnungsschlacht in ei¬ 
nem Generalangriff auf die Lebensver¬ 
hältnisse in Europa. (...) 

Der Verkaufsschlager hierzulande 
hieß nicht „Empört Euch“, sondern 
„Deutschland schafft sich ab“ 

Wird es zu einer globalen Revolte, die 
diesem Irrsinn ein Ende setzt, kom¬ 
men? Es gibt gewisse Anzeichen dafür. 
Seit der ersten ägyptischen Revolution 
gegen Mubarak haben wir in Spanien 
und Portugal, Chile, Israel, der Türkei, 
Brasilien und anderen Ländern eine 
Serie von Protestwellen erlebt. Diese 
haben jeweils ihre spezifischen Pro¬ 
blematiken und Potentiale. In Brasilien 
drohte die Protestbewegung zwischen¬ 
zeitlich durch nationalistische Elemen¬ 
te in eine bedenkliche Richtung abzu¬ 
gleiten. Die Revolution in Ägypten ist 
in eine äußerst gefährliche Lage gera¬ 
ten. 


Aber die Ägypter sind aufgestanden! 
Sie haben es gewagt! Sie haben bewie¬ 
sen, dass Revolutionen im 21. Jahrhun¬ 
dert möglich sind. Faszinierend ist, wie 
die verschiedenen Bewegungen seither 
das paradigmatische Modell des Tah- 
rir Platzes übertragen und ausgebaut 
haben. Diese besetzten Plätze gegen 
kriegsmäßig vorgehende Polizeiein¬ 
heiten zu halten, ist bisher nur phasen¬ 
weise gelungen. Aber diese Tage oder 
Wochen der Protestlager sind aus der 
kranken Logik des Imperiums heraus¬ 
gesprengte Gegenwelten, in denen sich 
ein neues, aktiv handelndes Subjekt 
historischer Veränderung findet und 
formiert. 

Es ist vorstellbar, dass diese Platzbeset¬ 
zungen die Vorübungen für eine Pariser 
Kommune des 21. Jahrhunderts sind. 
Wie diese aussehen und organisiert 
sein könnte, vermag niemand voraus¬ 
zusagen, denn sie wird dann die spon¬ 
tane Frucht der revoltierenden Menge 
sein. Aber wir können die Gestalt die¬ 
ses vielköpfigen Wesens bereits erah¬ 
nen in den Gesichtern vom Syntagma 
Platz, dem Tahrir Platz, der Puerto del 
Sol,... dem Marienplatz? 

Die Lage in Deutschland erscheint 
nicht gerade vielversprechend. Die 
Gewerkschaften haben es vermocht, 
fünf Jahre Finanzkrise samt „Banken¬ 
rettung“ zu erdulden, ohne eine einzi¬ 
ge nennenswerte Massenaktion durch¬ 
zuführen. Occupy war in Deutschland 
eine kurzlebige und etwas obskure Er¬ 
scheinung. Proteste gegen die Banken¬ 
macht in Frankfurt am Main werden re¬ 
gelmäßig verboten und/oder polizeilich 
angegriffen. Das Projekt Linkspartei ist 
durch mediales Dauerfeuer und inne¬ 
re Streitigkeiten von betörender Ver¬ 
antwortungslosigkeit stark beschädigt 
worden. Der politische Verkaufsschla¬ 
ger hierzulande hieß nicht „Empört 
Euch“, sondern „Deutschland schafft 
sich ab“. 

Nun sind wir beide gewissermaßen 
Funktionäre der Hoffnung. Mut zu ma¬ 
chen, aufzumuntern, Kraft zu spenden 
und auch die heilende Verarbeitung 
von Frust und Trauer zu unterstüt¬ 
zen - all das gehört zu unserem Beruf. 
Als Künstler sind wir aber auch unse¬ 
rer Intuition ausgeliefert und der Auf¬ 
richtigkeit verpflichtet. Die Wahrheit 
ist, dass unsere Intuition immer lauter 
Alarm schlägt. (...) 

Denn wenn man alle Faktoren zusam¬ 
menrechnet, die ökologische Situation, 
die wirtschaftliche Lage, den giganti¬ 
schen, präventiv ausgebauten Repres¬ 
sionsapparat und auch, ja, leider, die 
zunehmende Verrohung und Entso- 
lidarisierung der Menschen unterein¬ 
ander, dann muss einem Himmelangst 
werden. 

Dazu kommt das weltumspannende 
Netz von Geheimdiensten außer Rand 
und Band, und wir stellen uns die Fra¬ 
ge, ob das hartnäckige Ausbleiben der 
Weltrevolution bei fortschreitender, 
krisenhafter Globalisierung des Ka¬ 
pitals nicht einen Weltputsch möglich 
macht, gewissermaßen einen elften 
September für Fortgeschrittene. 


Hirngespinste? Das wäre zu hoffen. 
Wir beide jedenfalls haben Angst vor 
einer Zukunft, die uns droht, wenn die 
globale Revolte ausbleibt. Im europäi¬ 
schen Süden und in Nordafrika hat die¬ 
se Revolte bereits begonnen. Damit sie 
gelingt, muss jetzt auch in Deutschland 
etwas passieren. Wer tatenlos zuschaut, 
wie die Griechen sich gegen die Angrif¬ 
fe nicht zuletzt in Deutschland statio¬ 
nierter Konzerne abkämpfen, verrät 
am Ende sich selbst so sehr wie unsere 
griechischen Schwestern und Brüder. 
(...) 

„Dresden Nazifrei“ ist eine 
Blaupause für erfolgreichen 
Widerstand in Deutschland 

Nur gibt es bekanntlich nichts Gutes, 
außer man tut es und Missstände wer¬ 
den nicht dadurch abgeschafft, dass 
sie öffentlich aufgezählt werden. Ein 
spontanes Aufbegehren kann man auch 
nicht herbeischreiben. Dafür braucht es 
den göttlichen Funken der Inspiration, 
der auf die Menge übergreift ... und 
Organisation. Vorbildlich ist derzeit die 
türkische Taksim-Solidarität, ein Bünd¬ 
nis aus über hundert, mitunter sehr un¬ 
terschiedlichen Bürgerbewegungen. 
Was die massenhafte Verbindung in¬ 
spirierter Entschlossenheit und präzi¬ 
ser Organisation auch in Deutschland 
bewirken kann, durften wir beide als 
Teilnehmer der Dresdner Anti-Na- 
ziblockaden erleben. Der bis dahin 
größte Naziaufmarsch Europas ist Ge¬ 
schichte. Dies ist gelungen, nachdem 
sich ein breites Bündnis von der Au¬ 
tonomen Antifa über Gewerkschaf¬ 
ten, Kirchen und Parteien bis hin zu 
bekannten und weniger bekannten 
Künstlern auf einen Aktionskonsens 
und ein klares taktisches Konzept eini¬ 
gen konnte. Beides wurde dank einer 
brillanten Organisation der Blockaden 
und großer, vertrauensvoller Einigkeit 
in der Aktion drei Jahre lang erfolg¬ 
reich umgesetzt. 

„Dresden Nazifrei“ ist eine Blaupau¬ 
se für erfolgreichen Widerstand in 
Deutschland. Aber jetzt kommt es da¬ 
rauf an, diese Erfahrungen auf sozia¬ 
le Themen und den Kampf gegen den 
Überwachungsstaat anzuwenden. Das 
ist ungleich schwieriger, und die 20.000 
Demonstranten von Dresden werden 
für dieses Unterfangen nicht ausrei¬ 
chen. (...) 

Dass die Risiken, den Schritt zur Re¬ 
volte jetzt zu wagen, erheblich sind, ist 
uns vollauf bewusst. Haben wir die Re¬ 
volte einmal begonnen, wird jahrelan¬ 
ger Atem nötig sein, um diese Welt vom 
zermarterten Kopf auf die tanzenden 
Füße zu stellen. Es wird Rückschläge 
geben. Wir werden bittere Niederlagen 
durchleiden müssen, Phasen der Mut¬ 
losigkeit. Wir können alles das gemein¬ 
sam durchstehen. 

Inwieweit es bei diesem Tun der Re¬ 
volte auch um ein letztendliches Sie¬ 
gen geht, ist in dem zwischen uns bei¬ 
den seit nunmehr einem Jahrzehnt 
andauernden Diskussionsprozess übri¬ 
gens eine wiederkehrende Frage. In 
Dresden gegen die braune Brut ge¬ 


siegt zu haben, war eine begeisternde 
und erhebende Erfahrung. Aber man 
kann auch verlieren, ohne dass dadurch 
dem Tun nur das Geringste von seiner 
Richtigkeit genommen wäre. Nüchtern 
betrachtet sind allerdings die Risiken 
der Revolte weitaus geringer als die mit 
mathematischer Sicherheit eintreten¬ 
den, katastrophalen Ergebnisse eines 
weiteren, tatenlosen Zuschauens und 
Mitlaufens. Und wenn wir endlich auch 
in Deutschland den Mut zur Revolte 
fassen, wenn wir uns frei machen vom 
Alpdruck der Angst und der Feigheit, 
dann werden auch wir eine andere In¬ 
tensität des Lebens erfahren dürfen - 
Momente unvorstellbarer Schönheit, 
Explosionen der Lebensfreude, Ket¬ 
tenreaktionen der Kreativität, kurz: 
den Zauber wirklicher Freiheit, getra¬ 
gen von unserer unbeugsamen Hoff¬ 
nung auf eine andere, würdigere Welt. 

Ich bin dafür, 

den Ausfall zu wagen: 

Zugbrücke runter, 
den Rössern die Sporen. 

Lanzen voran und ans Ufer sprengen. 
Schon, damit später die fechtenden En¬ 
kel 

unsere verrückten Träume 
besingen. 

(Franz Josef Degenhardt, Am Strom 
und bei der Lorelei) 

Wera Richter 

Der „Aufruf zur Revolte“ ist Mitte Sep¬ 
tember 2013 als kostenloses E-Book 
(ca. 50 Seiten) erschienen und wird als 
Kapitel im neuen Buch Konstantin We¬ 
ckers „Mönch und Krieger“ (Erschei¬ 
nungstermin: Mai 2014) gedruckt. 


Download unter: http://www.random- 
house.de/content/attachment/webar- 
ticle/aufruf_zur_revolte_40 040.pdf 



Konstantin Wecker kommt 
zum UZ-Pressefest der DKP 
am 27.-29. Juni 2014 in Dort¬ 
mund, Revierpark Wischlin¬ 
gen 
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„Spillover“ oder was? 

Über die Ursachen der Migration • Von Jördis Land 



A ls im Oktober fast 400 Flüchtlin¬ 
ge vor Lampedusa starben, war 
das für die EU ein Spillover-Ef¬ 
fekt (Überlauf-Effekt): „Da der An¬ 
teil der Weltbevölkerung, der in Elend 
und Frustration lebt, erheblich blei¬ 
ben wird, werden die Spannungen und 
Spillover-Effekte zwischen ihrer Welt 
und der der Reichen weiter zunehmen.“ 
(Institut der EU für Sicherheitsstudi¬ 
en, 2009). 

Was in der Sprache der Technokraten 
wie ein technisches Übel oder unab¬ 
änderliches Schicksal erscheint, ist das 
Ergebnis von Prozessen, die gerade 
auch von der EU angetrieben werden. 
Das betrifft Millionen Menschen. Die 
Zahl der „legalen“ Migranten ist seit 
1960 von 75 Millionen auf 232 Millio¬ 
nen gestiegen und immer mehr wagen 
den unsicheren Schritt in die „illegale“ 
Migration. Der hohe Anstieg ist kein 
Zufall. Gängige Erklärungen nennen 
an erster Stelle oft beschönigend das 
„Wohlstandsgefälle“, fragen aber lieber 
nicht, warum der Reichtum so ungleich 
verteilt ist. 

Die vielzitierte Schere zwischen Arm 
und Reich öffnete sich mit der Her¬ 
ausbildung kapitalistischer Verhältnis¬ 
se. England war das erste Land, in dem 
Produktivitätssteigerung und kapitalis¬ 
tische Organisation der Landwirtschaft 
zu massiver Vertreibung der bäuerli¬ 
chen Bevölkerung führte und sie zwang, 
ihre Arbeitskraft in den neu entstehen¬ 
den kapitalistischen Unternehmen zu 
verkaufen. Seither verdrängt die Aus¬ 
weitung der kapitalistischen Produkti¬ 
onsweise weltweit Menschen von ihren 
traditionellen Existenzgrundlagen und 
zwingt sie auf der Suche nach besseren 
Bedingungen für den Verkauf ihrer Ar¬ 
beitskraft vom Land in die Städte und 
weiter in andere Boomregionen. Heute 
wird diese Vertreibung beschönigend 
Migration genannt. Einige Beispiele 
aus Ghana an der Westküste Afrikas 
sollen zeigen, wie die Unterwerfung 
der Landwirtschaft unter Kapitalinte¬ 
ressen dazu beiträgt. 

Afrikas Landwirtschaft wird 
für das Kapital interessant 

Der erste Zugriff auf die afrikani¬ 
sche Landwirtschaft machte die afri¬ 
kanischen Länder zu Lieferanten von 
„Kolonial“waren. Nach der Entko¬ 
lonialisierung in den 60er Jahren er¬ 
folgte der zweite Eingriff in die Land¬ 
wirtschaft der jungen Nationalstaaten 
unter dem Label „Entwicklungshilfe“. 
Nun sollten sie nicht nur „Kolonialwa¬ 
ren“ liefern, sondern gleichzeitig Ag¬ 
rarprodukte aus den Industriestaaten 


aufnehmen. Denn in den USA hatten 
seit den 50er Jahren technologische 
Neuerungen bei Anbau und Verarbei¬ 
tung von Nahrungsmitteln eine indus¬ 
trielle Massenproduktion ermöglicht 
und es drohte Überproduktion. Über 
„Nahrungsmittelhilfe“ machten die 
USA überschüssigen Weizen und Mais 
in Afrika, wo sie ursprünglich nicht 
beheimatet waren, zu Hauptnahrungs- 
mittein. Heute ist Weißbrot aus Import¬ 
weizen überall in Ghana zu kaufen. 
Gleichzeitig sollte eine „grüne Revo¬ 
lution in der Landwirtschaft“ auch für 
den Absatz agrarischer Inputs sorgen 
und die Bauern dazu bringen, mehr für 
den Verkauf als die eigene Versorgung 
zu produzieren. Über staatliche Ein¬ 
richtungen und Subventionen erhielten 
sie Starterpakete mit Saatgut und Dün¬ 
ger aus den Industriestaaten samt Be¬ 
ratung und Hilfe bei der Vermarktung. 

Der IWF öffnet die Einfallstore 

Die ersten Ergebnisse der angeblichen 
Hilfe wurden Ende der 70er Jahre zu¬ 
nichte gemacht, als die afrikanischen 
Staaten durch sinkende Weltmarkt¬ 
preise für ihre Rohstoffe bei steigen¬ 
den Importkosten und Zinsbelastun¬ 
gen in massive Verschuldung gerieten. 
Sie wurden abhängig von IWF und 
Weltbank, die als Gegenleistung für 
Entschuldung und neue Kredite Wirt¬ 
schaftsreformen durchsetzten. Gha¬ 
na musste u.a. die staatlichen Hilfen 
für die Landwirtschaft einstellen, Fi¬ 
nanz- und Bodenmärkte liberalisieren 
und sich zu einem Zollabbau für land¬ 
wirtschaftliche Importe verpflichten. 
Kurzfristig führten diese Reformen zu 
einem massiven Anstieg der Arbeits¬ 
losigkeit. Auch viele Bauern konnten 
ohne die staatliche Unterstützung vom 
Verkauf ihrer Produkte nicht mehr le¬ 
ben, so dass Emigration z.B. in die Öl¬ 
felder Nigerias zur Überlebensstrategie 
wurde. Langfristig ermöglichten diese 
Reformen den dritten Zugriff auf die 
Landwirtschaft in Afrika, der große 
Kapitalgruppen aus den Industriestaa¬ 
ten reich macht, aber kleinen Produ¬ 
zenten die Existenzgrundlage raubt 
und viele in die Migration treibt. 

Afrika liefert exotische 
Produkte und schluckt den 
Abfall aus den Industriestaaten 

Zunächst senkte die landwirtschaft¬ 
liche Überproduktion in den Indust¬ 
riestaaten die Lebensmittelpreise und 
ruinierte dort viele Kleinbetriebe in 
Landwirtschaft, Verarbeitung und Han¬ 
del. Große Unternehmen übernahmen 
die Kontrolle. Um ihren Absatz auf den 


gesättigten Lebensmittelmärkten der 
Industriestaaten zu erweitern, produ¬ 
zierten sie Fertigprodukte und führten 
neue exotische Gemüse und Früch¬ 
te aus den Entwicklungsländern ein. 
Diese sollten durch den Anbau von 
noch mehr Obst und Gemüse für den 
Export nicht nur den großen Handels¬ 
firmen Profite sichern, sondern auch 
ausreichend Devisen erwirtschaften, 
um Fertigwaren und Agrarüberschüsse 
aus den Industrieländern zu importie¬ 
ren. So konnten die von europäischen 
Konsumenten verschmähten Reste der 
Hühnerbrustproduktion tiefgekühlt in 
Afrika verkauft werden. Das Beispiel 
Ghana ist typisch: Ananas als neues Ex¬ 
portprodukt trug zu den Devisen bei, 
mit denen 30 Prozent der EU-Hüh- 
nerteile eingeführt wurden. Sie waren 
durch Produktivitätsunterschiede und 
EU-Subventionen fast um die Hälfte 
billiger als das in Ghana produzierte 
Hühnerfleisch, so dass selbst den grö¬ 
ßeren Hühnerzüchtern des Landes 
der Ruin drohte. Deshalb beschloss 
Ghana als Anti-Dumping-Maßnahme 
2003 Zollerhöhungen für Geflügel. 
Es verhandelte aber gleichzeitig mit 
Weltbank und IWF über Schuldener¬ 
lass und als der IWF drohend empfahl, 
die Zollerhöhung nicht durchzuführen, 
wurde das Gesetz mit knapper Mehr¬ 
heit wieder aufgehoben. Die Importe 
von Hühnerfleisch verzehnfachten sich 
innerhalb von 10 Jahren, senkten den 
Selbstversorgungsgrad von 85 Prozent 
auf 5 Prozent. Ein wichtiger Teil der 
Agrarwirtschaft Ghanas wurde ver¬ 
nichtet, der etwa 500 000 Bauern Ein¬ 
kommen gesichert hatte. 

Produktions- und 
Handelsketten überneh¬ 
men die Kontrolle... 

Heute sind die Nahrungsmittelprei¬ 
se mit der Nachfrage nach Agrarpro¬ 
dukten für Ernährung und Treibstoff 
wieder gestiegen; das und die massive 
Überakkumulation von Kapital ma¬ 
chen die Landwirtschaft auch für die 
Verwertung großer Kapitalgruppen in¬ 
teressant. Dieser neue Zugriff auf die 
Landwirtschaft in Afrika trifft erneut 
viele, die hauptsächlich von der Selbst¬ 
versorgung leben oder als Kleinprodu¬ 
zenten der Konkurrenz nicht standhal¬ 
ten können. Wer dabei seine Existenz¬ 
grundlage verliert, muss zum besseren 
Verkauf seiner Arbeitskraft an einen 
anderen Ort ziehen. 

Diese Kapitalgruppen dominieren in¬ 
zwischen ganze Produktions- und Han¬ 
delsketten von Saatgut, Dünger, Futter 
und Agrotechnik über die eigentliche 


Produktion der Rohstoffe und deren 
Vermarktung bis zu Weiterverarbei¬ 
tung und Einzelhandel. Auch trans¬ 
nationales Finanzkapital ist über Un¬ 
ternehmensbeteiligungen, Erwerb von 
Grundeigentum sowie Kredite und 
Versicherungen auf allen Ebenen daran 
beteiligt. Alle eignen sich einen Groß¬ 
teil der Profite an, die in diesen Ketten 
gewonnen werden, weil sie kleinen Un¬ 
ternehmen und formal selbstständigen 
Bauern in Vertragslandwirtschaft ihre 
Bedingungen diktieren können. 

Unter dem Einfluss dieser Kapitalgrup¬ 
pen auf staatliche Entscheidungen wird 
„Entwicklungshilfe“ verstanden als 
kurzfristige Produktivitätssteigerung 
durch den Einsatz von Hochleistungs¬ 
saatgut, Dünger und Pestiziden, ob¬ 
wohl langfristig schädliche Folgen im¬ 
mer deutlicher werden. Über die „Bill 
und Melinda Gates Stiftung“ schmie¬ 
deten sie 2006 eine neue „Allianz für 
eine Grüne Revolution in Afrika“ 
(AGRA), die ohne nachhaltige Ent¬ 
wicklungsstrategien weltweit den Ein¬ 
satz dieser patentgeschützten Produkte 
forciert. Nach dem „One fits all“-AG- 
RA-Rezept sollen die Regierungen der 
„Geber“- und „Nehmerländer“ über 
Bewässerungsanlagen, Transportmög¬ 
lichkeiten und private Eigentumsrech¬ 
te bessere Verwertungsbedingungen 
schaffen und mit den Worten der deut¬ 
schen Entwicklungshilfe besonders 
„Partnerschaften zwischen Agrobusi¬ 
nessfirmen und Kleinbauern“ fördern. 
Gerne werden inzwischen Koopera¬ 
tiven propagiert, die als eigenverant¬ 
wortliche Unternehmen ihren Mitglie¬ 
dern Finanzdienstleistungen, Technolo¬ 
gien und Vermarktung vermitteln und 
so die Landwirtschaft an privatwirt¬ 
schaftlichen Interessen ausrichten. 

... und eignen sich Afrikas 
Ressourcen an 

So soll der Zugriff auf die Ressource 
Boden durchgesetzt werden. Er wird 
in Afrika meist noch über traditionelle 


Afrikanische Kleinbauern 

kollektive Landnutzungsrechte bestellt, 
die nur ausnahmsweise offiziell aner¬ 
kannt sind. Der Verkauf und die Ver¬ 
pachtung von Boden vor allem an aus¬ 
ländische Unternehmen (Landgrab) 
treibt viele in die Migration. 37 Pro¬ 
zent des besten Agrarlandes in Ghana 
war 2010 in ausländischem Besitz für 
den Anbau von Agrotreibstoffen. Mit 
1,6 Mio. Dollar förderte die Regierung 
den Anbau von Jatropha-Bäumen in 
Vertragswirtschaft, der sich inzwischen 
als Flop erwies. Die Kleinbauern verlo¬ 
ren die traditionelle und die neue Exis¬ 
tenzgrundlage. 

Ähnlich wird mit der Ressource Meer 
verfahren. Als technologische Entwick¬ 
lungen Fischfang und Ölförderung auf 
offener See ermöglichten, wurden den 
Staaten „Ausschließliche Wirtschafts¬ 
zonen“ bis zu 200 Seemeilen vor der 
Küste zugestanden. Die EU subventi¬ 
onierte eine industrielle Fischfangflotte 
bis zu 90 000 Schiffen, die inzwischen 
bis 600 Tonnen Fisch pro Tag verarbei¬ 
ten. Als die Erträge in der EU wegen 


Überfischung sanken, subventionierte 
sie ihre Unternehmen mit Fanglizen¬ 
zen aus Westafrika. Vor Ghana wird das 
Meer sogar ohne Lizenzen überfischt 
und etwa 2,5 Millionen Menschen, die 
direkt und indirekt vom traditionellen 
Fischfang abhängen, existenziell be¬ 
droht und in die Migration getrieben. 
Ein Hauptziel der grünen Revolu¬ 
tion ist der Zugriff auf die Ressour¬ 
ce Saatgut. Noch wird es weltweit zu 
70 Prozent aus der eigenen Ernte ge¬ 
wonnen, weiterentwickelt und einge¬ 
tauscht. Hier winken riesige Profite, 
wenn große Unternehmen stattdes- 
sen patentgeschütztes Saatgut samt 
Unkrautvernichtern und Dünger ver¬ 
kaufen und sich traditionelle Züchtun¬ 
gen für eigene Patentierung aneignen. 
Vier dieser Unternehmen beherrschen 
70 Prozent des globalen Saatgut-Han¬ 
dels. Unter ihrem Einfluss mussten die 
Entwicklungsländer für einen WTO- 
Beitritt erste Regelungen zum Patent¬ 
schutz akzeptieren, die jetzt verschärft 
werden. „Entwicklungshilfe“ verbrei¬ 
tet nun die patentgeschützten Sorten 
und über „Hilfe“ an der Erforschung 
einheimischer Nutzpflanzen greifen 
die Konzerne auf traditionelles Saat¬ 
gut zu. Viele Kleinbauern, die in den 
Produktionsketten an den Einsatz 
der teuren „Hochertragssorten“ ge¬ 
bunden werden, geraten durch hohe 
Produktionskosten in Überschuldung 
und den Zwang zur Migration. So wird 
in Ghana Mais noch zu 70 Prozent an 
den großen Konzernen vorbei gehan¬ 
delt, aber AGRA und auch deutsche 
„Entwicklungshilfe“ bieten vielfälti¬ 
ge Starthilfe für die Integration von 
Kleinbauern in die kapitalistischen 
Warenketten. Sie ermuntern z.B. die 
Regierung von Ghana zur Subventi¬ 
on von Dünger, was 2012 mit 66 Mio. 
Dollar 46 Prozent des Agrarhaushal¬ 
tes beanspruchte, obwohl unkritische 
Düngung gerade in tropischen Län¬ 
dern langfristig die Bodenfruchtbar¬ 
keit mindert. Sie bieten Maisfarmern 


in Produktionsketten eine Versiche¬ 
rung gegen klimabedingte Risiken. Als 
die Existenz der Ananasbauern durch 
eine süßere billigere Ananas von Del- 
monte gefährdet wurde, förderte die 
deutsche Entwicklungshilfe mit neu¬ 
em Saatgut und Hilfe zur Standardisie¬ 
rung die Eingliederung in die großen 
Produktionsketten der Konzerne. 

Für die Migration in Afrika gibt es viele 
Ursachen. Man kann von „multifakto¬ 
riellem Geschehen“ oder vom „Spill¬ 
over-Effekt“ sprechen, wenn man sich 
nicht traut, deutlicher zu werden. Si¬ 
cher ist aber, dass die kapitalistische 
Eroberung der afrikanischen Land¬ 
wirtschaft eine der wichtigsten Ursa¬ 
chen darstellt. Daran wird sich nichts 
ändern, solange die afrikanischen 
Ländern nicht ihre eigenen Entwick¬ 
lungswege gehen können, sondern in 
Partnerschaften gezwungen werden, in 
denen sie durch die Produktivitätsun¬ 
terschiede und offenen Kapital- und 
Warenverkehr ihrer wirtschaftlichen 
Ressourcen beraubt werden. 
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„Kunst ist Waffe!" 

Zum 125. Geburtstag des deutsch-jüdischen Schriftstellers und Arztes Friedrich Wolf (1888-1953) 



N ichts hätte besser zum Berliner 
Themenjahr „Zerstörte Vielfalt“ 
gepasst als eine Wiederauffüh¬ 
rung des 1933 bereits im Exil entstan¬ 
denen Dramas „Professor Mamlock“ 
von Friedrich Wolf. Es ist wohl das 
beste, eindringlichste Stück über den 
Beginn des faschistischen Terrors in 
Deutschland, das zugleich auf frap¬ 
pierende Weise die damalige Atmo¬ 
sphäre im Lande zwischen Fanatismus, 
Anpassung und Widerstand skizziert. 
Ein Stück voller „Action“ und Leiden¬ 
schaft, mit ernsten, klugen und sogar 
erheiternden Dialogen, wie es sich kein 
Theater besser wünschen könnte. 
Etwa wenn die 14-jährige Ruth Mam¬ 
lock naiv-schwärmerisch zu einem Ge¬ 
nossen ihres Bruders, der nach dem 
Reichstagsbrand mit illegalen Flugblät¬ 
tern unterwegs ist, sagt: „Und da meine 
ich, Sie müssen doch einen wunderba¬ 
ren Idealismus haben, wenn Sie so für 
Ihre Ideen eintreten!“ 


Darauf antwortet der kurz angebun¬ 
den: „Mädel, red keine Brühe! Idea¬ 
lismus, das ist doch bloß, wenn’s einem 
nicht weh tun soll.“ 

Dieses Zeitstück will einfach nicht ver¬ 
alten. Wenn Mamlock nach dem Verrat 
seiner Kollegen in der Klinik wettert: 
„Wie? Ihr zittert, ihr wollt nicht kämp¬ 
fen, ihr meint, man kann mit weichen 
Knien durch die Reihen der Gegner 
schleichen, man kann den Kampf ver¬ 
meiden? Ihr täuscht euch!“ - dann ist 
das erstaunlich aktuell und wird es im¬ 
mer bleiben. 

Dem jüdischen Krankenpfleger Simon 
ist es Vorbehalten, über der Bahre des 
sterbenden Professors die letzten Wor¬ 
te zu sprechen: „.... was in diesen Tagen 
und Wochen geschehen ist, das werden 
wir nicht vergessen, bestimmt nicht ver¬ 
gessen, niemals vergessen!“ 

Wie gesagt, ein passenderes Stück zum 
Gedenken an das böse Jahr 1933 lässt 
sich schwer finden. Doch die deut¬ 


schen Bühnen - ernsthaft verwundern 
wird das kaum jemanden - haben den 
„Mamlock“ nicht inszeniert. Vermut¬ 
lich reicht dafür allein die Tatsache, 
dass der kommunistische Widerstand 
in Gestalt von Mamlocks Sohn Rolf, ei¬ 
nes „roten Studenten“, als Alternative 
zum Selbstmord des resignierten Vaters 
dargestellt wird. Dabei war diese Kon¬ 
stellation - konservatives Elternhaus 
versus radikale Jugend - in der Wei¬ 
marer Republik typisch. Umso unsinni¬ 
ger, wenn heutige Kritiker die Figur des 
Rolf als „aufgesetzt“, gar als eine Kon¬ 
zession an KPD-Vorgaben empfinden. 
Gelegentlich gezeigt wurde in die¬ 
sem Jahr immerhin die hervorragen¬ 
de DEFA-Verfilmung von „Professor 
Mamlock“ (1961, Regie: Konrad Wolf), 
seit kurzem nun auch als Video bei 
Icestorm erhältlich. 

Von Nietzsche zu Marx 

Der 1888 in Neuwied am Rhein als 
Sohn des jüdischen Kaufmanns Max 
Wolf und dessen Frau Ida geborene 
Friedrich hatte sich durch eine Menge 
Metaphysik und durch handfeste Nöte 
und Erfahrungen hindurchzukämpfen, 
bevor er 1928, nicht mehr als jugendli¬ 
cher „Triebtäter“, sondern als 40-jähri¬ 
ger praktizierender Arzt und Familien¬ 
vater, zur KPD stieß. Nach dem Abitur 
hatte er in Heidelberg, München, Bonn 
und Berlin Medizin, aber auch Bildhau¬ 
erei und Malerei studiert, schließlich 
1912 promoviert. Nebenbei war er flei¬ 
ßig gewandert, hatte sich als Turner und 
Aktmodell hervorgetan, seinen Mili¬ 
tärdienst absolviert und seine spätere 
erste Frau kennen gelernt, die er 1914 
heiratete. Den Ersten Weltkrieg erleb¬ 
te er als Arzt an der Front, wurde dort 
politisch radikalisiert, was zunächst, 
man staune, eine Mitgliedschaft in der 
SPD bedeutete. Seine lange, von Nietz¬ 
sche zu Marx führende und von vielen 
Zweifeln geprägte Suche war ihm spä¬ 
ter selbst so peinlich, dass er sie gern 
verkürzt darstellte. 

Sein erstes expressionistisches Drama 
„Das bist du“ wurde 1919 in Dresden 
von Berthold Viertel uraufgeführt. 

Es ist an dieser Stelle unmöglich, sein 
abenteuerliches Leben zu schildern, 
das ihn „durch die Welt warf“, oder sei¬ 
ne Werke aufzuzählen, zu denen neben 
berühmten Dramen wie „Cyankali“ 
und „Die Matrosen von Cattaro“ auch 
Romane, Hörspiele, Essays, Gedichte 
und bezaubernde Kindergeschichten 
(„Die Weihnachtsgans Auguste“) ge¬ 
hören. Die in der DDR erschienene 
Werkausgabe umfasst immerhin sech¬ 
zehn Bände. Nicht unerwähnt bleiben 
soll sein medizinisches Hauptwerk 
„Die Natur als Arzt und Helfer“ von 
1927, ein dicker Wälzer, der damals in 


tausenden deutschen Haushalten zu 
finden war, illustriert mit Fotos des fast 
nackten Autors und seiner Familie. 
Wolfs Engagement für Frauenrechte 
steht ziemlich einzigartig in der männ¬ 
lichen deutschen Literaturgeschichte 
da- davon zeugt nicht nur sein Kampf 
gegen den Abtreibungsparagraphen 
218, der ihn sogar ins Gefängnis brach¬ 
te, sondern das zeigen auch seine star¬ 
ken Frauengestalten, denen seine un¬ 
verhohlene Bewunderung galt. Zuletzt 
schuf er noch für die DEFA eine durch¬ 
aus ernsthafte Komödie um eine jun¬ 
ge Frau, die nach dem Krieg in einem 
märkischen Dorf Bürgermeisterin wird 
(„Bürgermeister Anna“). 

Dass seine Liebe zum anderen Ge¬ 
schlecht keine rein literarische war und 
keine puritanischen Maßstäbe kannte, 
entsprach seiner leidenschaftlichen Na¬ 
tur. Er hatte, soweit bekannt, sieben 
Kinder von vier Frauen. Seine Söhne 
Markus und Konrad, die der Ehe mit 
seiner zweiten Frau Else entstammten, 
haben sich ihrerseits - in ganz unter¬ 
schiedlichen Metiers - einen Namen 
gemacht. Sein letzter noch lebender 
Sohn Thomas ist profilierter Naturwis¬ 
senschaftler und aktives Mitglied des 
Vorstands der Friedrich-Wolf-Gesell- 
schaft. 

Kunst als Waffe 

Wer Friedrich Wolfs Stil zu wenig raffi¬ 
niert, „sophisticated“ und „tricky“ fin¬ 
det, dem sei gesagt, dass es dem Mann 
in der Tat darauf ankam, von mög¬ 
lichst breiten Leserkreisen verstanden 
zu werden. Er wollte Wirkung erzielen, 
nicht morgen oder übermorgen, son¬ 
dern sofort. 

Er selbst hatte sich seinen Weg der Er¬ 
kenntnis - wie gesagt, von Nietzsche 
ausgehend - zu mühsam durch nebel¬ 
hafte idealistische Weltinterpretatio¬ 
nen hindurchbahnen müssen. Formal 
entsprachen der Bauhausstil und die 
Neue Sachlichkeit seinem Ideal. 

In einem Aufsatz formulierte er 1921 
Sätze, die bis heute Gültigkeit besitzen: 
„Der Kampf gegen das Zuviel, das ist 
der Kampf um den neuen Menschen! 
Doch so lange der Kulturmensch noch 
Manschetten und Kragenknöpfchen 
,braucht 4 , solange ist an eine Verein¬ 
fachung nicht zu denken. (...) Ballast! 
Zentnerlast! Bedrückung durch die 
Objekte! (...) Nicht Produktion, sinn¬ 
los ins Uferlose, wird die Losung sein. 
Reduktion zum Notwendigsten!“ 

Das galt ihm auch für die Literatur: 
.. ./Das/Wort ist nackt, pur, Wurzel, Si¬ 
gnal (...) Auch der Existenzkampf der 
Sprache ist der bewusste Kampf zum 
Existenzminimum hin.“ 

In einem Gedicht von 1928 formulier¬ 
te er sein berühmtes Motto: „Kunst ist 


nicht Dunst noch snobistisch Gegaffe,/ 
Kunst ist Waffe!“ 

Dieses oft verspottete Dogma des 
„sozialistischen Realismus“ hat er in 
seinem Schaffen bis zuletzt umzuset¬ 
zen versucht. Tagesaktualität war ihm 
wichtiger als Nachruhm. So war es 
wohl unvermeidlich, dass einige seiner 
Werke nicht die Höhe des „Mamlock“ 
erreichten und verblassten. 

Lion Feuchtwanger hat in einem Bei¬ 
trag zum 60. Geburtstag Wolfs „die 
Einheit des Mannes und seines Wer¬ 
kes“ gerühmt: „... es ging von ihm aus 
ein jugendlich revolutionäres Feuer, 
ein geradezu knabenhaft ungestümer 
Wille, die Welt aus dem, was sie ist, zu 
dem zu machen, was sie sein soll.“ 

Wie kann man Friedrich Wolf heute 
ehren? 

Was er seinem letzten Dramenhelden 
Thomas Müntzer in den Mund legte, 
trifft ebenso auf ihn selbst, den enga¬ 
gierten Schriftsteller und Aufklärer 
zu: „... rettet sein Wort, seine Gedan¬ 
ken, seine Pläne, sein Wesen... rettet 
die große Sach, die auch eure Sach ist, 
so wird auch der Münzer nit verges¬ 
sen sein ...“ 

So bedauerlich es ist, dass weder eine 
angemessene aktualisierte Biographie 
noch eine umfassende Briefausgabe 
dieses Schriftstellers vorliegen - es 
genügt, ihn zu lesen, um von seinem 
Temperament, seiner Überzeugungs¬ 
kraft, seiner Lebensfreude und seinem 
Witz angesteckt zu werden. 

Cristina Fischer 

Professor Mamlock. DDR 1961, 

93 Min., Regie: Konrad Wolf (Icestorm) 

9.99 Euro 

Der Rat der Götter. DDR 1950,105 Min., 
Regie: Kurt Maetzig (Icestorm) 

3.99 Euro 

125. Geburtstag 
im Hause 
Friedrich Wolfs 

Montag, 23.12.13,15.00 Uhr 
Friedrich-Wolf-Gedenkstätte 
Alter Kiefernweg 5 
16515 Oranienburg 
OT Lehnitz 

Mitglieder der F.-Wolf-Gesell- 
schaft und der Familie Wolf la¬ 
den ein und erzählen ihre Ge¬ 
schichten und Erlebnisse. Fried¬ 
rich Wolf selbst kommt im 
Originalton zu Wort. 

www.friedrichwolf.de 


Panorama mit Künstlerfamilie, 
Geschichtswerk und Geschichtenbuch 

Über die Biografie der Bachs, „einer deutschen Familie“ 


Selten kommt ein Literaturkritiker in 
die Lage, ein Buch uneingeschränkt zu 
empfehlen und ihm allergrößte Ver¬ 
breitung zu wünschen. Es geht zuerst 
um die Geschichte der Familie Bach, 
deren Ruhm Klaus-Rüdiger Mai aus 
der Familie erklärt, deren Geschich¬ 
te er als eine Musik- und Musikerge¬ 
schichte nacherzählt. Erzählt ist der 
richtige Begriff, denn der Autor, der 
unter Pseudonym erfolgreich große 
historische Romane schreibt, setzt er¬ 
zählerische Mittel ein, mit denen ein 
Sachbuch durch seine Darstellung be¬ 
geistern kann. 

Die Geschichte der Familie wird zum 
anderen zu einer Geschichte des Fort¬ 
schritts seit der Reformation, verbindet 
sich mit dem sozialen und politischen 
Selbstbewusstwerden des Bürgertums 
und mit Kunst, die die Grenzen der 
Kirche sprengt, um in das alltägliche 
Leben zu gelangen, eine Kunst, die sich 
auch irdischer Liebe widmete und sie 


thematisierte. Eindrucksvoll setzten 
die unterschiedlichen Mächte ihre his¬ 
torische Bedeutung und ihre gestalte¬ 
rischen Vorstellungen zur Fürsorge für 
Kunst ein, „trotz klammer Kassen“. Es 
war ihnen bewusst, dass durch Kunst 
nicht nur nationale Geistigkeit ge¬ 
schaffen wurde, sondern auch Wissen 
und Erfahrungen aufbewahrt wurden. 
Die Bachs wussten diese Bedingungen 
auf vielfältige Weise zu nutzen, schufen 
so deutsche Kunst und wurden zu einer 
Künstlerdynastie. 

Das Buch ist auch eine Abrechnung 
mit dem Geniekult: Detailliert, mate¬ 
rialreich und beeindruckend wird be¬ 
schrieben, wie sich über Generationen 
Begabung entwickelte, die unter für sie 
günstigen sozialen und geistigen Be¬ 
dingungen schließlich zur Höchstform 
auflief, und wie das Genie Johann Se¬ 
bastian das Ergebnis des Zusammen¬ 
treffens dieser Begabung, familiärer 
Förderung, historischer Bedürfnisse 


und historischer Gegebenheiten wur¬ 
de. Parallel zum Aufstieg der Familie 
zu höchster Künstlerschaft gab der 
Musiker seinen Status als „Handwer¬ 
ker und Dienstleister“ auf und emp¬ 
fand sich „zunehmend als autonomer 
Künstler“. 

Diese Familien-Biografie ist Ausdruck 
einer bürgerlichen Selbstbewusstheit, 
die aus der Erkenntnis entstand, als 
Künstler eine geistige Macht gewor¬ 
den zu sein. Zur Macht ist diese Mu¬ 
sik geworden, weil sie aus Arbeit und 
im Kontakt mit Arbeit entstanden ist 
und in den gesellschaftlichen Prozess 
zurückwirkt. Schon der „halbmythi¬ 
sche“ Ahnherr Veit Bach (?-1619), 
Müller und Bäcker, erlernte, nachdem 
er aus Ungarn nach Thüringen geflo¬ 
hen war, um sich seine reformatori- 
sche Haltung nicht zerstören zu lassen, 
„von den Mühlsteinen den Takt“; die¬ 
ser Veit verkörperte für Johann Sebas¬ 
tian Bach, der mit ihm seine Chronik 


„Ursprung der musicalisch-Bachischen 
Familie“ eröffnete, auch wesentliche 
Eigenschaften der Familie, zu denen 
Verantwortung für die Menschen und 
die Familie, Gerechtigkeit und Klar¬ 
heit des Denkens gehörten. Bereits bei 
ihm wurde erkennbar, was die Familie 
auszeichnete und in Johann Sebastian 
Bach einen Höhepunkt erlebte: Das 
musikalische Streben wurde durch auf¬ 
klärerische Vernunft, rationale Selbst¬ 
bestimmung und Entschiedenheit, die 
an „Eigensinn“ grenzte, begleitet. Aus 
der Reformation Luthers bezogen sie 
die Überzeugung, dass der Mensch 
„frei und niemandes Untertan“ sei, 
also kein Sünder, der nur auf Erbar¬ 
men hoffen kann, und der sich deshalb 
frei entscheiden kann, Verantwortung 
für die Welt zu übernehmen, das hieß 
auch Verantwortung für die Familie. 
Wie ein Familienprinzip durchzieht 
das Buch die Feststellung, es war „bei 
den Bachs üblich,..., das Zusammen¬ 
gehörigkeitsgefühl zu stärken“. Daraus 
entstand die Souveränität der Bachs, 
ihre Fähigkeit, sich mit ihrer Musik 
durchzusetzen, die zum Beginn des 
modernen, des kopernikanischen Welt¬ 
bildes gehörte, zu dem Johann Sebasti¬ 


an Bach, Newton, Leibniz und andere 
beitrugen. Wesentlich wurde, dass die 
Verbesserung der Welt „in der Hand 
der Menschen lag“. 

Hilfreich ist, zuerst den Stammbaum 
der Bachs - der vier Linien in Thürin¬ 
gen und Franken - zur Kenntnis zu 
nehmen, das übersichtliche Register 
zu überschauen, um die vielen Bachs 
auseinanderhalten zu können, und 
sich dann dem 50-jährigen Johann Se¬ 
bastian Bach zu widmen, der sich an 
einer Familienchronik versucht, die 
zur Grundlage des Buches wurde. Ein 
Buch von seltener Schönheit und lite¬ 
rarischer Eleganz, ein Lektüre- und 
Bildungsgenuss, bei dem man rätselt, 
wie der Autor die vielfältigen histori¬ 
schen Vorgänge zu finden und auszu¬ 
wählen vermochte, wie er unterschied¬ 
liche Kunst- und Wissenschaftsgebiete 
zu vereinigen verstand und dennoch 
immer beim Erzählen blieb, selbst Mu¬ 
sik wird so beschrieben, dass man sie 
zu hören glaubt. Es ist ein Buch, das 
den Deutschen Bücherpreis verdiente. 

Rüdiger Bernhardt 
Klaus-Rüdiger Mai: Die Bachs. Eine 
deutsche Familie. Berlin: Propyläen, 
2013,460 S., 26,99 Euro 
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Frank Deppe: 

Machiavelli - Zur Kritik der reinen Politik 

Angesichts einer tiefen Krise beschwört Machiavelli einen ima¬ 
ginären Führer, dessen Gewaltregime die Macht zwischen den 
Hauptklassen ausbalancieren und den Verfall aufhalten soll. Deppe 
widmet sich auch der neuzeitlichen Machiavelli-Rezeption vom 
italienischen Faschismus bis zur Neuen Rechten, aber auch der 
von Gramsci und der Linken. 

Hardcover - 529 Seiten - 28,00 Euro 



Georg Fülberth: 

G Strich - Kleine Geschichte des Kapitalismus 
5 ., erweiterte Auflage 

Was ist das, wovon alle Reden: Kapitalismus? Der theoretischen 
Klärung folgt eine historische Darstellung. Sie umfasst auch die 
Gegenbewegungen und mündet in die Frage nach dem Ende die¬ 
ser Produktions- und Lebensweise. »G Strich« sei »eine gewaltige 
Wohltat«, so Dietmar Dath in der FAZ. 


346 Seiten - 16,90 Euro 



Florence Herve / Melanie Stitz (Hg.): 

Wir Frauen 2014 - Taschenkalender 

Übersichtliches Kalendarium, viel Platz für eigene Eintragungen, 
praktischer Kunststoffeinband. Jede Menge Fotos, Gedichte und 
Prosatexte sowie Büchertipps, Adressen und Links. Das beliebte 
kleine Lexikon ist 2014 den Architektinnen und Städtebauerinnen 
gewidmet. Dazu Informatives und Spannendes aus Gegenwart 
und Geschichte, Politik, Kunst und Kultur. 


256 Seiten - 9,95 Euro 
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Meine progressive Woche 

Vom 7. bis 13. Dezember 


Dienstag 

Es gab Zeiten, da waren deutsche Be¬ 
hörden als Muster an Zuverlässigkeit 
weltweit gerühmt. Nicht umsonst emp¬ 
fahl der große Lenin dereinst die inne¬ 
re Organisation der deutschen Post als 
Matrize beim Aufbau des ersten sozia¬ 
listischen Staatswesens. 

Unbedingte Zuverlässigkeit war die 
Voraussetzung gewesen, um den preu¬ 
ßischen und später deutschen Staat 
zum präzisen Instrument während der 
schwindelerregenden Gründerjahre des 
deutschen Kapitalismus und später zur 
Welteroberungsmaschinerie des deut¬ 
schen Imperialismus zu machen - wie 
bekannt ohne Gewähr. 

Im Bereich der Sozialversicherungen 
gründete diese Zuverlässigkeit auch 
auf der Kraft der Arbeiterklasse, die 
Kapital und Staat ihre Rechte in jahr¬ 
hundertüb er greif enden Kämpfen ab¬ 
gerungen hat. Das Vertrauen in Beamte 
und Sachbearbeiter hatte einen Grund: 
Kontrolle von unten. 

All dies löst sich auf oder liegt bereits in 
Trümmern. Das neueste Beispiel ist die 
Gesetzliche Rentenversicherung. Jahr 
für Jahr flattern den Beschäftigten deren 
Mitteilungen ins Haus, welche Rente zu 
erwarten ist. Das ARD-Wirtschaftsma¬ 
gazin PlusMinus enthüllt heute, mit wel¬ 
cher Schamlosigkeit deutsche Behörden 
ihre Bürger über für diese elementare 
und lebenswichtige Zahlen anscheinend 
bewusst täuschen. 

Quintessenz: Selbst ein Durchs chnitts- 
verdiener, der 45 Jahre in die Renten¬ 
kasse eingezahlt hat, landet der Sendung 
zufolge bei Berücksichtigung aller Ab¬ 
züge im Alter an der Armutsgrenze. Von 


1300 Euro beispielsweise, die die Ren¬ 
teninformation ihm in Aussicht stellt, 
blieben real gerade einmal 950 Euro 
übrig. 

Mittwoch 

Die Oppositionsbänke sind hart. Franz 
Müntefering sagte: „Opposition ist 
Mist.“ Gabriel und Genossen machen 
daraus ein Regieren um jeden Preis. 
Doch der störende Mist bleibt, in dieser 
Legislaturperiode in Gestalt von Grü¬ 
nen und Linkspartei. 

Was also tun, wenn man die erdrücken¬ 
de Mehrheit in Bundestag und Bundes¬ 
rat hat, wenn man die dritte Gewalt, die 
Justiz, eigenhändig in die Ämter gehievt 
hat, wenn man die Kontrolle über die 
öffentlich-rechtlichen Medien und die 
unverbrüchliche Komplizenschaft der 
Privaten hat? 

Da lehnt man sich zurück und wird 
großzügig. Und lässt die vereinte Mini- 
Opposition ein paar Minütchen länger 
reden, als ihr laut Bundestagsordnung 
zusteht. Am Ende stimmt die Große Ko¬ 
alition so oder so durch. Aber es macht 
sich einfach demokratisch, wenn die Ta¬ 
gesschau zweieinhalb Oppositionsred¬ 
ner bringen kann. Und wie erhebend ist 
das Gefühl, wenn man nachher - beim 
Bierchen - der netten Kollegin von der 
anderen Fraktion sagen kann: „ Es war 
doch gut, dass wir mal drüber geredet 
haben“ - über die Sozialkürzungen, die 
Militäraktion, die Vorratsdatenspeiche- 
rung, das neue Atomkraftwerk usw. 

Donnerstag 

In den Jahren des deutschen Herbstes 
kam niemand in die Verlegenheit, ir¬ 
gendeine „ Information “ über den Ter¬ 


rorismus von links zu verpassen. Alle 
Ämter und Medien waren auf Hoch¬ 
touren bemüht, ihrer „ Informations- 
Pflicht“ über die Untaten der Linken 
nachzukommen. 

Drei Jahrzehnte und einige hundert 
Tote durch Terror von Rechts weiter 
sieht die Sachlage anders aus. Wissens¬ 
wertes über den rechten Sumpf wird nur 
zögern und unzusammenhängend be¬ 
kannt. Aufklärungsarbeit gibt es, aber 
sie wird weder von den zuständigen 
Behörden noch von den Massenmedi¬ 
en geleistet. 

Kennt eigentlich jemand den Namen 
des Generalbundesanwaltes? Er heißt 
Harald Range und lässt heute im Rah¬ 
men der Jahrespressekonferenz seiner 
Behörde eher beiläufig fallen, dass es 
Ermittlungen gegen vier (!) rechtster¬ 
roristische Vereinigungen außer dem 
NSU gebe. Angesichts des rechtsterro¬ 
ristischen Konzeptes des Massenterrors 
hätte man sich gewünscht, dass die Öf¬ 
fentlichkeit - gelinde gesagt - etwas of¬ 
fensiver über diese Bedrohung aufge¬ 
klärt wird. 

Doch selbst ein „Lieber spät als nie“ 
bleibt einem im Halse stecken, als 
Range fortfährt, dass sich bei den Er¬ 
mittlungen in keinem Fall Anzeichen 
für bevorstehende Anschläge ergeben 
hätten. Na prima. Bis die NSU sich 
selbst in die Öffentlichkeit gebombt 
hatte, hieß es ja offiziell: Gibfs nicht, 
hat‘s nicht gegeben, wird es nicht ge¬ 
ben. 

Die „ Sorgfalt“ der Ermittlungen gegen¬ 
über Neofaschisten ist offensichtlich un¬ 
verändert. 

Adi Reiher 


Kein Weihnachtsmärchen 

Der Kufen-Skandal von Grenoble 


Z ur Weihnachtszeit werden gern 
Märchen erzählt. Mir fiel dieser 
Tage ein Text in die Hände, der so 
gar nichts Märchenhaftes an sich hatte 
und mich auf die Idee brachte: Warum 
nicht mal ein Kontrastprogramm? 
Dann wurde mir bewusst, dass der Text, 
den ich schon vor 45 Jahren geschrie¬ 
ben hatte, die Olympischen Winterspie¬ 
le zum Thema gehabt hatte. Es waren 
die zehnten gewesen. Demnächst wer¬ 
den in Sotschi die zweiundzwanzigsten 
gefeiert! Was mir auch noch in den Sinn 
kam: In Grenoble war die DDR zum 
ersten Mal mit eigener Mannschaft an 
den Start gegangen und konnte ihre 
Erfolge mit Flagge und Hymne fei¬ 
ern. Das wiederum hatte Bonn - kein 
Wunder - maßlos erbost. Man erwog 
allen Ernstes eventuell gar keine ei¬ 
gene Mannschaft nach Grenoble zu 
schicken! Stattdessen entschloss man 


sich dann zu einem Attentat, das als 
Rennschlittenskandal als Rarität in 
die olympische Geschichte einging. Ich 
zerrte den Artikel aus meinem Archiv 
und fand, dass er doch auch Symptome 
eines Märchens hatte, eines allerdings 
von der übelsten Art. 

Hier die Ereignisse kurz und knapp 
erzählt. Mein „junge-Welt“-Kolle- 
ge „Piepe“ hatte zu Beginn der Spie¬ 
le geschworen, am letzten Abend die 
Strecke von der Rennschlittenbahn in 
Villard de Lans nach Grenoble zu Fuß 
zurückzulegen (12 km bergab) wenn 
die DDR-Athleten fünf Medaillen er¬ 
obern sollten - die meisten erwartete er 
von den Rennschlittenpilotinnen und 
-piloten. Sie schafften es nicht, aber 
nur - mancher mag sich daran erin¬ 
nern - weil BRD-Funktionäre sie erst 
verdächtigt und dann bezichtigt hatten, 
ihre Rivalen mit geheizten Kufen be¬ 
trogen zu haben, 
erzwangen so ihre 
Disqualifikation 
wodurch der DDR 
nach zwei von vier 
Läufen zwei schon 
fast sichere Me¬ 
daillen entwen¬ 
det worden waren. 
Deshalb entschied 
„Piepe“, dass er 
sich an seinen 
Schwur zu halten 
habe und ich wie¬ 
derum wollte ihn 
nicht allein durch 
die kalte, dunkle 
Nacht marschie¬ 
ren lassen. 
Unterwegs hat¬ 
ten wir Muße und 
Zeit genug, den 
Skandal, den wir 
Schritt um Schritt 
verfolgt hatten, 
noch einmal zu 
analysieren und 
als wir das Stadt¬ 
schild „Grenob¬ 
le“ erreicht hat¬ 
ten, entschloss ich 
mich, nach der Fei¬ 
er einen Rapport 
zu Papier zu brin¬ 


gen. Dieser Tage war ich nun froh dar¬ 
über, denn mancher heute 20-30- oder 
Vierzigjährige könnte die Geschichte 
vielleicht doch für ein Weihnachtsmär¬ 
chen halten. 

Zu den Fakten: Man schrieb den 13. Fe¬ 
bruar 1968. Die ersten Rennläufe hat¬ 
ten wegen des schlechten Wetters be¬ 
reits mehrmals verschoben werden 
müssen. Schon deshalb war ich an je¬ 
nem Morgen pünktlich in Villard des 
Lans, wo man die olympische Renn¬ 
schlittenbahn in den Fels gehauen hat¬ 
te. Um 7.30 Uhr sollte der erste Schlit¬ 
ten in die Kurven rasen, aber wieder 
musste man den Start um eine halbe 
Stunde verschieben. Die DDR-Fahrer 
stiegen zum Start hinauf, die Mädchen 
saßen noch beim Frühstück. Niemand 
konnte ahnen, dass zu diesem Zeit¬ 
punkt die Fallstricke längst gezogen 
worden waren. In der Nacht zuvor hat¬ 
ten westdeutsche Funktionäre einen 
Empfang beim Bürgermeister von Gre¬ 
noble genutzt, um das Anti-DDR-At¬ 
tentat zu inszenieren. Die DDR-Renn¬ 
schlittenfahrerinnen hatten nach den 
ersten beiden der vier Läufe die Plätze 
eins und zwei behauptet, hinter einer 
Italienerin folgte mit 27 Hundertstel¬ 
sekunden Rückstand die dritte. 

So begann das Komplott: Der west¬ 
deutsche Mannschaftsleiter Hartmann 
schlug der Jury am frühen Morgen 
beiläufig vor, die Kufen einiger DDR- 
Männerschlitten zu kontrollieren, ob 
sie nicht „geheizt“ worden waren, was 
die Schlitten beschleunigte. Der cle¬ 
vere Thomas Köhler fragte die „Kon¬ 
trolleure“ sofort misstrauisch: „Ist was 
mit den Kufen?“ Hartmann und sei¬ 
ne Verbündeten hätten also vor Ort 
ihren Verdacht melden müssen, was 
niemand hätte kontrollieren können, 
weshalb er weiterzog. Als die Frauen 
an der Reihe waren, schickte Hartmann 
seine Verbündeten erneut los. Der ös¬ 
terreichische Trainer Walch warf einen 
Schneeball auf den Kufenstahl, der von 
dort - so zahlreiche Zeugen - sanft 
herabperlte. Man zog weiter bis zur 
Schiedsrichterhütte und dort meldete 
Walch: „Die DDR hat die Kufen ge¬ 
heizt!“ Eine knappe halbe Stunde spä¬ 
ter wurde dem DDR-Mannschaftsleiter 
eröffnet, dass die Mädchen disqualifi¬ 


ziert worden seien. „Zufällig“ erschien 
in diesem Augenblick Gieseler, der 
Sekretär des BRD-Sportpräsidenten 
Daume, auf der Bildfläche. Minuten 
später ließ BRD-Teamchef Hartmann 
alle übrigen Mannschaftsleiter, außer 
den der DDR, in sein Hotel einladen 
und schlug dort vor, es nicht bei der 
Disqualifikation der Frauen zu belas¬ 
sen, sondern auch die Männer auszu¬ 
schließen. Die Eingeweihten stimmten 
dafür, die anderen - die Mehrheit - vo¬ 
tierten dagegen. 

Inzwischen hatten „Piepe“ und ich den 
„Fall“ übernommen. Die betroffenen 
Mädchen hatten beim Notar eine eides¬ 
stattliche Erklärung abgegeben, die Ku¬ 
fen nicht geheizt zu haben. Dann trieben 
wir den Präsidenten des Rennschlitten¬ 
verbands, den Österreicher Issatitsch, 
auf und fragten ihn in Gegenwart zahl¬ 
reicher Journalisten: „Die Mädchen 
haben per Eid versichert, nicht geheizt 
zu haben, halten Sie die Mädchen für 
meineidig?“ Issatitsch: „Sie haben mir 
zu Protokoll gegeben, dass sie es nicht 
getan haben. Ich glaube ihnen!“ 

Als nächstes mobilisierten wir in Gre¬ 
noble den IOC-Präsidenten Avery 
Brundage, der nach Villard de Lans 
gefahren kam, die Jury zusammenhol¬ 
te und von ihr forderte, ihm ihre Bewei¬ 
se zu präsentieren. Hinterher erklärte 
er nur: „Das IOC ist nicht imstande, 
Schiedsrichterentscheidungen aufzu¬ 


heben ...“ Am nächsten Tag lud er die 
Betroffenen demonstrativ in sein Hotel 
zu einem Empfang, erklärte noch ein¬ 
mal, dass er die Entscheidung nicht auf- 
heben könne und sagte dann: „Sicher 
gibt es einige Widersprüche ...“ 

Wenig später meldete die bundesdeut¬ 
sche Agentur dpa: „Die Disqualifikati¬ 
on wurde nach einer Sitzung der Sport¬ 
kommission und einer Mannschafts¬ 
leitersitzung bestätigt.“ Zwei Stunden 
später erklärte der Vorstand des Renn¬ 
schlittenverbands (FIL): „Der FIL- 
Vorstand erklärt, dass ihm von einer 
Entschließung ... nichts bekannt sei.“ 
Die ersten Lampen von Grenoble ka¬ 
men in Sicht. Ein Polizeiwagen brems¬ 
te neben uns. Es war Ernest, der uns 
DDR-Journalisten während der olym¬ 
pischen Tage begleitet und uns auch auf 
unseren „Ermittlungstouren“ gefahren 
hatte. Er erklärte uns sein Erscheinen 
so: „Ich konnte euch doch nicht durch 
die ganze Stadt laufen lassen und ahn¬ 
te, wann ihr hier eintreffen werdet. Die 
Mädchen warten doch schon vor dem 
Stadion.“ Vier Jahre später holten An¬ 
na-Maria Müller - als Zweite disquali¬ 
fiziert -, Ute Rührold und Margit Schu¬ 
mann in Sapporo alle drei Medaillen! 
Wahrlich kein Märchen, aber ein Ka¬ 
pitel aus dem Tatsachenbericht: „Wie 
die BRD der DDR Jahrzehnte sport¬ 
lich hinterherrannte und was ihr dabei 
alles einfiel... “ Klaus Huhn 



Die Rennrodlerin Ortrun Enderlein, DDR, lag nach zwei von 
vier Läufen auf der Rodelbahn in Führung. Wie die anderen 
Fahrerinnen aus der DDR wurde sie nach einem bis heute 
umstrittenen Protest von BRD-Funktionären disqualifiziert. 


Der rote Kanal 


Berlin - Ecke Schönhauser ..., 

DDR 1957 

Dieter, Kohle, Karl-Heinz und Angela 
gehören zu einer Gruppe Halbstarker, 
die sich regelmäßig unter der U-Bahn- 
Brücke an der Schönhauser Allee ver¬ 
sammeln und den Nachmittag verbrin¬ 
gender Spielfilm zählt zu den bedeu¬ 
tenden DEFA-Gegenwartsfilmen der 
1950er-Jahre und wurde 1995 zu einem 
der 100 wichtigsten deutschen Filme 
aller Zeiten gewählt. 

So., 22.12., 4.10-5.30 Uhr, rbb 


Charlie Chaplin, Ein Uhr Nachts 
und Das Pfandleihhaus, USA 1916 

Ab heute zeigt arte bis Silvester im¬ 
mer nachmittags unter anderem die 
zwölf Filme, die Chaplin für die Mu¬ 
tual Studios gedreht hat. Für viele sei¬ 
ne kreativste Phase. 

Mo., 23.12., 13.10-14.05 Uhr, arte 

Das kalte Herz, DDR1950 

DEFA-Film nach dem Märchen von 
Wilhelm Hauff. 

Stellvertretend für die vielen großar¬ 
tigen Märchenfilme aus der UdSSR 
und der DDR, die wie immer rund um 
Weihnachten gezeigt werden. 

Di., 24.12., 22.40-0.20 Uhr, rbb 




















